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Bezugssystem für Ansätze einer Theorie der erwerbswirtschaftlichen 
und kontrahierten Arbeit 
Jürgen Kühl, Leo Pusse, Bernhard Teriet, Erbard Ulrich 

Ausgehend vom Mangel an umfassenden und geschlossenen Theorien des Arbeitsmarktes und 
seiner Teilbereiche sowie von Lücken der Arbeitsmarktforschung wird versucht, theoretische 
Grundlagen für die Beschreibung und Erklärung von Arbeitsmarktstrukturen und -prozessen 
zu schaffen und damit zur wissenschaftlichen Diskussion beizutragen. 
Haupthilfsmittel ist ein Bezugssystem, das reale Vorgänge, Strukturen und mögliche Abhängigkei-
ten erwerbswirtschaftlicher und kontrahierter Arbeit analytisch aufbereitet, ordnet und modell-
mäßig abbildet. Erkenntnisobjekt ist dabei Arbeit, die auf Erwerb, insbesondere des Lebensunter-
halts, abzielt, deren Inhalte und Begleitumstände zwischen Arbeitskraft- und Arbeitsplatz-
anbietern ausgehandelt und „arbeits“-vertraglich festgelegt werden und die danach in den 
Arbeits- und Produktionsprozeß eingebracht und dort verwertet wird. 
Der Bezugsrahmen stellt auf die Entstehung konkreter Qualifikations- und Arbeitskraftprofile 
sowie Arbeitsplatzprofile ab, die bei Zulässigkeit und Akzeptanz markt-, Vertrags-, kombinations-
und produktionsgemäß in ein Interaktionsverhältnis gebracht werden. 
Der Erläuterung des Schemas dient eine kursorische Beschreibung, die hauptsächlich begriffliche 
Abgrenzungen, Sachverhalte, Beispiele und Anknüpfungspunkte theoretischer Durchdringung um-
faßt. Dargestellt sind 45 Problemfelder und Wirkstellen, die alle miteinander verknüpft gedacht 
werden können. Eine wesentliche Aufgabe künftiger Theoriebildung wird darin bestehen, unter den 
sehr zahlreichen Abhängigkeiten plausible, gehaltvolle, wichtige und weiterführende zu finden. 
Mit diesem ersten Ansatz soll eine entwicklungsfähige Grundlage für eine Bestandsaufnahme vor-
handener Theorien der Arbeit, für eine Fortentwicklung des arbeitsmarkttheoretischen und -politi-
schen Instrumentariums sowie für die Analyse, Prognose und Planung mit Hilfe von ökonometri-
schen und kybernetischen Steuerungsmodellen angeboten werden. 
Das Bezugssystem liegt als Faltblatt bei. 

Gliederung 
1.0 Einleitung 
1. l  Inhaltliche Festlegung für das Bezugssystem 
l .2 Formale Darstellungsprinzipien des Bezugssystems l .3 
Einige kritische Anmerkungen zur Vorgehensweise 
2. Beschreibung der Problemfelder des Bezugssystems 
3. Ausblick 

1.0 Einleitung 
In den letzten Jahren sind in der Arbeitsmarkt- und Berufs-
forschung dringliche Empiriedefizite bewußt geworden, 
dann angegangen und dann aufgearbeitet worden. Jetzt ist 
es an der Zeit, Theoriegerüste zu bauen, wenn die künftige 
empirische Forschung nicht leer, diffus und unwichtig wer-
den soll. Das IAB hat einige Schwerpunkte seiner Empirie-
arbeit — Erhebungen über Berufsverläufe, über die Aus-
wirkungen technischer Änderungen auf Arbeitskräfte und 
über die Bereitstellung und Besetzung von Arbeitsplätzen 
sowie die Flexibilitätsforschung — schon immer so anzu-
legen versucht, daß gleichzeitig damit Verfeinerungsmög-
lichkeiten und weiterführende Hypothesen für die Theorie-
arbeit zur Verfügung stehen. 1973 wurde daher eine kleine 
Theoriegruppe gebildet, die hiermit ein Bezugssystem für 
Ansätze einer Theorie der erwerbswirtschaftlichen und 
kontrahierten Arbeit vorlegt1). 
Genereller Anlaß für die Beschäftigung mit theoretischen 
Grundlagen für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung ist der 
1) Im mittelfristigen Forschungsprogramm des IAB ist das Erfordernis 

herausgestellt, daß die Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesanstalt 
für Arbeit mit der allgemeinen wissenschaftlichen Entwicklung Schritt halten 
soll. Dies bedeutet u. a. ständige und intensive Befassung mit der Entwicklung 
der wirtschafts- und sozialwissenschaftlichen Theorien (Hypothesen und 
Modellbildung). Aus dieser Aufgabe wurde das Projekt „Theoretische 
Grundlagen der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung'' entwickelt. Vgl. 
Materialien aus der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (MatAB), 15. 
Arbeitsbericht, Ziff. 17 des Forschungsprogramms S. 71 und die 
Projektbeschreibung S. 9. 

Mangel an erkannten grundlegenden und erklärten Gesetz-
mäßigkeiten erwerbswirtschaftlicher Arbeit, die vor, in und 
nach Arbeitsmarkt- und Produktionsprozessen bestehen. 
Die hier vertretene weite Auffassung von erwerbswirt-
schaftlicher Arbeit umfaßt erstens den Prozeß, durch den 
und in dem sich Menschen zu Arbeitskräften entwickeln, die 
Entstehung von Arbeitsplätzen und das Zustandekommen 
der übrigen Voraussetzungen für eine Erwerbstätigkeit an 
Arbeitsplätzen. Zweitens sind das Zusammentreffen von 
Arbeitskräften und Arbeitsplätzen im Arbeitsmarkt-
geschehen und im Falle der Einigung beider Parteien ihre 
Einbindung in Kontrakte angesprochen. 
Drittens sind die Interaktionen zwischen Erwerbstätigen 
und Arbeitsplätzen in der Produktion (Erstellung von 
Gütern und Diensten) sowie die Aus- und Rückwirkungen 
dieser Arbeit auf vor- und nachgelagerte Lebensbereiche 
eingeschlossen. 
Das Theoriedefizit zeigt sich vor allem darin, daß die 
empirische Forschung bislang überwiegend beschreibende, 
wenig erklärende Ergebnisse liefert, die auf der Grund-
lage unzureichender Klassifikationen, Sozialstrukturkon-
zepte und inhaltsarmer Begriffe oft unverbunden neben-
einander stehen, die weder systematisch aufgearbeitet noch 
zusammenhängend kritisierbar sind, die rasch zu veralten 
drohen und die nur wenig zu einer Fundierung rationaler 
Arbeitsmarktpolitik beizutragen haben. Schon die Frage-
stellungen erscheinen mitunter beliebig, aber nicht 
zwangsläufig wichtig, einzeln und/oder ad hoc heraus-
gegriffen, aber ohne hinlängliche Begründung für Stel-
lenwert und Vorrang innerhalb eines theoretischen Ge-
samtsystems. Theoriedefizit und empirische Forschungs-
lücken bedingen einander. 
Es fehlen Funktions- und Steuerungsmodelle für Struktu-
ren und Prozesse erwerbswirtschaftlicher Arbeit im gesell-
schaftlichen Zusammenhang, an denen Fragestellungen, 
Hypothesen und Datengewinnung ausgerichtet werden 
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können. Zwar liegt eine Fülle von theoretischen, analyti-
schen und empirischen Arbeiten vor, doch liefern sie oftun-
überprüfte bzw. unüberprüfbare, unzureichende oder auch 
kontroverse Befunde, die reale Bildungs-, Arbeitsplatzent-
stehungs-, Arbeitsmarkt- und Produktionsprozesse nicht 
hinreichend plausibel erklären und begründen können2). 

Eine Ursache für Theoriedefizit und Forschungslücken liegt 
wohl darin, daß vorhandene Theorien, Theoriebausteine, 
Modelle, Hypothesen und operationale Ansätze erwerbs-
wirtschaftlicher Arbeit nicht angemessen aufgearbeitet und 
in die Forschungspraxis übernommen werden und daß Ver-
zahnungsversuche zwischen einzelnen Bereichen der Ar-
beitsmarkt- und Berufsforschung fehlen. Die Haupt-
ursachen sind wohl darin zu sehen, daß die Untersuchung 

2) Unter der zahlreichen Literatur sollen hier beispielhaft  lediglich solche 
Arbeiten  genannt werden,  die entweder  resümierenden oder exemplarischen 
Charakter für die theoretische Grundlagenarbeit haben: N. Altmann, G. 
Bechtle: Betriebliche Herrschaftsstruktur und industrielle Gesellschaft, 
München 1971 
Arbeitskreis „Arbeitswirtschaftliche Strukturprobleme“ des Rationalisie-
rungs-Kuratoriums der Deutschen Wirtschaft (RKW) und der Bundesanstalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung: Beiträge zur 
Arbeitsmarktforschung, Anhang zu Mitt(IAB), Heft 5/1968 W. Armbruster, 
H.-J. Bodenhöfer, W. D. Winterhager: Arbeitswirtschaftliche Probleme einer 
aktiven Bildungspolitik, in: Mitt(IAB) 7/1968 K. Arrow: Higher Education as 
a Filter, in: Journal of Public Economy 1973, Heft 4 
U. Beck, M. Brater, E. Tramsen: Beruf, Herrschaft und Identität. Ein 
subjektbezogener Ansatz zum Verhältnis von Bildung und Produktion, 
Teilprojekt AI, München 1975 
F. Bohle, D. Sauer: Intensivierung der Arbeit und staatliche Sozialpolitik, in: 
Leviathan, Heft 1/1975, S. 49 ff. 
G. C. Cain: The Challenge of Dual and Radical Theories of the Labor 
Market  to  Orthodox Thcory,  Institute for Research on Poverty, Dis- 
cussion Papers 255 — 1975 
/. Corina: Labour Market Economics, A Short Survey of Recent Theory, 
London 1972 
W. Engels: Arbeit und Arbeitsmarkt im Hochkapitalismus, Köln/Bonn 1974 
E. und W. Fricke: Auf dem Wege zu einer dynamischen Theorie der Qua-
lifikation, in: Soziale Welt, Jg. 25, Heft 4/1974, S. 415 ff. W.  Friedmann: 
Reallohn und Beschäftigung. Ein Beitrag  zur Ungleichgewichtsanalyse des 
gesamtwirtschaftlichen Arbeitsmarktes, Köln 1975 S.   Gensior,   B.   Krais:   
Arbeitsmarkt-   und   Qualifikationsstruktur,   Zur Problematik der Ermittlung 
und Verallgemeinerung von Qualifikationsanforderungen, sowie die dort 
aufgearbeitete Literatur, in: Soziale Welt, 25. Jg., Heft 3/1974 
D. Härtung, R. Nuthmann: Status- und Rekrutierungsprobleme als Folgen der 
Expansion des Bildungssystems, Berlin 1975 
M. Kipp, R. Seubert: Einige Klärungsversuche zur Qualifikationsproblematik, 
in: Die Deutsche Berufs- und Fachschule, 71. Band, Heft 3, März 1975, S. 
163 ff. 
R. Lutz, H. Nase, F. Weltz: Modelluntersuchung eines regionalen Ar-
beitsmarktes am Beispiel des Wirtschaftsraums Augsburg, Band I—III, 
München 1972 
B. Lutz, J. Krings: Überlegungen zur sozioökonomischen Rolle akademischer 
Qualifikationen, HIS-Brief 18/1971 
B. Lutz,  W.  Sengenberger:  Arbeitsmarktstrukturen und öffentliche Ar-
beitsmarktpolitik, Göttingen 1974 
D. Mertens: Der unscharfe Arbeitsmarkt. Eine Zwischenbilanz der 
Flexibilitätsforschung, MittAB 4/1973 
D. Mertens: Der Arbeitsmarkt als System von Angebot und Nachfrage, 
in: MittAB 3/1973 
E. Nowotny, K. W. Rothschild, G. Schwödiauer: Bestimmungsgründe der 
Lohnbewegung, Wien, New York 1972 
C. Offe:  Bildungssystem,  Beschäftigungssystem  und  Bildungspolitik  — 
Ansätze zu einer gesamtgesellschaftlichen Funktionsbestimmung des Bil-
dungssystems, in: Deutscher Bildungsrat, Gutachten und Studien der Bil-
dungskommission Nr. 50, Teil l, Stuttgart 1975 
E. S. Phelps und andere: Microeconomic Foundations of Employment and 
Inflation Theory, New York 1969 
K. Schweikert, D. Grieger: Die Steuerungsfunktion von Zertifikaten und 
formalisierten Ausbildungsgängen für das Beschäftigungssystem, Schriften 
der Kommission für wirtschaftlichen und sozialen Wandel, Bd. 83, Göttingen 
1975 
K. Thomas: Analyse der menschlichen Arbeit, Stuttgart 1969 E.  Willeke:  
Von  der raumgebundenen menschlichen Arbeitskraft.  Eine qualitative 
Theorie des Arbeitsmarktes, Jena 1937 

3) Vgl. L. Reyher: Lücken der Arbeitsmarktforschung, Gutachten für die 
Kommission für wirtschaftlichen und sozialen Wandel, unveröff. Manuskript, 
Nürnberg 1975 

4) Vgl. P. Flora: Modernisierungsforschung — Zur empirischen Analyse der 
gesellschaftlichen Entwicklung, Opladen 1974 

5) Vgl. die Beiträge zum Seminar „Wissenschaftliche und politische Aspekte 
bedarfsprognostischer Forschung“ vom IAB und vom Max-Planck-Institut 
für Bildungsforschung,  deren Veröffentlichung  im Aspekte-Verlag 1976 
vorgesehen ist. 

6) Vgl. die Beiträge zum Seminar „Arbeitsmarkttheorie und Arbeitsmarkt-
politik'', das von der Freien Universität und dem IAB 1975 veranstaltet 
wurde (Bezugsquelle IAB). 

erwerbswirtschaftlicher Arbeit bislang im deutschsprachi-
gen Raum nur einen nachrangigen Stellenwert in der For-
schung hat. Im Hinblick auf die Theorieentwicklung zeigt 
sich dies am generellen Mangel an Forschungskapazität, 
an Institutionen, Beratungsgremien, Datenbeschaffungshil-
fen und Maßnahmen zur Forschungsförderung sowie an 
dem forschungsorganisatorischen Mißverhältnis zwischen 
Grundlagenforschung, theoretischer Vorbereitung und em-
pirischer Praxis3). Es besteht die begründete Vermutung, 
daß meist die arbeitsbezogenen Spezialbereiche der Wirt-
schafts- und Sozialwissenschaften wie Arbeits- und Bil-
dungsökonomie, Arbeits- und Berufssoziologie hinter dem 
wissenschaftlichen Fortschritt in anderen Teilberei-
chen oder in der jeweiligen Gesamtdisziplin zurückgeblie-
ben sind. Dieses Theoriedefizit sollte auf jeden Fall abge-
baut werden. 
Bei der Aufgabe, die theoretischen Grundlagen der Ar-
beitsmarkt- und Berufsforschung zu verbessern, läßt sich 
das Theoriedefizit grundsätzlich durch vier unterschied-
liche Vorgehensweisen abbauen: 
1. Begriffe,    Hypothesen,    Erklärungszusammenhänge, 
Modelle und Teiltheorien werden Basistheorien der ge-
sellschaftlichen Entwicklung unterschiedlicher Herkunft, 
Reichweite, Erklärungsgüte und Verbindlichkeit entlehnt: 
System-, evolutions-, gesellschaftstheoretische Ansätze lie-
fern erklärte Gesetzmäßigkeiten. Hierher gehören auch 
allgemeine Subsistenztheorien, die z. B. aus den beiden 
Teilen Theorie der erwerbswirtschaftlichen Arbeit und 
Theorie der Subsistenzsicherung durch Transfereinkommen 
bestehen könnten4). 
2. Folgende Bereiche bisheriger Theoriebildung erhalten 
einzeln oder im Verbund Vorrang und werden schritt-
weise ausgebaut: 
— „Technokratische“, auch Kräftebedarfsansätze, in de-

nen hauptsächlich ökonomische und technische Größen 
die Entstehung von Qualifikation und Arbeitskraft-
profilen  einerseits,   von  Arbeitsplätzen   andererseits 
und deren Verwertung im Produktionsprozeß erklär- 
ren.   Dabei  wären  insbesondere  die  Erweiterungen 
durch   Flexibilitäten,   Funktionskonzepte,   Intensiv-
analysen, zielorientierte Ansätze, Reaktions-, Dichte-
ziffern-, Indikatoren-, Statusdistributions- und Inte-
grationsansätze zu berücksichtigen5); 

— Bildungsbedarfsansätze,   Absorptions-,   Penetrations-
modelle,   bildungskompensatorische,   bildungsoptimi-
stische und sozialstrategische Ansätze, Humankapital-
ansätze, auch bildungsplanungsorientierte Ansätze; 

— ökonomische, auch marktwirtschaftliche Theorien und 
Modelle, die Arbeitsmarkt und Arbeitsprozeß analog 
zu Gütermärkten und Produktionsprozessen ansehen. 
Unterfälle ergeben sich aus Spezialannnahmen über 
Anpassungsprozesse durch Mobilität und Substitution, 
aus  der Berücksichtigung  von Arbeitsleid und von 
außerhalb erwerbswirtschaftlicher Arbeit möglichem 
Nutzen, aus der Einbeziehung von Such- und Infor-
mationskosten bei den Arbeitsmarktparteien und aus 
beharrlichen Abweichungen vom Vollbeschäftigungs-
gleichgewicht. Weitere Betrachtungsweisen sehen im 
Arbeitsmarkt atypische Märkte und Prozesse, deren 
Marktseiten, Mechanik und Ungleichgewichte beson-
deren ökonomischen, sozialen oder juristischen Erklä-
rungen oder Begrenzungen unterliegen. Hierher ge-
hören z. B. Ansätze der Labour Economics und Theo-
rien der Arbeitsmarktsegmentierung6); 

— ökonomische Lohntheorien, Einkommens- und Ver-
teilungstheorien; 
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— Wohlfahrtstheoretische Ansätze; 
— Theorien über die Beziehungen zwischen organisierten 

Sozialparteien; 
— Soziologische Theorien erwerbswirtschaftlicher Arbeit, 

die Gesellschaft mit ihren sozialen Teilbereichen und 
Instanzen, soziale Rollen und soziales Handeln, Lern-, 
Sozialisations- und Arbeitsprozesse untersuchen, um 
aus dem tatsächlichen oder möglichen Verhalten der 
Beteiligten, ihren Wertungen, Normen und Einstellun-
gen übergreifende, von den Handelnden losgelöste, 
objektive Gesetzmäßigkeiten abzuleiten; 

— Arbeitswissenschaftliche Ansätze, Betriebswirtschafts-
lehre, personal wirtschaftliche und organisationstheo-
retische Ansätze; 

— Arbeits- und Berufspsychologie sowie -pädagogik; Ar-
beitsmedizin; 

— Arbeitsrecht. 
 

3. Partielle, einzelwissenschaftliche Theorien oder Theo-
riebausteine, die auf die Problematik erwerbswirtschaft-
licher Arbeit anwendbar sind — z. B. Entscheidungs-, Mo- 
tivations-, Informations-, Lern-, Optimierungstheorien —, 
werden auf einzelne Sachverhalte der erwerbswirtschaft-
lichen Arbeit übertragen, systematisch ausgebaut und zu 
einer Theorie verknüpft. 

4. Es wird ein Bezugssystem entwickelt, das erklärungs-
bedürftige  und   -fähige   Sachverhalte,   reale  Vorgänge, 
Strukturen und mögliche Abhängigkeiten der Arbeit mög-
lichst umfassend und vollständig analytisch aufbereitet, 
gedanklich ordnet und modellmäßig abbildet. So lassen 
sich Suchanweisungen für die Auswahl von Kenntnis-
bruchstücken und Teiltheorien und deren mögliche Bezüge 
zueinander sowie Bauanleitungen für die Verknüpfung zu 
intern  stimmigen  Theorien  angeben.  Ein  solcher Ord-
nungsversuch benennt die Einzugsbereiche für notwen-
dige  und  mögliche  Teiltheorien,  er   dient  als  Sprach-
regelung der einheitlichen Benennung von Sachverhalten 
und der Kommunikation zwischen arbeitsorientierten Wis-
senschaften und er erlaubt eine zusammenhängende Dar-
stellung empirischer Befunde. Ein Bezugsrahmen kann zu 
einem Modell ausgebaut werden, das die realen Struktur- 
und Entwicklungsgesetze möglichst wirklichkeitsgetreu ab-
bildet. Die schrittweise Auffüllung des Modells durch Ver-
knüpfungen und Anlagerungen sowie die Berücksichtigung 
von Wechselwirkungen ist möglich, stellt aber eine weitere 
theoretische Aufgabe dar. Dieser Weg ist hier beschritten 
worden7). 
Die Entscheidung für die zuletzt genannte Vorgehensweise 
ist vor allem darin begründet, daß konsensfähige Grund-
theorien der gesellschaftlichen Entwicklung, die sowohl 
konkrete Vorgänge erwerbswirtschaftlicher Arbeit erklä-
ren als auch in einen übergeordneten Zusammenhang stel-
len, nicht vorliegen oder häufig zu allgemein sind, ein-
engende Vorentscheidungen bedingen, keine gesicherten 
Erkenntnisse liefern oder sich nur aufwendig auf erwerbs-
wirtschaftliche Arbeit anwenden lassen. 
Die Orientierung an Einzeldisziplinen und monokausalen 
Ansätzen liefert zwar wichtige Bestandteile, bleibt aber 
der jeweils begünstigten Denkweise verhaftet und führt 
interdisziplinär z. B. zur „Ökonomisierung“ oder zur 
„Soziologisierung“ usw. der Fragen und Antwortmöglich-
keiten. Eine systematische Aufarbeitung und Kombination 
solcher Ansätze steht nicht bereit. Auswahlkriterien, ein- 
7) Vor- und Nachteile eines solchen Vorgehens diskutiert: H. P. Frey: Vorteile 

und Risiken komplexer Modelle für die Sozialisationsforschung, in: Soziale 
Welt, 26. Jg., Heft l, 1975, S. 31 ff. 

heitliche Benennungen, Verknüpfungsregeln und Stellen-
wertbestimmungen fehlen ebenso wie tragfähige Versuche 
zur Überbrückung der begrifflichen, methodologischen und 
theoretischen Unterschiede zwischen den genannten Einzel-
wissenschaften. 
Schließlich kann auch die Vorgehensweise unter 3. nur 
überzeugen, wenn die Auswahlkriterien für den zu un-
tersuchenden Sachverhalt, die Theoriebausteine und die 
Ausbauprinzipien benannt und begründet werden. Ein 
Ansatz erscheint erst dann akzeptabel, wenn er einem 
umfassenden Verständnis erwerbswirtschaftlicher Arbeit 
gerecht zu werden versucht. 
Beim hier beschrittenen Weg wird ein Ansatz zugrunde 
gelegt, der für unterschiedliche Betrachtungsweisen der 
einzelnen Wissenschaftsdisziplinen offen ist und der Kom-
plexität darzustellen erlaubt, ausgehend von der analyti-
schen Grundidee: Bilanzierung der beiden Hauptkompo-
nenten Arbeitskräfte und Arbeitsplätze — und der sich 
schrittweise entwickelnden Konkretisierungs- und Erklä-
rungsstufen erwerbswirtschaftlicher Arbeit. 
Angesichts der geschilderten Theoriedefizite und For-
schungsmöglichkeiten einerseits und bei dem gegenwärti-
gen Erkenntnis- und Entwicklungsstand der erforderlichen 
Einzelwissenschaften andererseits kann es nicht darum 
gehen, wissenschaftstheoretische und methodologische 
Prinzipien der Theoriekonstruktion soweit in den Vorder-
grund zu stellen, daß Grundlagenarbeiten nicht mehr an-
gegangen und zur Diskussion gestellt werden können. Es 
bedarf eines pragmatischen Anfangs, auch wenn er noch 
theoriearm und wissenschaftstheoretisch unzulänglich er-
scheinen sollte. Ebensowenig wie ein Anspruch auf direkte 
Modell- und Theoriebildung erhoben wird, kann es sich 
um eine vollständige, verbindliche und konsensfähige Ge-
neralisierung handeln. Das Bezugssystem wird als eine 
Grundlage für die Kombination und Integration von Be-
standteilen einer Arbeitsmarkttheorie und als ein Verfah-
rensvorschlag für die Theoriebildung über erwerbswirt-
schaftliche und kontrahierte Arbeit unterbreitet. Mit die-
sem Beitrag soll die arbeitsmarkttheoretische Diskussion 
vorangetrieben werden, in der auch die Tragfähigkeit und 
Brauchbarkeit des Bezugssystems zu prüfen ist. 

l. l Inhaltliche Festlegungen für das Bezugssystem 
Unter den gegebenen, stets zu berücksichtigenden gesell-
schaftlichen Bedingungen gehören zum Gegenstandsbereich 
einer Theorie der erwerbswirtschaftlichen und kontrahier-
ten Arbeit hauptsächlich die Entstehung von Profilen der 
Arbeitskräfte und Arbeitsplätze, die Voraussetzungen, die 
Arbeitskräfte wie Verfügungsberechtigte über Arbeits-
plätze und Produktion haben, erwerben oder hinnehmen 
müssen, der Vergleich der Angebote beider Arbeitsmarkt-
parteien sowie die Übereinkünfte/Kontrakte über die 
Kombination von Erwerbstätigen, Arbeitsplätzen und 
Aufgabenerledigung im Produktionsprozeß. Im Mittel-
punkt stehen tatsächlich zustande gekommene, aber auch 
mögliche Arbeitsverhältnisse, deren Veränderungen wäh-
rend des Arbeits- und Produktionsprozesses sowie ihre 
Beendigung. Zu erklären ist insbesondere: 
— wie viele und welche Arbeitsverhältnisse jeweils für 

welche Beteiligten möglich wären sowie welcher Teil 
davon kontrahiert wird; 

— wie der Zuordnungsprozeß von Erwerbstätigen und 
Arbeitsaufgaben an Arbeitsplätzen aussieht; 

— wie die Arbeitsverhältnisse, auch im Hinblick auf die 
Verwirklichung der Ziele von Arbeitskräften und auf 
die Aufgabenerledigung ablaufen sowie 
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— wann, warum und welche Arbeitsverhältnisse enden 
und wer davon betroffen wird. 

Erwerbswirtschaftlichkeit der Arbeit besagt, daß ein Teil 
der menschlichen Lebenszeit der beliebigen Verfügbarkeit 
entzogen und dem Erwerbsstreben oder anderen Zielen 
gewidmet wird, daß Personen Qualifikationen, Eignun-
gen, Neigungen, Orientierungen und Haltungen zur Ver-
wertung an Arbeitsplätzen haben bzw. erwerben, anbie-
ten sowie im Arbeitsprozeß einsetzen und dafür Gratifi-
kationen/Gegenleistungen erhalten. Diese Prozesse kön-
nen marktmäßig gesteuert sein und damit Marktgesetz-
mäßigkeiten unterliegen. 
Kontrahierte Arbeit besagt, daß Arbeitskräfte und Ar-
beitsplatzanbieter als eigenständig gedachte Einheiten agie-
ren, daß sie Zustandekommen, Bedingungen, Ablauf und 
Beendigung von Arbeitsverhältnissen aushandeln, daß 
Einigungsformeln zustande kommen, die vertraglich fixiert 
werden, daß beide an einen Kontrakt gebunden sind, der 
selbst dann weiterbestehen kann, wenn der physische Ar-
beitsplatz nicht mehr existiert und daß schließlich Arbeit 
Reglementierungen unterworfen ist, die sich aus den gesell-
schaftlichen Grundbedingungen sowie aus den kodifizier-
ten und unkodifizierten Rahmenbedingungen ergeben und 
die sich auf Arbeitsverhältnisse auswirken. Kontrahierte 
Arbeit umfaßt auch die Fälle der Selbstkontraktion, in 
denen Arbeitskräfte selbstdefinierte, selbstgeschaffene 
und/oder eigene Arbeitsplätze einnehmen und sich da-
durch ebenfalls bestimmten Regeln unterwerfen. 
Die beiden herausgestellten Eigenschaften der Arbeit — 
verkürzt wird hier bisweilen nur von erwerbswirtschaft-
licher Arbeit gesprochen — stehen in einem komplemen-
tären Verhältnis zueinander, müssen in der Realität jedoch 
nicht immer gleichzeitig vorliegen. 
In jedem Gesellschaftssystem mit knappen Mitteln zur 
Befriedigung individueller und gesellschaftlicher Bedürf-
nisse gibt es einerseits Arbeitsaufgaben, die mit Hilfe von 
Erwerbstätigen erledigt werden müssen, andererseits Men-
schen, die durch erwerbswirtschaftliche Arbeit monetäre 
Tauschmittel und andere Gratifikationen zu ihrer Bedürf-
nisbefriedigung erwerben müssen oder wollen. Entspre-
chend gibt es auf der einen Seite Personen und Institutio-
nen, die für die geplante Aufgabenerledigung ihren Inter-
essen folgend Arbeitsplätze einrichten, besetzen wollen 
und dafür Arbeitskräfte benötigen. Auf der anderen Seite 
stehen Personen, die sich in Qualifikations- und Sozialisa-
tionsprozessen auf eine Erwerbstätigkeit vorbereiten, einen 
Arbeitsplatz suchen und einnehmen wollen. 
Ein Grundproblem erwerbswirtschaftlicher Arbeit ist also 
der Abgleich der auf beiden Seiten bestehenden Erwartun-
gen, Interessen, Offerten und Angebote. Die Aufgaben-
erledigung wird arbeitsteilig organisiert. Die Entgelte, 
nichtmonetären Gratifikationen und Konditionen am Ar-
beitsplatz, die über das hinausgehen, was Menschen zur 
Sicherung ihres Lebensunterhalts, ihrer Arbeitsfähigkeit, 
Produktivität und Lernbereitschaft benötigen, können 
Objekte gesellschaftlicher Konflikte und Auseinanderset-
zungen, von bargaining-Prozessen und Ausgleichsbestre-
bungen sein. 
Die Verhaltensweisen von Arbeitskräften, insbesondere 
ihr Lern-, Bildungs-, Erwerbs- und Arbeitsmarktverhalten 
— also die Prozesse vor dem realen Arbeitshandeln im 
Produktionsprozeß —, können nicht als eindeutig und 
vollständig vorherbestimmt gelten durch die realen ökono-
mischen Lebensbedingungen, durch die überlieferten Nor-
men, Ziel- und Wertvorstellungen der Gesellschaft sowie 

durch gesetzliche, tarifvertragliche und sonstige Regelun-
gen. Vielmehr haben Individuen im Spannungsfeld dieser 
Einflüsse im allg. Freiräume und Entscheidungsspiel-
räume, um ihre Bedürfnisse zu befriedigen, ihre persön-
lichen Fähigkeiten zu entfalten und ihre Persönlichkeit in 
erwerbswirtschaftlicher Arbeit zu entwickeln. 

Die Austauschvorgänge zwischen Entstehung und Verwer-
tung von Arbeitsvermögen und Qualifikationen münden 
— im Rahmen gesellschaftlich-rechtlicher Normen- und 
Ziele — in Arbeitsverhältnisse ein, die in Kontrakten fest-
geschrieben werden, die die Bereitstellung von Arbeits-
kraft- und Arbeitsplatzprofilelementen wie Leistungsver-
mögen, Arbeits- und Betriebszeit, monetäre und nicht-
monetäre Gratifikationen, Arbeitsbedingungen und die 
Beendigung/Unterbrechung dieser Arbeitsverhältnisse re-
geln. Die jeweiligen Interessenstandpunkte können im 
Rahmen von beiderseitigen Offerten, Angeboten, Macht-
positionen und Verhandlungsspielräumen analysiert wer-
den, um Interessenkollisionen zu erfassen. Die Ausein-
andersetzung zwischen den Arbeitsmarktparteien und die 
Gestaltung der Anpassungsvorgänge unterliegen den Be-
einflussungsmöglichkeiten der Betroffenen und Dritter. 

Für das Verhältnis zwischen Bildungs- und Beschäftigungs-
system spielen die in vielen Untersuchungen überbetonten, 
insbesondere technisch-instrumentellen Qualifikations-
elemente möglicherweise für das Zustandekommen, An-
dauern und Auslaufen von Arbeitsverhältnissen eine ge-
ringere Rolle als bisher allgemein angenommen. Die Aus-
schließlichkeit, mit der die bildungsökonomische Arbeits-
marktforschung Arbeitsmarktsalden lediglich als qualifi-
katorische Salden ansieht, ist wenig überzeugend und zu 
eng. Wichtiger sind möglicherweise die Verhaltensreper-
toires und Strategien der Arbeitskräfte, die Arbeitsplatz-
besetzungs- und Rekrutierungsstrategien der Arbeitsplatz-
eigner. Bedeutsam sind Zulässigkeit und Akzeptanz von 
Arbeitskräften und Arbeitsplätzen sowie oft von den Ar-
beitsplatzgegebenheiten abweichende Erwartungen an 
Status, Berufsverlauf, Karriere und Gratifikationen. Wenn 
von Gegenüberstellung von Arbeitskraft- und Arbeits-
platzangeboten gesprochen wird, dann ist keine Vorent-
scheidung für ein bestimmtes Gesellschaftssystem oder spe-
ziell für das Vorliegen eines Marktsystems gefallen. Ins-
besondere Marktmodelle können unrealistische Vorausset-
zungen über spezifische Verhaltensweisen, Gleichgewichts-
vorgänge und Funktionsweisen von Selbstregelungsvor-
gängen haben. Viele Sachverhalte der erwerbswirtschaft-
lichen Arbeit dürften jedoch nicht solchen Marktregulie-
rungen unterliegen. Sie sind nur eine der denkbaren Mög-
lichkeiten, individual/collective bargaining, Interessen-
ausgleichssätze, Machttheorien usw. sind ebenfalls auf 
ihren Erklärungswert zu prüfen. 

Gerade die interdisziplinäre Zusammenschau von Arbeits-
kräften, Arbeitsplätzen in ihren Entstehungs-, Abgleichs-
und Verwertungsprozessen kann und soll verhindern hel-
fen, daß Theoriebildung in Partialdisziplinen und mono-
kausalen Erklärungen stecken bleibt. 

1.2 Formale Darstellungsprinzipien des 
Bezugssystems 
Das Bezugssystem ist ein erster Schritt auf dem Wege zu 
einer Theorie der erwerbswirtschaftlichen und kontrahier-
ten Arbeit. Faßt man Theoriebildung als einen Vorgang 
auf, bei dem ein ungeordnetes Zusammentreffen von em-
pirischen Befunden, Axiomen, Hypothesen und möglichen 
Theorieelementen geordnet wird, so ist mit der Schemati-
sierung der erste Schritt zu einer Theoriebildung getan. 
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Im Bezugssystem ist in dem Sinne eine Ordnung erreicht, 
daß Problemfelder identifiziert und so gruppiert sind, daß 
ihre Anordnung von einer zufälligen Verteilung abweicht. 
Die Anordnung der Problemfelder soll hauptsächlich eine 
plausible zeitliche Abfolge zum Ausdruck bringen. Sie 
stellt noch keine endgültige Festlegung über das zeitliche, 
kausale, finale oder wechselseitige Verhältnis zwischen 
aufeinanderfolgenden oder beliebigen Problemfeldern dar. 
Im Bezugssystem sind zunächst die aufeinanderfolgen-
den Prozesse der Einwirkung, Veränderung, Entscheidung 
und/oder Filterung von Personen oder Arbeitsplätzen 
bzw. deren Vorstufen gekennzeichnet. Eine Festlegung der 
Aufeinanderfolge fußt auch auf Annahmen, die induktiv 
gewonnen sind. 
Das Bezugssystem ist aus einer Betrachtungsweise entstan-
den, die primär dynamische Prozesse zu berücksichtigen 
sucht. Daher wurde danach getrachtet, alle Vorgänge zwi-
schen den Problemfeldern als „Ströme“ von Personen mit 
bestimmten Eigenschaften und Arbeitsplätzen bestimmter 
Zustände (bzw. Daten über Arbeitsplätze) gedanklich zu 
fassen. 
Innerhalb der Problemfelder kann dieser Strom verän-
dert werden. Er kann gefiltert, gespeichert oder in seiner 
Qualität/Quantität verändert werden. Es kann dann so-
wohl von dem jeweiligen Verhältnis zwischen Eingangs-
und Ausgangsströmen auf die Vorgänge im Problemfeld, 
als auch umgekehrt aus den Prozessen in den Problemfel-
dern auf die Beziehungen zwischen Ein- und Ausgang 
geschlossen werden. 
Das Bezugssystem läßt sich auch als eine erste Stufe von 
Ablaufdiagrammen, Flußdiagrammen und Regelkreisdar-
stellungen auffassen. Beziehungen zwischen den Problem-
feldern sowie Rückkoppelungen oder gar Interdependen-
zen zwischen ihnen sind so darstellbar. 
Grundsätzlich können alle hier unterschiedenen Problem-
felder als miteinander verknüpft gedacht werden. Neben 
der Erklärung der Eingangs-Ausgangs-Verhältnisse wird 
eine wesentliche Aufgabe künftiger Theoriebildung darin 
bestehen, unter den zahlreichen möglichen Abhängigkeiten 
plausible, gehaltvolle, wichtige und weiterführende zu fin-
den und zu erklären. 
Der in einem Problemfeld angesprochene Vorgang bzw. 
Sachverhalt muß nicht notwendig die Eingangsgrößen 
verändern, sei es, weil er überhaupt nicht stattfindet, sei 
es, weil die Wirkung nicht eintritt. Sogar ein Übersprin-
gen mehrerer Problemfelder ist möglich. 

Die Aggregationsebene des Bezugssystems ist bewußt of-
fengeblieben. Da jede Aggregation möglich ist, handelt es 
sich um ein universelles Bezugssystem, das für jeden wie 
auch immer abgegrenzten, aggregierten oder segmentier-
ten Arbeitsmarkt verwendbar ist. 
In der modellorientierten Arbeitsmarkt- und Berufsfor-
schung finden sich im Rahmen von Makromodellen vor-
nehmlich Beschreibungen und Analysen von Resultaten, 
Makroaggregaten und Kennziffern der Arbeitsmarktpro-
zesse und -Strukturen8). Hier wird versucht, gerade das 
Zustandekommen dieser Größen und die dahinterstehen-
den Wirkungs- und Einwirkungszusammenhänge sichtbar 
zu machen, um sie später anhand dieser Aufarbeitung theo- 
8) Beispielsweise D. Mertens: Der Arbeitsmarkt als System, a. a. O., oder G. 

Schmid: Steuerungssysteme des Arbeitsmarktes in ausgewählten Ländern und 
ihre Probleme (Frankreich, Großbritannien, Schweden, Deutsche 
Demokratische Republik, Sowjetunion), Schlußbericht einer Untersuchung im 
Auftrag der Kommission für wirtschaftlichen und sozialen Wandel, Berlin 
1975 

retisch zu durchdringen. Auch werden mit dieser 
Vorgehensweise die üblichen Makroaggregate aufgebro-
chen, indem einerseits die in sie eingehenden Größen, an-
dererseits die Verhaltensweisen, Entscheidungen und Stra-
tegien mit den dahinterstehenden Personen, Gruppen und 
Institutionen benannt werden. 
Das bedeutet allerdings nicht, daß der Ansatz auf der in-
dividualistischen, mikroanalytischen Ebene stehenbleibt, 
sondern aggregierenden Betrachtungsweisen zugänglich ist 
und so zu grundlegenden Gesetzmäßigkeiten führen kann. 
Das dabei auftretende theoretische Aggregationsproblem 
wird erkannt. 
Die Zeitdimensionen und Fristigkeiten werden nicht fest-
gelegt. Man kann also das Bezugssystem als Grundlage für 
ein Kurzfrist- bzw. Langfristmodell sowie als Zeitpunkt-
oder Zeitperiodenmodell ansehen, so daß statische, kom-
parativ-statische und dynamische Analysen möglich sind. 
Das Bezugssystem stellt zunächst eine Momentaufnahme 
von Entscheidungs- und Filtersituationen im Bereich er-
werbswirtschaftlicher Arbeit dar. Dynamische Betrach-
tungsweisen innerhalb bzw. zwischen den Problemfeldern 
können z. B. anhand einer chronologischen Reihenfolge 
von Bezugssystemen erfolgen. Sie wurden bei der Beschrei-
bung der Problemfelder überwiegend noch nicht ange-
wandt. Lediglich bei der Behandlung des Produktionspro-
zesses erschien eine dynamische Sicht allein angemessen und 
unabdingbar (vgl. Problemfeld [39]). 
Ebensowenig sind hier die Raumdimensionen und die 
(meßtechnischen) Dimensionen der wesentlichen Eckwerte, 
Einflußgrößen usw. in den einzelnen Problemfeldern be-
stimmt. 

Beim Aufbau des Bezugssystems lassen sich die Verfasser 
von folgenden Prinzipien und Aspekten leiten: 
— Keiner   wissenschaftlichen   Untersuchungs-   und   Be-

schreibungsmethodik gebührt absoluter Vorrang. Je 
nach Problemstellung kann einer bestimmten Methode 
der Vorzug eingeräumt werden. Wissenschaftliches Be-
mühen wird darin gesehen,  aufgrund gedanklicher 
Nachbildung die Entstehung, die Existenz und das Zu-
sammenwirken relevanter Phänomene zu erfassen und 
darzustellen. 

— Universelle Anwendbarkeit: Das Bezugssystem sollte 
anwendbar sein ungeachtet der zeitlichen, räumlichen, 
rechts- und gesellschaftssystembezogenen Einbindun-
gen sowie Aggregationsebenen. 

— Robustheit: Nicht jede  geringfügige Änderung  des 
Bezugssystems soll starke Änderungen der Systemaus-
sagen zur Folge haben. 

— Anpassungsfähigkeit: Das Bezugssystem soll an eine 
sich ändernde Realität angepaßt werden können. 

— Vollständigkeit:   Alle   wesentlichen   Gesichtspunkte 
sollen berücksichtigt sein. 

— Widerspruchsfreiheit: Teilstrukturen und Problemfel-
der sollen einander nicht ausschließen und sich nur 
widersprechen, wenn inhaltliche Festlegungen der Pro-
blemfelder Widersprüche — wie sie in der Realität 
auch auffindbar sind — enthalten, die Konfliktsitua-
tionen aufzeigen. 

— Operationalisierbarkeit und Quantifizierbarkeit: Das 
Bezugssystem, seine Begriffe und Relationen sollen 
prinzipiell quantifizierbar und formalisierbar sein, es 
soll möglichst auch als „Schaltplan“ verwendet wer- 
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den können und beispielsweise computerisierbar sein, 
d. h. auch, es sollten die erforderlichen Daten vorlie-
gen. 

Wenn unter einem Modell eine vereinfachte Abbildung 
der Wirklichkeit verstanden wird, deren grundlegende 
Strukturen und Abläufe möglichst wirklichkeitsgetreu 
nachgezeichnet werden sollen, dann läßt sich das Bezugs-
system bereits als Modell auffassen, das unter Berücksich-
tigung der genannten Prinzipien ausgebaut und verfeinert 
werden kann. 

1.3 Einige kritische Anmerkungen zur 
Vorgehensweise 

Die Auswahl der Problemfelder und Konstruktionsprin-
zipien des Bezugssystems erfolgt zunächst intuitiv und 
introspektiv, d. h. nach Wissensstand, Sachverstand, Pro-
blembewußtsein und dem wissenschaftlichen Interesse der 
Autoren. Solange jedoch die Auswahlkriterien inhaltlich 
und theoretisch nicht explizit und vollständig offen ge-
legt werden, ist die theoretische Fruchtbarkeit und die 
Tragfähigkeit des Vorgehens in Frage gestellt. Wenn die 
auf dem Bezugssystem aufbauenden Theorien der er-
werbswirtschaftlichen und kontrahierten Arbeit mit der 
Wirklichkeit konfrontiert werden können, entscheidet 
sich die Güte des Ansatzes. 
Weiterhin stellt sich die Frage, ob mit Hilfe des Bezugs-
systems die Fülle vorhandener Teiltheorien unterschied-
licher Provenienz, Reichweite, Aggregationsebene, Ab-
straktion und Erklärungswerte überzeugend angesiedelt, 
geordnet, verknüpft und integriert werden kann. Außer-
dem soll es offenbleiben, ob überhaupt eine theoretisch 
konsistente, empirisch überprüfbare Theorie erwerbs-
wirtschaftlicher Arbeit auf gesellschaftstheoretischer 
Grundlage möglich ist. 

2. Beschreibung der Problemfelder des Bezugssystems 
Soweit das Bezugssystem nicht für sich selbst spricht, ist 
der folgende kursorische Erläuterungstext als Beleg für 
den erreichten Diskussionsstand und als Beispiel für mög-
liche Interpretationen gedacht. Die Beschreibung der 
45 Problemfelder gliedert sich in Begriffsklärungen, -defi-
nitionen und -konventionen, in Erläuterungen der Sach-
verhalte einschließlich ihrer Problematik, ergänzt um 
Beispiele und mögliche Konkretisierung, sowie in die Be-
nennung der Ein- und Ausgänge. Die Beschreibung ent-
hält keine Auswahlkriterien für die angesprochenen 
Sachverhalte, kaum Hinweise auf mögliche Theoriean-
knüpfung, keine kausale Verknüpfungen mit vor- oder 
nachgelagerten Problemfeldern, keine Rückkopplungen, 
Informationsströme und Dimensionen wichtiger Meß-
größen. Insbesondere fehlen die Beschreibungen zu den 
Ausgängen, die im Bezugssystem in ovalen Erläuterungs-
stellen bezeichnet sind. 
Die Beschreibung stellt keine Bestandsaufnahme, kritische 
Würdigung, konsensfähige Zusammenschau und explizite 
Verarbeitung der vorhandenen arbeitsmarkttheoretischen 
Literatur dar. 

[1] und [3] Bevölkerung im In- und Ausland 
Die Bevölkerung im Inland umfaßt die mit Wohnsitz im 
Inland lebenden In- und Ausländer zu einem bestimmten 
Zeitpunkt bzw. als Durchschnittsgröße in einem bestimm-
ten Zeitraum. Demgegenüber umfaßt die Bevölkerung im 
Ausland alle Personen, die ihren Wohnsitz nicht im jewei-
ligen Inland haben. 

Im Hinblick auf erwerbswirtschaftliche Arbeit sind wich-
tige Bestandsgrößen der Bevölkerung: Gesamtbestände, 
Teilbestände wie z. B. die Gruppe der Erwerbsfähigen. 
Mögliche Aufgliederungen dieser Bestände nach bestimm-
ten Merkmalen sind: Alter, Geschlecht, Familienstand, 
Nationalität, Qualifikation, soziale Schichtzugehörigkeit, 
Stellung im Beruf, Einkommens- und Unterhaltsformen, 
Behinderungsformen wie Invalidität, Erwerbsunfähig-
keit, Berufsunfähigkeit, Verteilungen und Konzentratio-
nen im Raum usw. 

Bedeutsam sind ferner Veränderungsgrößen, wie die Ge-
burten- und Sterberaten, Raten der interregionalen, in-
traregionalen und internationalen Wanderungen, sowie 
die Stromgrößen zwischen den Systemen Bildung, er-
werbswirtschaftliche Arbeit und Nicht-Arbeit, die in 
der demografischen Gesamtrechnung erfaßt werden kön-
nen. 
Außerdem sind — gleichsam als Resultate früherer Ab-
läufe — Größen von Interesse, die Auskunft geben: 
— über die Teilnahme am Bildungssystem, wie u. a. 

Schulbesuchs-, Übergangs-, Abschluß- und drop-out- 
Quoten; 

— über die Teilnahme am Erwerbsleben, die in einer 
Vielzahl von Erwerbsquoten ausgedrückt wird; 

— über die Teilnahme an den übrigen Systemen, die 
z. B. die noch nicht schulpflichtigen Kinder, die Rent-
ner, die Hausfrauen usw. umfassen. 

Die angesprochenen Bestands-, Veränderungs- und Be-
teiligungsgrößen lassen bereits Ansatzpunkte ihrer wis-
senschaftlichen Be- und Verarbeitung erkennen, die u. a. 
in der Erarbeitung neuer Sozialstrukturkonzepte, in der 
Weiterentwicklung der demografischen Gesamtrechnung 
und in dem Konzept des „human accounting“ zu sehen 
sind. Hier steht allerdings die erwerbswirtschaftliche 
Komponente der Demografie und die Interdependenz 
zwischen den genannten Subsystemen im Vordergrund 
des Interesses. 
Die in- und ausländische Bevölkerung im jeweiligen In-
land bildet den gedanklichen Ausgangsstrom für das Pro-
blemfeld [4] — individuelle und gesellschaftliche Bedürf-
nisse —, die konstitutive Bedeutung für das vorliegende 
Bezugssystem haben. 

[2] Wanderungssteuerung 
Im Problemfeld [2] werden sowohl die Wanderungssteue-
rung als wichtige Entscheidungs- und Einwirkungsstelle 
auf Ein- und Auswanderungen als auch die Filter, die die 
Wanderungen beeinflussen, erfaßt. 

Als Grundlage für eine Wanderungssteuerung kommen in 
Frage: 
— die internationale Arbeitsteilung und die Multinatio- 

nalität von Produktionsprozessen, 
— die Alternative: „Kapital zur Arbeit“ bzw. „Arbeit 

zum Kapital“, 
— Entwicklungsgefälle und sonstige Gefalle zwischen 

Heimat- und Zielländern der Wandernden, 
— Präferenzstrukturen von Wanderarbeitnehmern, 
— nichtökonomische Soge, wie z. B. politisch bedingte 

Wanderungen, Bevölkerungsgefälle, Geburtenüber- 
schußgefälle. 

In der Wanderungsfrage werden z. Z. hauptsächlich sechs 
Konzepte diskutiert bzw. praktiziert: 
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Erstens das Konzept des Laissez-faire, wonach Bewegun-
gen zwischen dem In- und Ausland weitgehend sich selbst 
überlassen werden. 
Zweitens ist das Konzept der Freizügigkeit — z. B. in 
den EG-Staaten — zu nennen, das den Kreis der Berech-
tigten, den Wanderungsraum und die Wanderungsbedin-
gungen festlegt. 
Drittens gibt es das Rotationskonzept, demgemäß unge-
achtet der natürlichen Wanderungen ein finanziell geför-
derter und/oder administrierter Austausch von Personen 
in bestimmten Zeitabständen angestrebt wird. 
Viertens gibt es das Einwanderungskonzept, nach dem 
Ausländer in die inländische Bevölkerung integriert und 
eingebürgert werden. 
Fünftens gibt es das Pufferkonzept, das eine Beschäfti-
gung ausländischer Arbeitskräfte nur zur Uberbrückung 
saisonaler, konjunktureller und struktureller Arbeits-
marktungleichgewichte vorsieht. 
Sechstem besteht das kombinierte Konzept, das bilate-
rale Abkommen, assistierte Wanderungen und quanti-
tative Regulierung durch den Staat umfaßt. 
Von besonderem Interesse ist die Prüfung der Konsistenz 
zwischen wanderungstheoretischen Grundlagen, den 
Konzepten der Wanderungssteuerung und den damit ver-
bundenen Beeinflussungsmöglichkeiten. 

[4] Individuelle und gesellschaftliche Bedürfnisse 
Im Problemfeld [4] manifestieren sich die individuellen 
und gesellschaftlichen Bedürfnisse der Bevölkerung(en). 
Bedürfnisse sind gekennzeichnet durch das Gefühl eines 
Mangels und das Bestreben, diesen zu beseitigen. Man un-
terscheidet z. B.: 
— Existenz-,  Kultur-  und  Luxusbedürfnisse nach  der 

Intensität; 
— Massen- und Einzel-Bedürfnisse nach der Extensität 

ihres Auftretens; 
— Kollektiv- und Individualbedürfnisse nach ihren ge-

sellschaftlichen oder einzelmenschlichen Trägern; 
— Elastische und starre Bedürfnisse nach ihrer Anpas-

sungsfähigkeit an Preis- und Einkommensänderun-
gen; 

— Körperliche und geistige Bedürfnisse; 
— Kontinuierliche, periodische und zeitweilige Bedürf-

nisse nach ihrer Dauer und Regelmäßigkeit; 
— Offene und latente (bewußte und unbewußte) Be-

dürfnisse; 
— Standes-, Berufs- und Klassenbedürfnisse  nach der 

soziologischen Verursachung; 
— Universale und räumlich bedingte Bedürfnisse nach 

ihrer geographischen Verbreitung; 
— Normale und anomale Bedürfnisse nach ihrer sitt-

lichen Tragweite. 

Wegen der Unbegrenztheit der Gesamtheit der Bedürf-
nisse kann bei einer gegebenen Raum-Zeit-Beziehung nur 
ein Teil von ihnen befriedigt werden. Daraus ergibt sich 
für den Bedürfnisträger bzw. -befriediger das Problem, 
welche Bedürfnisse wie intensiv, wann, wo, von wem zu 
befriedigen sind. 
9) Vgl. Gerhard Weisser: Bemerkungen zur anthropologischen Grundlegung der 

für die Sozialpolitiklehre erforderlichen Lebenslagen-Analysen. Als 
Manuskript für den Gebrauch seiner Hörer vervielfältigt. Köln (1956) 1962. 
S. 12 ff. — Vgl. auch ders.: Wirtschaft. In: Werner Ziegenfuss (Hrsg.): 
Handbuch der Soziologie. 2. Hlbd. Stuttgart 1956. S. 970 ff., bes. S. 982 ff. 

In sozioökonomischen Analysen sind die individuellen 
und gesellschaftlichen Bedürfnisse meist als Daten ent-
halten. 
Es besteht jedoch die Problematik, ob nicht zwischen Be-
dürfnissen und der sozioökonomischen Realität Wechsel-
beziehungen bestehen, die in entsprechenden Modellen — 
z. B. zur Erklärung des Arbeitsmarktgeschehens — nicht 
vernachlässigt werden dürfen, d. h. nicht als Daten auf-
geführt werden dürfen. 
Aus der Fülle der Bedürfnisse seien hier vor allem diejeni-
gen herausgestellt, die sich zu unmittelbaren und mittel-
baren Interessen konkreter Personen und Personengrup-
pen herauskristallisieren und als solche im Bereich erwerbs-
wirtschaftlicher Arbeit von Bedeutung sind. Hier können 
mittelbare Interessen am sozialen Existenzminimum, an 
Einkommen, Kaufkraft und Vermögen, an einem ange-
messenen Lebensstandard, an ausreichender Infrastruktur-
versorgung und an einer möglichst geringen Beeinträchti-
gung der Bedürfnisbefriedigung und Interessenverwirk-
lichung durch Abhängigkeit genannt werden. Unmittelbar 
auf erwerbswirtschaftliche Arbeit gerichtet, insbesondere 
auf die Verwirklichung der interessengebundenen Ziele der 
Individuen und der Gesellschaft, sind z. B. Interessen an 
aktiver Teilnahme am Erwerbsleben, sei es als Arbeits-
kraft, sei es als Arbeitsplatzanbieter, an gemeinsamer 
Selbstbestimmung des erwerbswirtschaftlichen Handelns, 
an Freiheit der Wahl von Beruf, Arbeits- und Ausbil-
dungsplatz sowie Arbeitsort, an Arbeitsfreude, an mög-
lichst geringen Arbeitsmühen, an sozialem Aufstieg und 
gesellschaftlichem Ansehen, an hoher und vollwertiger 
Beschäftigung usw.9). 
Die Bedürfnisse des Problemfeldes [4] führen sowohl zu 
dem Bedarf an Gütern und Diensten, der die Ausgangs-
größe für die Strukturierung und Entwicklung des Ar-
beitsplatzangebots in den Problemfeldern [6] bis [18] 
bildet, als auch zu dem Bedarf an personalen und sozialen 
Entfaltungsmöglichkeiten, an Tauschkraft und Einkom-
men, der die Grundlage für die Strukturierung und Ent-
wicklung des Arbeitskräfteangebots in den Problemfel-
dern [19] bis [30] darstellt. 

[5] Bestimmungen des Bedarfs an Gütern und Diensten 
Individuelle und gesellschaftliche Bedürfnisse konkreti-
sieren sich zu Bedarfen an Gütern und Diensten. Nicht 
alle Bedürfnisse jedoch führen zu einer Bedarfsbildung, 
nämlich alle diejenigen nicht, die keine Befriedigung 
durch Güter und Dienste erfordern. 
Die Bedarfsdeckung erfolgt durch Eigenproduktion bzw. 
durch Fremdproduktion von Gütern und Diensten. Im 
letzteren Fall ist sie an die Leistung anderer Personen 
gebunden. 
Im Problemfeld [5] wird also entschieden, welche Bedürf-
nisse als Bedarfe an Gütern und Diensten im Tausch mit 
anderen Personen befriedigt werden sollen und welche 
Bedarfe demnach als Orientierungsgrößen für die Pro-
duktion in Frage kommen. 

[6] Kaufkraft, Einkommensverteilung 
Zum Erwerb der zur Bedarfsdeckung erstrebten Güter 
und Dienste sind Mittel („Potenz“) nötig, um der Nach-
frage Ausdruck und Deckungschancen zu verleihen. Die-
se Mittel können z. B. sein: Einkommen, Naturalmacht, 
Besitz, Anordnungsbefugnis, Kredite und Vermögens-
teile. Die Gesamtheit der monetären Mittel im Verhältnis 
zu den Güterpreisen ergibt die Kaufkraft. Durch die Aus- 
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rüstung mit Kaufkraft werden die Bedarfe der verschie-
denen Träger einheitlich dimensioniert und können zu 
Kaufkraftmengen für bestimmte Güter und Dienste 
aggregiert werden. Die Größe und Struktur dieser Kauf-
kraftmengen wird u. a. durch die Einkommensverteilung 
bestimmt, die sich primär aus dem Produktionsprozeß 
einer Volkswirtschaft, sekundär aus Umverteilungsakti-
vitäten ergibt. Reale Einkommensverteilungen sind auch 
das Ergebnis der Verwirklichung politischer, normativer 
Zielvorstellungen (z. B. der „gerechten“ Einkommens-
verteilung). Allerdings werden mit der normativen Kom-
ponente die Grenzen wissenschaftlicher Aussagemöglich-
keiten berührt. 
Die Kaufkraftmengen stellen die Basis für die Nachfrage 
nach Gütern und Diensten dar. 

[7] Individuelle, gesellschaftliche Nachfrage nach Gütern 
und Diensten 
Nachfrage nach Gütern und Diensten bedeutet, daß Be-
darfe mittels Kaufkraft am Markt geltend gemacht wer-
den. Die Intensität der Nachfrage hängt somit einerseits 
ab vom Bedarf, andererseits kommen als Bestimmungs-
gründe die Güterpreise sowie die verfügbaren monetären 
Mittel in Betracht (Kaufkraft). Die Träger der Nachfrage 
können sowohl Inländer als auch Ausländer sein (natür-
liche und/oder juristische Personen). 
Das Aggregat der individuellen Einzelnachfragen stellt 
die gesamte Marktnachfrage dar. 
Eine Kernfrage besteht darin, ob und wie sich die nach-
gefragte Menge eines bestimmten Gutes (Dienstes) än-
dert, wenn die Bestimmungsfaktoren Bedarf, monetäre 
Mittel, Preise sich ändern (Elastizitäten). Hierbei ist auch 
zu berücksichtigen, daß diese Größen sich gegenseitig be-
einflussen können. 

Bei einer dynamischen Betrachtungsweise ist grundsätz-
lich davon auszugehen, daß die Gesamtnachfrage und 
ihre Komponenten Änderungen und Schwankungen in 
ihrer Höhe, Intensität und Zusammensetzung unterlie-
gen, die z. B. auf saisonale, friktioneile, konjunkturelle, 
strukturelle und wirtschaftssystembedingte Einflüsse zu-
rückzuführen sind. Ein zentrales Problem besteht also 
darin, ob und wie die globale und die spezielle Wirt-
schaftspolitik einerseits, die Produktions- und Absatz-
politik der Produzenten und potentiellen Arbeitsplatz-
anbieter andererseits die Dynamik der Nachfrage lenkend 
und stabilisierend in den Griff bekommen können. 

[8] Zu-eigen-Machen der Nachfrage, geplantes 
Sozialprodukt, Entscheidung über Träger, Art, Zeit, Ort, 
Menge der Produktion 
Aus dem Bündel der vorhandenen bzw. vermuteten 
Nachfragegrößen nach Gütern und Diensten wählen be-
stimmte Wirtschaftssubjekte, die Produzenten, diejenigen 
aus, die sie befriedigen wollen (Zu-eigen-Machen der 
Nachfrage). 
Den zusammengefaßten einzelwirtschaftlichen Produk-
tionsplänen entspricht gesamtwirtschaftlich das geplante 
reale Sozialprodukt. 

Vor Beginn der Leistungserstellung müssen folgende Ent-
scheidungen getroffen werden: 
— Wer soll produzieren? 

Produzenten können sein: Individuen, öffentliche, pri-
vate Wirtschaftseinheiten; Mischformen, rechtliche Ge- 

sellschaftsformen; eigene und/oder fremde Volkswirt-
schaften; 

— Was soll produziert werden? 
Produkte können sein: private bzw. öffentliche Güter 
und Dienste; Investitions-, Verbrauchs-, Exportgüter; 
Luxusgüter; Güter des täglichen Grundbedarfs; lager-
fähige, nicht lagerfähige Güter; komplementäre oder 
substitutive Güter und Dienste. 

— Wie, wo und wann soll produziert werden? 
Die Produktionsweise kann sich richten nach ablauf-
organisatorischen Gesichtspunkten, nach Arbeitspro-
zeßtypen und Produktionsfunktionen und -faktoren 
(Arbeit, Kapital, Boden, Wissen, Forschung und Ent-
wicklung, Energie, Rohstoffe) und nach Aspekten der 
nationalen wie internationalen Arbeitsteilung. 
Der Produktionsort betrifft: den Standort der Produk-
tion/Leistungserstellung; Dezentralisierung, Konzen-
tration der Produktion im Raum. 
Die Zeitdimension der Produktion kann sich beziehen 
auf: den Tag (Nachtarbeit, Schichtarbeit), die Woche, 
den Monat, das Jahr (Zeitverteilung, Saison); eine 
weitere Frage ist, ob sofort oder in späteren Perioden 
produziert werden soll. 

— Wieviel soll produziert werden? 
Als Maßstäbe für Produktionsmengen kommen in Be-
tracht: Nachfrage und/oder Mitteleinsatz (Produk-
tionskosten); Normen (bezüglich Qualität, Verträg-
lichkeit mit sozialen, ethischen, ökonomischen und 
ökologischen Bedingungen, Produktionsauflagen); 
mögliche Auswirkungen (künftige Absatzmärkte, 
Wettbewerbsfolgen, Umwelteinflüsse). 

— Für wen soll produziert werden? 
Adressaten der Produktion können sein: das In- und 
Ausland; Konsumenten, Investoren, Staat, bestimmte 
Einkommens- und Vermögensschichten. 

— Unter welcher Wirtschaftsordnung und -Verfassung 
muß produziert werden? 
Leitung und Organisation des Wirtschaftsablaufs kön-
nen erfolgen durch festgelegte Regelungen, institutio-
nelle, juristische Rahmensetzungen (z. B. Eigentums-
verfassung, wiederkehrende Interventionen, gesamt-
wirtschaftliche Steuerungen, Partiaisteuerung). 

Die realen Wirtschaftsordnungen sind Mischformen der 
beiden Idealtypen Markt- und Zentralverwaltungswirt-
schaft. Im allgemeinen überwiegen Elemente der einen 
oder anderen Ordnung. 
Mit diesen Festlegungen und Entscheidungen ist gleichsam 
der Rahmen für die Produktionsmöglichkeiten bestimmt. 

[9] Umsetzung in betriebliche Arbeitsteilung, betriebswirt-
schaftliche Grundaufgaben 
Die mit der geplanten Produktion von Gütern und Dien-
sten verbundene Gesamtaufgabe ist in der Regel zunächst 
in Grundaufgaben wie z. B. Finanzierung, Beschaffung, 
Transport, Lagerhaltung, Fertigung, Verwaltung, Vertrieb 
und Kontrolle zu zerlegen. Ob und inwieweit eine weitere 
Aufteilung in Einzelaufgaben angezeigt ist, stellt ein or-
ganisatorisches Entscheidungsproblem dar und ist je nach 
Aufgabenstellung (z. B. Ein- oder Mehrproduktunterneh-
men) differenziert zu lösen. Alle Aufgaben, die hier im 
einzelnen bestimmt worden sind, können grundsätzlich 
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nur durch Kombination von Produktionsfaktoren erfüllt 
werden. 

[10] Entscheidung über/oder Bestimmung der von Menschen zu 
vollziehenden Arbeit 
[11] Vergabe von Aufträgen über Güter und Dienste an an-
dere Systeme/Produktionseinheiten 
[12] Einsatz von nicht-menschlichen Produktionsfaktoren 
(Maschinen, Mechanismen, Hilfsmittel, Kapital) 
Die Erledigung der unter [9] aufgeführten Grundaufga-
ben erfolgt durch Kombination von Produktionsfaktoren, 
und zwar menschlichen und nicht-menschlichen Produk-
tionsfaktoren (Kapital, Maschinen, Mechanismen, Hilfs-
mittel des betrachteten Systems; Vorleistungen aus ande-
ren Systemen: Betrieben, Volkswirtschaften). 
Das Grundproblem ist dabei die Wahl der Kombination, 
d. h. die Entscheidung über den Produktionsprozeß. 
Wenn z. B. „gewirtschaftet“ werden soll, d. h. wenn öko-
nomische Prozesse so zu organisieren sind, daß ihr Erfolg 
möglichst groß ist, sind die unter [10], [11], [12] ange-
sprochenen Vorgänge als Optimierungsprobleme aufzu-
fassen. Ihre Analyse und Lösungen obliegen den einzel-
nen Wissenschaften (z. B. Wirtschafts-, Technik-, Sozial-
und Arbeitswissenschaften, Medizin, Psychologie). 
Mit der Entscheidung über die Faktorkombination liegt 
der zur Produktion — im internen System — erforder-
liche Einsatz menschlicher Arbeit fest, d. h. die Ausgangs-
größe für die Einrichtung von Arbeitsplätzen. 
Aufgrund des aufgezeigten Entscheidungsprozesses und 
der damit verbundenen Vergabe von Aufträgen über Gü-
ter und Dienste an andere Systeme/Produktionseinheiten 
(Problemfeld [11]) wird die Zahl und die Art der in der 
jeweiligen Produktionseinheit/Betrieb zu errichtenden 
Arbeitsplätze beeinflußt. An dieser Stelle besteht somit 
die Möglichkeit, die Produktion bzw. die Aufgabenerle-
digung nicht an Arbeitsplätzen im betrachteten System 
bzw. „Teilarbeitsmarkt“ durchzuführen, sondern sie zeit-
lich und räumlich in andere „Teilarbeitsmärkte“ und Pro-
duktionssysteme zu verlagern. 

[13] Aufgabenumsetzung in Arbeitsplatzprofilelemente 
[14]  Bündelung der Profilelemente zu Arbeitsplatzprofilen 
und deren Gruppierung 
Nach der Aufteilung der Gesamtaufgabe in Teilaufgaben 
(Problemfeld [9]) sind aufgrund der Wahl der Faktor-
kombination gleichsam Aufgabenprofile entstanden, deren 
Elemente Formen der Aufgabenerledigung betreffen, die 
einerseits unter Einsatz von nicht-menschlichen Produk-
tionsfaktoren, andererseits mit Hilfe menschlicher Arbeit 
im Rahmen von Interaktionsverhältnissen zwischen Er-
werbstätigen und Arbeitsplätzen erfolgen (vgl. Problem-
feld [39]). Mit der Festlegung der erforderlichen Menge 
und Art an menschlicher Arbeit bedarf es einer Umset-
zung dieser Größen in Arbeitsplatzkategorien. Mögliche 
Konkretisierungsstufen bei der Entstehung von Arbeits-
plätzen umfassen die Festlegung einer Ober- und Unter-
grenze der Zahl von möglichen Arbeitsplätzen, die Ent-
scheidungs- und Optimierungskalküle, die zu einer kon-
kreten Arbeitsplatzzahl führen, deren Ausgestaltung mit 
Hilfe von Arbeitsplatzprofilelementen, die Bündelung zu 
Arbeitsplatzprofilen und ggfs. die Zusammenfassung der 
Arbeitsplätze zu Arbeitsplatzsystemen. 

Der Entstehungsprozeß von Arbeitsplätzen aus Gesamt-
aufgaben über Teilaufgaben und Aufgabenelemente wird 
im Zusammenhang mit folgenden Aspekten gesehen: 

 

— Optimierung   der   Faktorkombination,   insbesondere 
Kosten, Erträge, Investitionen, Rentabilität, Produk-
tivität, Technizität, Kapazität und Rationalität; 

— Besetzungsgrad vorhandener Arbeitsplätze und Be- 
setzbarkeit von Arbeitsplätzen; 

— die Einbindung in eine Raum- und Zeitkonstellation; 
— Arbeitsschutzgesetze; 
— Humanisierungsgesichtspunkte sowie Rahmenbedin-

gungen, die in den Problemfeldern [30] bis [32] be-
schrieben sind. 

Der Übergang von möglichen zu tatsächlich einzurichten-
den Arbeitsplätzen erfolgt im Rahmen der vorangehen-
den Überlegungen. 
Die inhaltliche Ausfüllung und Strukturierung der zu 
schaffenden Arbeitsplätze erfolgt mittels Arbeitsplatz-
profilelementen. Diese sind abzuleiten: 
— aus den spezifischen Aufgabenelementen, auf die der zu 

schaffende Arbeitsplatz zugeschnitten werden soll; 
— aus den örtlichen, zeitlichen, organisatorischen, techni-

schen, funktioneilen und sozialen Bestimmungsgrößen 
des Arbeitsplatzes, die diesem originär und eindeutig 
zuzurechnen sind; 

— aus der betrieblichen Einbindung des Arbeitsplatzes; 
— aus der an dem bestimmten Arbeitsplatz geplanten Ar-

beit, die sich aus der Interaktion zwischen Erwerbstä-
tigem und Arbeitsplatz ergibt; 

— aus den Anforderungen an die künftigen Arbeitsplatz-
inhaber und aus 

— Annahmen über das verfügbare Arbeitskräftepotential. 

Als Arbeitsplatzprofilelemente bzw. Gruppenbezeichnun-
gen, denen Profilelemente zugeordnet werden können, 
kommen z. B. in Betracht: 
— Arbeits- und Leistungsziele, deren Bestimmtheitsgrade, 

die erforderlichen Beiträge zum Produktionsergebnis, 
Leistungsnormen, Produktivitäts vorgaben; 

— die technisch-organisatorische Ausstattung des Arbeits-
platzes mit Hilfsmitteln, Mechanismen, Maschinen, In-
formationen; die Arbeits- und Informationsmittel; die 
Objekte, auf die sich die Arbeit an diesem Arbeitsplatz 
beziehen soll  wie Sachen,  Symbole, Menschen;  be-
stimmte örtliche und zeitliche Bindungen des Arbeits-
platzes; Bedingungen, unter denen produziert werden 
soll, wie Lärm, Hitze, Schmutz, klimatische Bedingun-
gen,   „ökologische“   Einflüsse;   rechnerische   Abnut- 
zungs-, Verschleiß- und Zerfallzeiten; 

— von dem Betrieb und seiner Ablauf- und Aufbauorga-
nisation   abhängige   Merkmale   wie   Fertigungswirt-
schaft, insbesondere Produktions- und Arbeitsmetho-
den sowie -verfahren; Betriebszeit; Lokalisierung des 
Arbeitsplatzes in der Planung, Vorbereitung, Produk-
tion, Kontrolle, Leistungsverteilung bzw. -Verwertung; 
zentrale oder periphere Ansiedlung des Arbeitsplatzes; 
Stellenbewertung innerhalb der betrieblichen Hierar-
chie; 

— Merkmale der Arbeit im vorgesehenen Interaktions-
verhältnis  zwischen Arbeitskraft und  Arbeitsplatz: 
Auszuführende    geistige    oder    körperliche    Tätig-
keiten/Handlungen; Arbeitsintensität, Arbeitstempo, 
Hektik,     Arbeitsunterbrechungen,     Pausen,     Leer-
lauf bei der Arbeit; Arbeitsleid und Arbeitsfreude; 
Formen der vertikalen und horizontalen Kooperation, 
Größe und  Zusammensetzung von  Arbeitsgruppen, 
Teamarbeit; Monotonie der Arbeit; Spielräume bei der 
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Aufgabenerledigung, Dispositionschancen, Autono-
miegrade, Formen der Mitwirkung und Mitbestim-
mung; komplizierte bis einfache Arbeit, stets neue oder 
sich ständig wiederholende Arbeit; Verschleiß- und Ab-
nutzungsvorgänge, die die Lebensdauer der Arbeits-
plätze und/oder der Arbeitsplatzprofilelemente betref-
fen; monetäre und nicht-monetäre Gratifikationen wie 
z. B. Lohn- und Gehaltsbestandteile, Statussymbole, 
Rangzeichen, Weisungsbefugnisse, Sonderrechte, So-
zialleistungen, besondere außerdienstliche Möglichkei-
ten, Prestigemerkmale, Image der Arbeit, soziale Attri-
bute; vorgesehene und mögliche Sanktionen wie z. B. 
Gratifikationsminderung, Veränderung und Verle-
gung des Arbeitsplatzes, Unterbrechung und Aufhe-
bung des Arbeitsverhältnisses durch z. B. Aussperrung 
oder Kündigung innerhalb bzw. außerhalb tarifrecht-
licher Regelungen, Arbeitsplatzvernichtung; alterna-
tive personelle und/oder zeitliche Besetzungsmöglich-
keiten der Arbeitsplätze; Möglichkeiten und Dauer, 
die Besetzung des Arbeitsplatzes auszusetzen und de-
ren Auswirkungen; Unfallsicherheit der Arbeit; Bela-
stungen der körperlichen und geistigen Gesundheit; 

— Vorstellungen über einen künftigen Arbeitsplatzinha-
ber und sein dem Arbeitsplatz adäquates Arbeitskraft-
profil:  Voraussetzung und  Bestimmungsgrößen  für 
geistige  und/oder körperliche Tätigkeiten/Handlun-
gen; die Anforderungen an sein potentielles Arbeits-
vermögen,    Qualifikationserfordernisse,    körperliche 
Voraussetzungen,   Einsatzbereitschaft,   Belastbarkeit, 
Lernfähigkeit und Kompetenz. Dazu zählen auch: Die 
geforderten,   erwarteten   oder  notwendigen  Rollen-
ausfüllungen,   Einstellungen   und   Verhaltensweisen 
wie z. B. Loyalität gegenüber und Identifizierung mit 
dem Produktions- oder Arbeitsprogramm, den Markt- 
und/oder Handlungsstrategien des Betriebes sowie den 
darin   vorfindlichen  Hierarchien,   den  praktizierten 
Konflikt- und Problemlösungsmethoden und -instan- 
zen; kooperative Einstellungen und kollegiales Ver-
halten der potentiellen Arbeitsplatzinhaber, vorgese-
hene personale  und  soziale  Entfaltungsmöglichkei-
ten. Hierher gehören auch Arbeitsplatzprofilelemente, 
die dem späteren Arbeitsplatzinhaber als individueller 
Persönlichkeit und als sozialem Wesen Rechnung tragen 
(Emanzipationspotential).   Schließlich   sind   Arbeits-
platzprofilelemente von Bedeutung, die ein Lernpoten-
tial für Erwerbstätige festlegen, also typische Ausbil-
dungsplätze, aber auch lernintensive Arbeitsplätze. 

— Einzelnen  Profilelementen bzw.  dem  Gesamtprofil 
eines Arbeitsplatzes sind Risiken und Chancen zuzu-
ordnen. Hierher gehören Aufstiegsmöglichkeiten bzw. 
Abstiegsgefahren des Arbeitsplatzes in der betriebli-
chen Arbeitsplatzhierarchie, die konjunkturelle Beset- 
zungs- und Existenzsicherheit des Arbeitsplatzes sowie 
Verbund und Affinität der Arbeitsplätze zueinander. 

Die aufgeführten Beispiele für Arbeitsplatzprofilelemente 
können die Fülle der realen Möglichkeiten nicht vollstän-
dig abdecken. Positions-, Stellen-, Arbeits- und/oder Ar-
beitsplatzbeschreibungen können Beispiele für Profilele-
mente und Arbeitsplatzprofile enthalten, obwohl sich meist 
keine ausgeprägte und umfassende Darstellung der Profil-
elemente in solchen Beschreibungen findet. Ebenso sind 
reale Arbeitsplätze häufig nicht im Hinblick auf alle hier 
aufgeführten Arbeitsplatzprofilelemente spezifiziert, zu-
mal dies aus der Sicht der Praxis nicht immer erforderlich 
und machbar ist. Arbeitsplatzprofilelemente beschreiben 
häufig angestrebte Ziele, bestimmte Mindest- oder Maxi- 

malanforderungen sowie Bandbreiten der möglichen Aus-
schöpfung der Arbeitsplatzprofilelemente, aber nicht den 
tatsächlichen Arbeitsvollzug und die Aufgabenerledigung. 
Eine Zusammenstellung von Arbeitsplatzprofilelementen 
zu einer integrierten Einheit, dem Arbeitsplatzprofil, wird 
als Arbeitsplatz bezeichnet. Anzahl, Art, Höhe, Anord-
nung und Gewichtung von Profilelementen machen ein 
Arbeitsplatzprofil aus. Darüber hinaus kann ein Arbeits-
platzprofil im Hinblick auf alle diese Bestandteile Flexi-
bilitäten enthalten (vgl. Problemfeld [15]). 
Zur Angabe der Höhe der einzelnen Profilelemente be-
darf es einer Dimension, die zum Vergleich von Höhen-
angaben zwischen den Profilelementen einheitlich sein 
muß. Es bestehen mehrere Möglichkeiten, die Höhen der 
Profilelemente zu ermitteln, z. B. durch Häufigkeits-, In-
tensitätsmaße oder aus beiden kombinierte Maße. 
Nach der Art und Weise der Gruppierung und Zusammen-
fügung von Profilelementen, die meist nominal skaliert 
aufgeführt sind, können beispielhaft einige Formen von 
Arbeitsplatzprofilen unterschieden werden: 

Nach der Verteilung der Profilelemente im Profil lassen 
sich unterscheiden: 
— im Hinblick auf die Höhen der Profilelemente gleich 

verteilte Arbeitsplatzprofile bzw. ungleich verteilte, 
schiefe, asymmetrische und polarisierte Profile. 

Nach der Gewichtung der Profilelemente innerhalb ihrer 
Anordnung lassen sich unterscheiden: 
— das höchste Gewicht bekommen z. B. Profilelemente, 

die für die Aufgabenerledigung unabdingbar sind; 
— mittleres Gewicht bekommen Profilelemente, die zwar 

vorgesehen, u. U. aber abdingbar sind; 
— das geringste Gewicht bekommen Profilelemente, die 

für die Aufgabenerledigung und den Betrieb überhaupt 
nicht  konstitutiv,   aber  wünschenswert,   vorzeigbar, 
prestigeträchtig, werbewirksam sind. 

Arbeitsplatzprofile können von der Zahl, der Art, der 
Höhe und der Anordnung/Gewichtung der Profilelemente 
her gesehen starr oder flexibel sein. 
Flexibilität in der Zahl der Profilelemente liegt vor, wenn 
ein Hinzufügen/Abziehen eines oder mehrerer Profil-
elemente vorgesehen und möglich ist, z. B. bei betriebli-
chen Sozialleistungen. Flexibilität in der Art der Profil-
elemente ist gegeben, wenn z. B. monetäre durch nicht 
monetäre Gratifikationen fallweise ergänzt werden kön-
nen. Von Flexibilität in der Höhe der Profilelemente kann 
man sprechen, wenn z. B. eine variable Betriebszeit be-
steht, wenn Belastungen und Leistungsanforderungen 
diskontinuierlich sind. Schließlich liegt Flexibilität in der 
Anordnung/Gewichtung der Profilelemente vor, wenn 
z. B. Aufgabenschwerpunkte wechseln. 
In beiden Problemfeldern besteht folgende Problematik: 
Als Name oder zur Charakterisierung eines Arbeitsplat-
zes werden häufig lediglich ein oder nur wenige Profil-
elemente herausgestellt: Der Arbeitsplatz als Erwerbs-
chance; die Kennzeichnung des Arbeitsplatzes nach dem 
Arbeitsort; Bezeichnungen nach dem Betriebs-/Arbeits-
mittel (z. B. Schreibtisch); nach örtlichen Bereichen (z. B. 
Wald); nach Organisationseinheiten (z. B. Verkauf); der 
Arbeitsplatz als räumliche Einheit, in der Arbeitszeit oder 
Arbeitsbereitschaft zur Leistungserstellung erforderlich ist 
(z. B. Teilzeitarbeitsplatz, Bereitschaftsdienst); räumlich 
oder zeitlich wechselnde Arbeitsorte (z. B. Vertreter). 
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Der bisher bei der Bestimmung von Arbeitsplatzprofil-
elementen weit verbreitete Bezug auf bestimmte oder mög-
liche Arbeitsplatzinhaber erweist sich dann als zu eng, 
wenn zur Arbeitsplatzbeschreibung weitgehend oder aus-
schließlich Arbeitskraftprofilelemente (bzw. Anforderun-
gen an Personen) herangezogen werden. Eine Theorie der 
Arbeitsplätze, die deren Entstehung, Veränderung, Ver-
lagerung und Untergang erklärt, wird jedoch alle rele-
vanten Arbeitsplatzprofilelemente nach ihrem Zustande-
kommen und ihrem Zusammenwirken berücksichtigen 
und sich aus dem einseitigen Arbeitskraftbezug lösen müs-
sen. Nichtsdestoweniger ist die Arbeitskraftseite zu be-
rücksichtigen, z. B. unter Verwendung von Absorptions-
und Penetrationsansätzen, von Theorien der vertikalen 
und horizontalen Substitution sowie von Tätigkeitsverän-
derungstheorien, soweit sie die angesprochenen Vorgänge 
bei Arbeitsplätzen betreffen. 
Die Umsetzung von Aufgaben in Profilelemente und die 
Angabe von Arbeitsplatzprofilen kann entweder holistisch 
oder additiv gesehen werden. Bei der holistischen Betrach-
tungsweise ist das, was den Charakter des Arbeitsplatzes 
ausmacht, mehr als die Summe der Profilelemente, während 
die rein additive Auffassung, die den Arbeitsplatz durch 
Zusammenfügung (Addition) der Teile, den Profilelemen-
ten, als hinreichend und vollständig beschrieben ansieht, 
alles das leugnet, was nicht aufzählbar und angebbar ist. 
Die Mechanismen und Methoden der Umsetzung von 
Aufgaben in Profilelemente und deren Gruppierung zu 
Arbeitsplatzprofilen sind in dem jeweiligen Betrieb/der 
Arbeitsplatzorganisation unterschiedlich weit entwickelt. 
Sie gehen u. a. hervor aus: 
— Den wissenschaftlichen Disziplinen wie z. B. Arbeits-

wissenschaft,  Betriebswirtschaft,  operations-research, 
Organisationssoziologie. 

— Der Praxis der Arbeitsvorbereitung und Arbeitsge-
staltung wie REFA, work design. 

Nach der Art der Gestaltbarkeit der Arbeitsplatzprofile 
durch den Betrieb/die Arbeitsplatzorganisation können 
von anderen Arbeitsplatzeinrichtungen oder institutio-
nellen Vorgaben abhängige, einzeln nicht gestaltbare Ar-
beitsplatzprofile sowie frei gestaltbare, von anderen Ar-
beitsplätzen, Einrichtungen oder institutionellen Vorga-
ben nahezu unabhängige Arbeitsplatzprofile unterschie-
den werden. Nach der Art der Bestimmung der Arbeits-
platzprofile durch die mit dem Arbeitsplatz zu kombi-
nierende Arbeitskraft gibt es fremdbestimmte, vorge-
gebene, vorgeplante Arbeitsplatzprofile oder selbstbe-
stimmte, selbstgewählte, „freiräumige“ Arbeitsplatzpro-
file oder Mischformen zwischen diesen beiden Extremen. 
Innerhalb betrieblicher Organisationen wird häufig eine 
Gruppierung von Arbeitsplatzprofilen/Arbeitsplätzen zu 
Arbeitsplatzsystemen vorgenommen z. B. durch Fließ-
bänder zusammenhängende Arbeitsplätze, Großraum-
büros, Schiffsbesatzungen, Kostenabteilungen, Rechen-
zentren. 
Ein Problem ist schließlich, ob und wie bei der Errichtung 
von Arbeitsplätzen und/oder bei der Flexibilisierung der 
Arbeitsplatzprofile der zeitlich, örtlich, zyklisch und/oder 
strukturell sich verändernden Nachfrage- und/oder Pro-
duktion Rechnung getragen wird. So werden z. B. be-
stimmte Arbeitsplätze für eine stets zu haltende Stamm-
belegschaft eingerichtet, während zeitmäßige, intensitäts-
mäßige oder kapazitätsmäßige Produktionsänderungen 
bestimmten anderen Arbeitsplätzen schwerpunktmäßig 
zugeordnet werden (Kurzarbeit, Überstunden, häufiger 

zwischenbetrieblicher Arbeitsplatzwechsel, weitgehende 
Anpassung über sofortige Einstellungen bzw. Entlassun-
gen). 
Den Ausgang des Problemfeldes [14] bilden zu konkreten 
Arbeitsplatzprofilen/Arbeitsplätzen gebündelte Profil-
elemente. 

[15] Bereitschaft zur Arbeitsplatzprofilflexibilität 
Die eingehenden mehr oder weniger flexiblen Arbeits-
platzprofile bedürfen zur Ausschöpfung ihrer Flexibilität 
im Arbeitsplatzangebot grundsätzlich der Bereitschaft von 
Personen oder Personengruppen der Arbeitsplatzorgani-
sation. Beispiele für Personen, von deren Entscheidungen 
diese Bereitschaft abhängt, sind: 
Arbeitgeber, Arbeitsplatzeigner, Verfügungsberechtigte 
über Arbeitsplätze wie Arbeitsplaner, Arbeitsvorbereiter, 
Einsatzleiter, Angehörige des Management aller Ebenen, 
Personalleitung, -Verwaltung und -planung, Organisa-
tionsfachleute, Unternehmens- und Personalberater so-
wie Haushalts- und Verwaltungsexperten. 
Mögliche Bestimmungsgründe der Bereitschaft liegen in 
den individuellen Persönlichkeitsstrukturen, in der Ar-
beitgeberrolle der genannten Personen, in der sozio-öko-
nomischen Situation der Betriebe/Arbeitsplatzorganisa-
tion (z. B. Lohnführer, Monopolist, Saisonbetrieb, Grenz-
produzent) einerseits, des Arbeitsmarktes (z. B. konjunk-
tureller Überschuß/Mangel an Arbeitskräften), insbeson-
dere in unterschiedlicher Verfügbarkeit des spezifischen 
Arbeitskräfteangebots andererseits. 
Aus dem Problemfeld [15] geht das durch die Bereit-
schaft zur Ausfüllung der Flexibilitätspotentiale der Ar-
beitsplatzprofile modifizierte Arbeitsplatzpotential her-
vor. Ursprünglich vorhandene Flexibilitätsspielräume 
können also eingeengt worden sein. 

[16] Bereitschaft und Entschluß zur Besetzung der Arbeits-
plätze 
Bei gegebenem Arbeitsplatzpotential ist einmal darüber 
zu entscheiden, wann, welche und wie viele Arbeitsplätze 
überhaupt und für wie lange voraussichtlich besetzt wer-
den sollen. Zum anderen ist zu bestimmen, wie groß die 
Bereitschaft ist, ggf. unter Verzicht auf Ausfüllung be-
stimmter Arbeitsplatzprofilelemente, die anzubietenden 
Arbeitsplätze mit potentiellen Arbeitskräften zu beset-
zen. Die Träger der angesprochenen Bereitschaft gehören 
zu den im Problemfeld [15] genannten Personengruppen. 
Die Fälle des geplanten Verzichts auf vollständige Aus-
schöpfung des Arbeitsplatzpotentials (Summe aller Ar-
beitsplatzprofile) mit Arbeitskräften können im Prinzip 
denselben Gründen, die im Problemfeld [15] die Bereit-
schaft zur Arbeitsplatzprofilflexibilität bestimmen, un-
terliegen, insbesondere saisonalen, konjunkturellen und 
strukturellen Ursachen. 
Als konkreter Ausdruck für die Bereitschaft, auf die 
Ausfüllung einzelner Profilelemente zu verzichten, kom-
men Erwägungen in Betracht, Arbeitsplätze alternativ 
mit Personen unterschiedlicher Arbeitskraft- und Quali-
fikationsprofile zu besetzen bzw. unterschiedliche Ar-
beitsplatzinhaber gegeneinander zu substituieren. 
An dieser Stelle ist der Entstehungsprozeß der aus be-
trieblicher Sicht zu besetzenden, noch nicht auf Zulässig-
keit und Akzeptanz geprüften Arbeitsplätze abge-
schlossen. 
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[17] Zulässigkeit von Arbeitsplätzen und Profilelementen 
Die zu besetzenden Arbeitsplätze werden im Problem-
feld [17] auf ihre Zulässigkeit im Hinblick auf bestehende 
gesetzliche und quasi-gesetzliche Vorschriften überprüft. 
Solche Regelungen können das Arbeitsrecht, Tarifver-
träge, Betriebsvereinbarungen, Unfall- und Dienstvor-
schriften sein. Die Zulässigkeitsprüfung erstreckt sich auf 
Arbeitsplätze, einzelne Arbeitsplatzprofilelemente und 
die im Arbeitsplatzprofil beschriebenen Anforderungen 
an Eigenschaften, Verhaltensweisen usw. potentieller 
Arbeitsplatzinhaber. 
Als gängige Beispiele für zu prüfende Zulässigkeit/Un-
zulässigkeit kommen in Betracht: 
— Sicherheitsorientierte Zulässigkeit z. B. von Arbeits-

plätzen mit Gefahr für Leib oder Leben; 
— gesundheitliche Zulässigkeit, z. B. Arbeitsmittel ohne 

Schutzvorkehrungen; 
— personelle   Zulässigkeit   z.   B.   von   Kinderarbeit, 

Frauenarbeit; 
— örtliche Zulässigkeit z. B. von Heimarbeit; 
— zeitliche Zulässigkeit z. B. von Nachtarbeit, Feiertags-

arbeit; 
— institutionelle Zulässigkeit, z. B. berufsstandsbezoge- 

ne Beratung in Rechts- oder Steuerfragen, Berufsbe-
ratung und Arbeitsplatzvermittlung außerhalb der 
Bundesanstalt für Arbeit; 

— moralisch-ethische Zulässigkeit,  z.  B.  sittenwidrige 
Arbeitsplätze; 

— verfassungsrechtliche Zulässigkeit, z. B. Spionagear-
beitsplätze; 

— „funktioneile“ Zulässigkeit z. B. bei Selbstkontrolle 
und Selbstkontraktion. 

Die Bestimmungsgründe für die Zulässigkeit bzw. Unzu-
lässigkeit von Arbeitsplatzprofilelementen sind zu suchen: 
— auf medizinischem Gebiet, z. B. Erkenntnisse über 

die Entstehung von Berufskrankheiten, Vorschriften 
zur Unfallverhütung; 

— auf sozialem  oder sozialpolitischem  Gebiet, z. B. 
pflichtmäßig   einzurichtende  Arbeitsplätze  für  be-
stimmte Personengruppen, Schutzfristen, besondere 
Kündigungsschutz- und Arbeitszeitregelungen; 

— auf   wirtschafts-   und   ordnungspolitischem   Gebiet, 
z. B. Arbeitsplätze, die bewußt auf Wettbewerbsver-
stöße abzielen; 

— auf gesundheitlichem Gebiet, z. B. Nachtarbeitsrege-
lungen; 

— auf wirtschaftsrechtlichem Gebiet, z. B. kriminelle, 
unlautere Tätigkeiten an Arbeitsplätzen. 

Motive, bestimmte Arbeitsplätze nicht zuzulassen bzw. 
gezielt zu verlangen, liegen z. B. in Schutzüberlegungen 
für Erwerbstätige, Arbeitsplatzorganisationen, Staat und 
Allgemeinheit, in Unterstützungsabsichten sowie im Be-
reich der Vor- und Fürsorge. Auch Überlegungen, uner-
wünschte Überstundenarbeit zugunsten von mehr Ar-
beitsplätzen/Arbeitsverhältnissen zu unterbinden, gehö-
ren in den Bereich der Zulässigkeit. 
Es ist grundsätzlich davon auszugehen, daß die erwähn-
ten gesetzlichen und quasi-gesetzlichen Vorschriften tech-
nologischer, sozialer, politischer, gesetzgebender und ge-
sellschaftlicher Beeinflussung unterliegen und sich des-
halb ändern können. In diesem Falle ergeben sich vor 
allem Probleme für bereits besetzte Arbeitsplätze, deren 

einmal gegebene Zulässigkeit nun in Frage gestellt sein 
kann bzw. wegfällt. Durch die Änderung der Zulässig-
keitsbedingungen kann die Zahl der verfügbaren Ar-
beitsplätze erhöht oder vermindert werden. 

Die Bezeichnung „Zulässigkeit“ erweist sich in jenen Fäl-
len als unzutreffend, in denen z. B. in Tarifverhandlun-
gen eine bestimmte Zahl bereitzustellender und zu be-
setzender Arbeitsplätze ausgehandelt wird, sowie in Fäl-
len, in denen aufgrund gesetzlicher Bestimmungen Ar-
beitsplätze für bestimmte Personengruppen anzubieten 
und entsprechend zu besetzen sind (Beschäftigungsauf-
lagen, Pflichtplätze für Rehabilitanden). Dennoch sol-
len auch diese Fälle hier subsumiert werden. 

[18] Akzeptanz der Arbeitsplätze und ihrer 
Profilelemente 
Anschließend wird über die Akzeptanz zulässiger Ar-
beitsplätze entschieden. Akzeptanz ist die individuelle 
oder gruppenspezifische Bereitschaft von Arbeitskräften, 
ihren Interessenorganisationen, von Konkurrenzbetrie-
ben und von Arbeitsmarktinstanzen, geplante Angebote 
von Arbeitsplätzen und Profilelementen als marktfähig, 
marktgerecht, zumutbar und vollwertig hinzunehmen 
bzw. ihnen eine Besetzungschance einzuräumen. Kon-
krete Träger der Akzeptanz können sein: 
— betriebsextern: Arbeitskräfte, ihre Interessenorgani-

sationen und mit dem Arbeitsplatzanbieter konkur-
rierende Betriebe; 

— betriebsintern: vorhandene Arbeitsplatzinhaber, ihre 
Interessenvertretungen und konkurrierende Organi-
sationseinheiten. 

Folgende Personen oder Personengruppen können Ar-
beitsplätze oder Profilelemente akzeptieren bzw. geplante 
Arbeitsplatzangebote ablehnen, bevor sie auf dem kon-
kreten Arbeitsmarkt in Erscheinung treten: Der Arbeits-
platzbewerber, sein sozialer Verband (Eltern, Verwandte, 
Lehrer, Bekannte, Arbeitskollegen), Berufs- und 
Standesorganisationen, politische und gewerkschaftliche 
Gruppierungen, die Inhaber von ähnlichen oder benach-
barten Arbeitsplätzen, konkurrierende Organisations-
einheiten. Dazu zählen auch Angehörige der Betriebs-
hierarchie und der betriebstragenden Institutionen (Auf-
sichts-, Verwaltungs-, Sachverständigengremien, Gesell-
schafter und Mitgliederversammlung) sowie Arbeitsmarkt-
verwaltungs- und -politikinstanzen. 

Die Akzeptierung bzw. Nicht-Akzeptierung von Arbeits-
plätzen, die mitunter auf Diskriminierung hinausläuft, 
kann aus individuell-persönlichen Gründen erfolgen, 
dem Rollenverständnis und Sozialisationsprozeß der ge-
nannten Personen oder Gruppen entspringen oder öko-
nomischen, standespolitischen, sozialen und sozialpsycho-
logischen Denkweisen und Einstellungen zuzuordnen 
sein, wobei auch Irrationalitäten seitens der Entschei-
dungsträger nicht auszuschließen sind. 

Die Zustimmung zu und die Ablehnung von Arbeits-
plätzen zeigen sich auf einer Skala von passivem Verhal-
ten der Entscheidungsträger bis zu ihrem aktiven Ein-
treten für oder gegen bestimmte Arbeitsplätze. So wer-
den z. B. in Zeiten hoher Arbeitslosigkeit Überstunden-
arbeitsplätze nicht mehr akzeptiert, sondern es wird 
versucht, sie zugunsten von zusätzlichen Arbeitsplätzen 
zu unterbinden. Geschieht dies durch eine Änderung der 
Arbeitszeitordnung, dann geht die Arbeitsplatzfilterung 
aus dem Problemfeld „Akzeptanz“ in das Problemfeld 
„Zulässigkeit“ über. 
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In Idealfällen kommt es zu einer vollkommenen Akzep-
tanz aller Profilelemente eines Arbeitsplatzes. Häufig 
liegt nur eine Akzeptierung des Arbeitsplatzes ohne Be-
fürwortung aller seiner Profilelemente vor, die man auch 
als Teilakzeptanz bezeichnen könnte. Dann stellt sich das 
Problem, wann und in welchen Problemfeldern Teilak-
zeptanz u. U. als Störfaktor zum Tragen kommt. 
Mit der Problematik der Akzeptanz ist auch die Frage 
der Zumutbarkeit von Arbeitsplätzen angesprochen. 
Bei der Bereitschaft zur Arbeitsplatzprofilflexibilität, bei 
der Entscheidung über die Arbeitsplatzbesetzung, bei der 
Frage der Zulässigkeit von Arbeitsplatzprofilen und de-
ren Akzeptanz bieten sich eine Reihe von gegenseitigen 
Beeinflussungsmöglichkeiten zwischen der Arbeitskraft 
und der Arbeitsplatzseite an, die für eine theoretische Auf-
arbeitung anstehen. 
Damit ist der Entstehungs- und Marktvorbereitungspro-
zeß auf der Arbeitsplatzseite abgeschlossen. 

[19] Entscheidung über den Bedarf an personalen und sozialen 
Entwicklungs- und Entfaltungsmöglichkeiten, an Tauschkraft 
bzw. Einkommen 
Neben dem Bedarf an Gütern und Diensten führen die 
individuellen und gesellschaftlichen Bedürfnisse zu einem 
Bedarf an personalen und sozialen Entwicklungs- und 
Entfaltungsmöglichkeiten sowie an Tauschkraft und Ein-
kommen. 
In diesem Problemfeld geht es zugleich um das Initiieren 
bzw. Kanalisieren von Wunsch- und Zielvorstellungen 
über den Lebenslauf, über den künftigen Marktwert eines 
Angebotes von Arbeit bzw. Arbeitsleistung und/oder Ar-
beitszeit, um mögliche Verhandlungspositionen in ver-
schiedenen Lebenssituationen während eines (Erwerbs-) 
Lebens und um etwaige Wunsch- und Zielvorstellungen 
hinsichtlich der Einkommenserzielung/Tauschkraft. 
Zustandekommen und Deckung der angesprochenen Be-
darfe sind eingebettet zu sehen in die Gesamtheit der Be-
ziehungen zwischen Individuen und Außenwelt, die vor 
allem als Personalisations- und Sozialisationsprozesse er-
faßt werden. Sozialisation findet in mehreren Phasen 
statt, die auch in anderen vor- und nachgelagerten Pro-
blemfeldern zum Tragen kommen. Dabei geht es um die 
Integration der Individuen in den Lebensbereich er-
werbswirtschaftlicher Arbeit, in dem die in ihren jewei-
ligen gesellschaftlichen Bezugsrahmen — bestimmt durch 
Makrostrukturen wie Nation, Kultur, Schicht usw. sowie 
MikroStrukturen wie Bezugspersonen, Familie — veran-
kerten Sozialisationsinhalte allenfalls mit geringen Ge-
staltungs- und Abwehrchancen mehr oder weniger er-
folgreich gelernt bzw. internalisiert werden. 

[20] Fähigkeiten, Möglichkeiten zur Erreichung der Wunsch-
und Zielvorstellungen/Verteilung von Lebenschancen 
Die im Problemfeld [19] initiierten, artikulierten und 
sichtbar gewordenen Bedarfe können nur abgedeckt bzw. 
erfüllt werden, wenn Fähigkeiten, Möglichkeiten und 
Mittel zur Erreichung der Wunsch- und Zielvorstellungen 
hinzukommen. Diese sind zum einen in Abhängigkeit zu 
sehen von den persönlichen Gegebenheiten und den in-
dividuellen Voraussetzungen wie Begabungen, Eignungen, 
Neigungen, Intelligenz, Lern- und Leistungsvermögen, 
räumliche und zeitliche Einbindung der Personen und ge-
gebene Persönlichkeitsmerkmale. Sie alle stellen Prädispo-
sitionen für den im Menschen verkörperten „Aktions-
radius“ im Sinne von Lebenspotential dar. Zum anderen 

sind sie in Abhängigkeit zu sehen von den Voraussetzun-
gen, die im Umfeld der Personen liegen, wie Rechtsansprü-
che, Verfügungsberechtigungen, Nutzungsrechte, Eigen-
tums- und Besitzverhältnisse, Subsistenzmittel, Macht-
mittel, Herrschaftspositionen, Protektion, familiäre Bin-
dungen, soziale Herkunft und soziale Schichtzugehörig-
keit. 
Damit ist sowohl der endogene als auch der exogene 
Kranz der Bestimmungsfaktoren für die Wunsch- und 
Zielrealisierungspotenz(en) angesprochen. Sie umreißen 
zugleich die individuelle und gesellschaftliche Verteilung 
von Lebenschancen, wobei es nicht nur um die noch zu 
verteilenden Chancen, sondern gleichfalls um die bereits 
verteilten und damit nachwirkenden Chancen der Lebens-
bewältigung geht. 
In diesem Zusammenhang wären vor allem die Bestim-
mungsfaktoren der genannten Voraussetzungen, ihre 
Gewichtung sowie die Mechanik der Lebenschancenver-
teilung und deren Beeinflussung durch einzelne und durch 
die Gesellschaft zu problematisieren. 

[21] Streben nach der Verwirklichung von Zielvorstellungen 
durch Nachfrage nach Qualifikationen und nach anderen Rea-
lisierungsmitteln und -möglichkeiten 
Das im Problemfeld [20] bestimmte Realisierungsvermö-
gen im Hinblick auf Wünsche, Ziele, Erwartungen und 
Lebenschancen wird nun in konkrete Nachfrage nach be-
stimmten, auch für eine Erwerbstätigkeit bedeutsamen 
Qualifikationen und nach anderen Realisierungsmitteln 
und -möglichkeiten umgesetzt. Diese Nachfrage zielt zum 
einen ab auf Erwerb von Qualifikationen, auf die Teil-
nahme an Lernprozessen und auf die damit u. U. ver-
bundenen Zertifizierungen, zum anderen auf Vorausset-
zungen, Eigenschaften, Mittel, Instrumente, Techniken 
und Möglichkeiten für die Problembewältigung in allen 
Lebensbereichen, speziell im erwerbswirtschaftlichen Be-
reich. In Ergänzung zu herkömmlichen „social demand“-
orientierten Ansätzen wird hier neben der Nachfrage nach 
Qualifikationen die Bedeutung eines nichtqualifikations-
mäßigen Bewältigungsinstrumentarismus herausgestellt. 
Dazu gehören erstens den späteren Arbeitskraftprofil-
elementen zuzuordnende bzw. darin umsetzbare Attribute 
wie gesundheitliche Verfassung, körperliche Unversehrt-
heit, Kondition und äußere Erscheinung. Zweitens zählen 
dazu Infrastruktureinrichtungen, die für die Bewältigung 
der einzelnen Lebensbereiche, insbesondere für eine Er-
werbstätigkeit notwendig sind. Drittens gehören hierher 
Orientierungshilfen, Beratung, Lebensplanung und -hilfe. 
Viertens sind zu nennen bestimmte Regelungen, Konven-
tionen, Rollenmöglichkeiten und Verhaltensmuster. Als 
Beispiele sind anzuführen: individuelle Arbeitszeitgestal-
tung, Formen der Partizipation in allen Lebensbereichen, 
Harmonisierungsformen für unterschiedliche, oft mitein-
ander nicht vereinbarte Rollenanforderungen, Konventio-
nen der Lebensbewältigung, Arbeitsplatzmitgestaltungs-
möglichkeiten, soziale Sicherung, Absicherung vor Lebens-
risiken. Fünftens sind zu nennen Subsistenzmittel, För-
derungsleistungen und Unterstützungszahlungen, die 
einen geregelten Unterhalt bis zur eigenen Erwerbsfähig-
keit und -tätigkeit sichern. 
Problematisch ist in diesem Zusammenhang, worin die 
Gegenleistung für die in diesem Problemfeld angespro-
chene Nachfrage besteht. Denkbare Gegenleistungen aus 
dem jeweiligen Realisierungsvermögen sind Zeit, An-
strengung, Aufwendungen, Verzichte, Training, Initiati-
ven, Beteiligungen an Organisationen usw. Weiterhin ist 
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zu berücksichtigen, daß das Streben nach den hier genann-
ten Realisierungsmitteln, sofern seine Befriedigung an Lei-
stungen Dritter durch Güter und Dienste gebunden ist, 
zu einem Teil der im Problemfeld [7] erörterten Nach-
frage führt. Schließlich bleibt festzuhalten, daß die Dek-
kung bzw. Nichtdeckung der hier behandelten Nachfrage 
einen wesentlichen Indikator für Art, Ausprägung und 
Verteilung von Lebenschancen darstellt. In diesem Pro-
blemfeld gibt es eine erste Gabelung des „Personen-
stromes“ danach, ob die hier geschilderte Nachfrage sich 
an das Ausland und/oder Inland richtet. 

[22] Wahl und/oder Zuteilung eines Qualifikationsprofils 
Aus der Fülle der Realisierungsmittel werden im Problem-
feld [22] die Qualifikationen von Personen herausgestellt, 
die im Spannungsverhältnis zwischen der individuellen 
Nachfrage nach Qualifikationen, d. h. der Wahl eines 
Qualifikationsprofils, und den gesellschaftlichen Interessen 
an Qualifizierung(en) von Personen, d. h. der Zuteilung 
eines fremdbestimmten Qualifikationsprofils, liegen. 
Unter Qualifizierung soll hier der Prozeß verstanden wer-
den, in dem aufbauend auf den personalen Eigenschaften, 
Fähigkeiten, Grunderfahrungen und Grundkenntnissen 
mit Hilfe von Begabung, Intelligenz und Lernfähigkeit 
diese Grundvoraussetzungen ausgebaut und entwickelt 
werden, um den vielfältigen Anforderungen und Ansprü-
chen aus unterschiedlichen Lebensbereichen möglichst zu 
genügen. Qualifikation ist dann gleichsam das Kristalli-
sationsergebnis von Lern-, Sozialisations- und Personali-
sationsprozessen im Spannungsverhältnis zwischen per-
sonalen Gegebenheiten und den Anforderungen des Lebens 
und der Umwelt. Qualifizierung ist also als lebenslanger 
Prozeß zu sehen, in dem die personalen Gegebenheiten 
und Attribute zu Qualifikationen fortentwickelt, in ihrem 
Ursprungszustand belassen bleiben, reduziert und/oder 
gleichsam zunichte gemacht werden oder in dem bisher im 
Persönlichkeitsprofil noch nicht angelegte Attribute hinzu-
gefügt werden. Der ursprünglich vorhandene „Lebens-
aktionsradius“ kann somit in Qualifizierungsvorgängen 
erweitert, gehalten oder auch eingeengt werden. 

Qualifikationen betreffen den kognitiven, affektiven, 
„sensomotorischen“ und physischen Bereich von Menschen. 
Zum kognitiven Bereich rechnen hier eine Reihe von tech-
nisch-instrumentellen Eigenschaften, Fähigkeiten, Kennt-
nissen, Fertigkeiten und Spezialisierungen. Ebenso zählen 
dazu: Problem- und Konfliktlösungsfähigkeiten; Erfah-
rungen sammeln, einschätzen, verarbeiten, nutzen, weiter-
geben können; lernen können; Wissen erwerben, speichern, 
aktivieren können. 
Zum affektiven Bereich können gerechnet werden: Ein-
fühlungsvermögen; Engagement; die Fähigkeit, soziale 
Bindungen, Treueverhältnisse einzugehen; Vertrauen; 
Zielstrebigkeit. 
Sensomotorische Qualifikationselemente seien z. B. alle die 
menschlichen Sinne betreffenden Bewegungs-, Empfin-
dungs-, Aktions- und Reaktionsmöglichkeiten. 
Im physischen Bereich sind vor allem körperliche Kraft, 
Belastbarkeit, Ausdauer und Kondition angesprochen. 
Darüber hinaus gibt es eine Restgruppe von Qualifika-
tionselementen, die nicht eindeutig den vorgenannten zu-
zuordnen sind, wie Fleiß, Geschicklichkeit, Widerstands-
fähigkeit gegenüber Monotonie, Klima, Streßsituationen. 
Dazu zählen auch Pünktlichkeit, Verläßlichkeit, Verant-
wortlichkeit, Loyalitätsbereitschaft und Disziplin. 

Es besteht die Möglichkeit, die angesprochenen Spezi-
fizierungen von Qualifikationen als zu einem Qualifika-
tionsprofil gruppierbare Elemente aufzufassen. Die For-
malien dieses Vorgangs können den Beschreibungen der 
Problemfelder [13/14] und [25] entnommen werden. 
Die dargelegte Auffassung von Qualifikation und die ver-
wendeten Terminologien, Einteilungsprinzipien und Bei-
spiele von Qualifikationen können als ein vordergründiger, 
vorläufiger und unvollständiger Versuch angesehen wer-
den, in die Qualifikationsproblematik einzudringen. Auf 
jeden Fall sollte neben der Wahl bzw. Zuteilung von 
Qualifikationschancen das Bezugssystem auch für eine 
explizierte Berücksichtigung von Qualifikationsinhalten 
geöffnet werden. 
Die Problematik des Problemfeldes umfaßt zunächst die 
Frage, ob Wahlmöglichkeiten für einzelne Qualifikations-
profilelemente oder das gesamte Profil bestehen oder ob 
diese zugeteilt werden sowie welche Wahl- und Zuteilungs-
möglichkeiten bestehen. Außerdem sind von Interesse die 
Organisation, Bedingungen und Mechanismen von Wahl-
und Zuteilungsprozessen. Im Falle der Zuteilung dürfte 
die Frage nach der Akzeptierbarkeit, Gerechtigkeit, Recht-
fertigung und Zweckmäßigkeit zu stellen sein. Qualifika-
tion ist dann häufig das, was als Qualifikation ausgegeben, 
deklariert, zugeteilt oder gesetzt wird. 
Qualifikationen sind einzuteilen in generelle, für alle 
Lebensbereiche und Lebenslagen geltende, bedeutsame und 
einsetzbare Qualifikationen sowie in spezielle Qualifika-
tionen, die jeweils nur für bestimmte Lebensbereiche re-
levant sind. In diesem Zusammenhang sollen die Quali-
fikationen herausgestellt werden, die vorwiegend Bedeu-
tung für erwerbswirtschaftliche Arbeit haben. 
Bei den auf Erwerbswirtschaftlichkeit ausgerichteten Qua-
lifikationen können deren Entstehung und/oder Verände-
rung nicht allein aus dem Bildungssystem (Ausbildungs-
niveau, Fachrichtungen, Berufe, Dauer, Kosten, Risiken) 
heraus erklärt werden, sondern der Produktions- und Ar-
beitsprozeß ist ebenfalls als wesentlicher Ort und Bestim-
mungsfaktor der Qualifizierungsprozesse zu berücksichti-
gen. Sie können nicht losgelöst von dem Entwicklungsstand 
des Produktionsprozesses und den Entscheidungs- und 
Verfügungsverhältnissen in den Produktionsprozessen 
gesehen werden. Weiterhin ist der Potentialcharakter der 
auf Erwerbswirtschaftlichkeit ausgerichteten Qualifika-
tionsteile zu betonen, die im erweiterten Sinn das erwerbs-
wirtschaftliche Handlungsvermögen und das potentielle 
Arbeitshandeln bestimmen. 
Qualifikationen sind Bestandteile des Arbeitskraftprofils 
(siehe Problemfeld [25]), wobei der Stellenwert der Quali-
fikation, insbesondere der des erwerbswirtschaftlich aus-
gerichteten Teils, zu hinterfragen wäre. Bei der Abgren-
zung und Definition von Qualifikationen ergeben sich zu 
den Arbeitskraftprofilelementen vielfältige Uberschnei-
dungs-, Identifikations- und Verbindungsprobleme. 
Die Bedeutung von Qualifikationen für das Arbeitskraft-
profil reicht von einem zentralen bis hin zu einem peri-
pheren Stellenwert, was am Beispiel des Hochschulprofes-
sors einerseits, von Hilfskräften, die mit minimalen Quali-
fikationen erwerbstätig sind, andererseits illustriert wer-
den kann. An diesen Beispielen wird zugleich deutlich, 
daß Entstehung und/oder Veränderung von Qualifikatio-
nen auf Arbeitsplatzanforderungen ausgerichtet sein kön-
nen. Der Zuschnitt von Qualifikationen auf einzelne 
Arbeitsplätze, Arbeitsplatzsysteme oder bestimmte Be-
triebe kann eine starke Einengung der Erwerbschancen mit 
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sich bringen. Außerdem ist zu problematisieren, ob aus der 
Häufigkeit und Intensität, mit der mit Qualifikationen 
in Arbeitsmarkt-, Komparator- und Kontrahierungs-
prozessen operiert wird, auf ihre tatsächliche Bedeutung 
für den Erwerbstätigen und für den Arbeits- und Pro-
duktionsprozeß geschlossen werden kann. Damit ist zu-
gleich der Beitrag von Qualifikationen für die Entste-
hung, den Ablauf und die Beendigung von Arbeitsver-
hältnissen relativiert. Nichtsdestoweniger sollen die Fil-
ter-, Selektions- und Statusdistributionsaufgaben von 
Qualifizierungsprozessen und Qualifikationen nicht 
übersehen und geleugnet werden. 
Aus den Beziehungen zwischen Qualifikationen einer-
seits, Arbeitskraftprofilen, Arbeitsmarktprozessen und 
Arbeitsplatzanforderungen andererseits kann nicht auf 
eine bestimmte Form der Koppelung zwischen Bildungs-
und Beschäftigungssystem und auf einen bestimmten 
Ort, eine bestimmte Organisationsform, eine bestimmte 
Dauer oder Finanzierungsform der Qualifikationsentste-
hung und -Veränderung geschlossen werden. 
Schließlich gehört zu der Problematik von Wahl- und/ 
oder Zuteilungsqualifikationen auch die Absicht und 
Fähigkeit von Personen, die Zuteilungsbedingungen 
und -mechanismen zu modifizieren und/oder zu unter-
laufen bzw. durch ein Ausweichen in andere Qualifizie-
rungssysteme und -prozesse zu umgehen. In diesem Zu-
sammenhang sind Personen zu erwähnen, die auf Quali-
fizierungsprozesse verzichten, sie abbrechen oder in an-
dere umsteigen. 
Aus diesem Problemfeld gibt es zwei Ausgänge: Zum 
einen Personen, die freiwillig oder erzwungenermaßen 
auf ein (erwerbswirtschaftliches) Qualifikationsprofil 
verzichten, zum anderen Personen, die in den Problem-
feldern [28], [38] und/oder [39] das gewählte und/oder 
zugeteilte Qualifikationsprofil realisieren können. 

[23] Erwerb eines Qualifikationsprofils im Rahmen institu-
tionalisierter, organisierter, reglementierter Lernprozesse und 
solcher ohne diese Formalisierung 
Im Problemfeld [23] geht es um den Erwerb des im vor-
hergehenden Problemfeld anvisierten und/oder zuge-
teilten Qualifikationsprofils in Lernprozessen. Dabei sind 
u. a. folgende Gesichtspunkte von Interesse: 
— Grad der Institutionalisierung dieser Lernprozesse 

und ihrer Trägerschaft (z. B. öffentliche, private und 
Mischformen); 

— curriculare und andere organisatorische Aspekte; 
— Grad der Formalisierung des Qualifikationserwerbs, 

wobei   die  Spanne  reicht  von   dem  vollkommenen 
Autodidaktentum bis hin zur „total verschulten“ 
Formalisierung; 

— Freiheitsgrade dieses Erwerbs, die zwischen stark re-
glementierten, allgemein verbindlichen Lernprozes-
sen — z. B. im Rahmen der Schulpflicht — und grö-
ßeren Freiwahlsystemen liegen können; 

— zeitliche Fixierung des Erwerbs eines Qualifikations-
profils im Leben, wobei durch das nach wie vor stark 
praktizierte Muster der Dreiteilung des Lebens in 
eine Ausbildungs-, eine Erwerbstätigkeits- und eine 
Ruhestandsphase insbesondere die erste Phase stark 
belastet, wenn nicht sogar überlastet wird, da in der 
Regel während dieser ersten Phase alle Qualifizie-
rungsmaßnahmen   ablaufen;   Veränderungen   eines 
Qualifikationsprofils durch Erwachsenen- und Wei-
terbildung; 

 

— Finanzierung des Qualifikationserwerbs. Je nachdem, 
ob der Qualifikationserwerb kostenlos, mit Selbstbe-
teiligung oder durch Eigenfinanzierung der Betroffe-
nen erfolgt, können sich unterschiedliche Konsequen-
zen für die Einkommensverteilung,  für die Quali- 
fikations-,  Berufs- Einkommens- und Sozialstruk-
turen ergeben; 

— Kontrolle   der   Qualifikationserwerbsmöglichkeiten: 
Es ist nicht unerheblich, wer mit welchen Zielen und 
Anliegen eine Kontrolle über diese Möglichkeiten 
ausübt oder auszuüben versucht; 

— Stellenwert bestimmter Qualifikationen im indivi-
duellen und gesellschaftlichen Bewußtsein; 

— Möglichkeiten der Ermutigung bzw. der Entmuti-
gung, bestimmte Qualifikationen zu erwerben oder 
nicht zu erwerben. 

Es gibt zwei unterschiedliche Wege im Hinblick auf den 
anschließenden Schritt: erstens der direkte Weg zur Zer-
tifizierung, der meistens im Rahmen der hier im Vorder-
grund stehenden Lernprozesse vorgesehen ist, und zwei-
tens der Verzicht auf eine Zertifizierung bzw. der Aus-
schluß von einer Zertifizierung. 

[24] Zertifizierung 
Bei einer Zertifizierung geht es in der Regel um eine Be-
scheinigung von Leistung, Wissen, Verhalten und/oder 
Befähigung bestimmter Personen, die an Lernprozessen 
teilgenommen haben. So gibt es z. B. Leistungsnachweise 
als Bescheinigungen über in einem bestimmten Ausbil-
dungsgang erbrachte Leistungen mit Angaben über Ort, 
Zeit, Anforderungsniveau der Prüfung und die Prüfer. 
So gibt es Befähigungsnachweise, in denen dem Geprüf-
ten eine bestimmte Befähigung — z. B. zur Ausübung des 
Richteramtes — attestiert wird. Ferner gibt es Zerti-
fikate, die mehr die Funktion eines Teilnahmenachwei-
ses, einer Statuszuweisung — z. B. der Titel Dr. h. c. —, 
eines Attestes — z. B. Herr Müller ist gesund — oder 
einer sonstigen Bescheinigung — z. B. Führungs- oder 
Leumundszeugnisse — haben. 
Die Problematik der Zertifierung betrifft die Möglich-
keiten und Grenzen dessen, was sich zertifizieren läßt, fer-
ner die Assoziationen und Ansprüche, die aufgrund von 
Zertifikaten entstehen bzw. entstehen können und 
schließlich die Zertifizierung von abgebrochenen und/ 
oder unterbrochenen Lernprozessen. Zu denken ist in 
diesem Zusammenhang insbesondere an die Bedeutung 
der Zertifikate für die Berufswahl und -einmündung 
bzw. für die Einmündung in die Erwerbstätigkeit und 
ihre Bewältigung, wie sie u. a. in anderen Nutzungs-
und Wirkungsmöglichkeiten von Zertifikaten — z. B. 
bei Prozessen der Selektion, Positionszuweisung, An-
spruchrealisierung und Statusdistribution — zum Aus-
druck kommt. 
In diesem Problemfeld ergeben sich zwei Personen-
gruppen: einerseits Personen mit mindestens einem Zer-
tifikat und andererseits Personen, die kein Zertifikat be-
kommen haben oder bekommen konnten. 

[25] Wahl des Arbeitskraftprofils — Erwartungen an, An-
sprüche an, Vorstellungen über, Motivationen für zu wählende 
Tätigkeiten 
An dieser Stelle stellt sich für jede potentielle Arbeitskraft 
die Frage, ob sie „Arbeitskraft im Erwerbsprozeß“ sein 
will oder nicht. Im positiven Fall dieser Überlegung und 
Entscheidung geht es dann um ein zu wählendes Arbeits- 
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kraftprofil, das sich aus einer Fülle von Profilelementen 
zusammensetzt. Dabei kommen als relevante Profil-
elemente in Betracht: 
— Ausführbare geistige und/oder körperliche Tätigkeiten/ 

Handlungen; 
— Voraussetzungen   für  geistige   und/oder  körperliche 

Tätigkeiten/Handlungen: 
 

a) die Umsetzungsfähigkeit von (erwerbswirtschaft-
lichen) Qualifikationen in ein bestimmtes Tätigkeits-
bzw.  Handlungsfeld.  Die  erworbenen  und  soweit 
möglich    zertifizierten    Qualifikationsprofilelemente 
stellen also einen wesentlichen Bestandteil des Arbeits-
kraftpotentials dar. 
b) die Leistungsfähigkeit, die u. a. abhängig ist von 
der Leistungsbereitschaft, der Belastbarkeit, der kör-
perlichen  und  seelischen  Verfassung  der  jeweiligen 
Person, 
c) die Arbeitsmotivation und ihr Ausprägungsgrad, 
d) die Eignung,  Neigung und Befähigung für be-
stimmte Arbeiten, 
e) die Einstellungen und Haltungen zur Personali-
sation und zur Sozialisation im Erwerbsleben; 

— Wünsche   und   Präferenzen   für   bestimmte   arbeits-
relevante Faktoren, wie Arbeitsgegenstände, -mittel, 
-methoden,    -verfahren,    -Organisationen,   Betriebs-
klima,  Wirtschaftszweigzugehörigkeit,  Arbeitszeiten, 
soziale Attribute der Arbeit; 

— Wünsche und Präferenzen im Hinblick auf monetäre 
und/oder nicht-monetäre Gratifikationen für zu er-
bringende Arbeit; 

— Wünsche und Präferenzen hinsichtlich der individuel-
len    und/oder    gruppenspezifischen    Beschäftigungs-
chancen und -risiken (Veränderungen der Einkom-
menssituation,   Aufstiegsmöglichkeiten,  Arbeitsplatz-
sicherheit,  sonstige  Zukunftsaspekte  eines  Erwerbs-
lebens) ; 

— Anspruchsniveau an die Arbeitszufriedenheit; 
— Vorstellungen und Wünsche im Hinblick auf die Kon-

tinuität der Erwerbsbeteiligung; 
— Vorstellungen und Wünsche über die räumliche Kom-

ponente mit den Faktoren Wohn- und Arbeitsort so-
wie den Wegen und den damit verbundenen Wege-
zeiten; 

— Vorstellungen über die Autonomie im Erwerbsleben, 
die einerseits in selbständige und unselbständige Ar-
beitsverhältnisse führen kann, andererseits die Mitwir- 
kungs- und Mitbestimmungsmöglichkeiten im Arbeits-
prozeß umfaßt; 

— Vorstellungen über Sanktionsmöglichkeiten, in denen 
eine latente oder manifeste Bereitschaft zu Sanktionen, 
wie  Absentismus,  Dienst  nach  Vorschrift,  Arbeits-
niederlegung, -Verweigerung, Streik, Austritt aus einem 
bestimmten Arbeitsverhältnis oder aus dem Erwerbs-
leben zum Ausdruck kommen. 

Grundsätzlich können sich Ansprüche an sowie Erwar-
tungen und Vorstellungen über erwerbswirtschaftliche 
Arbeit im Hinblick auf alle oder einzelne Arbeitsplatz-
profilelemente, die im Problemfeld [13/14] dargestellt 
sind, bilden oder sich wenigstens an ihnen orientieren. 

Eine Zusammenstellung von Arbeitskraftprofilelemen-
ten zu einer Einheit wird oft als Beruf oder als Ausdruck 
und/oder Ergebnis einer Professionalisierung bezeichnet. 
Die für eine solche Bündelung konstitutiven Profilele- 

mente sind je nach dem verwendeten Berufsbegriff unter-
schiedlich. 
Analog zum Arbeitsplatzprofil gelten auch hier die For-
malien des Profilkonzepts, das im Problemfeld [13/14] 
dargelegt ist. Damit ist auch die Flexibilität der Arbeits-
kraftprofile herausgestellt. 
Problematisch sind insbesondere der zu vollziehende 
Wahlakt bzw. Wahlprozeß und die darin einmündenden 
Erwartungen, Ansprüche, Vorstellungen und Motivatio-
nen, die teilweise schon in einzelnen „Berufswahltheo-
rien“ erfaßt werden. Zu klären sind: die direkten und in-
direkten Bestimmungsfaktoren dieser Wahlentscheidun-
gen, ihre Offen- oder Geschlossenheit, die sowohl das 
Wahlobjekt (z. B. die freizügige Zusammenstellung von 
Profilelementen versus vorgeschriebene Übernahme eines 
gesamten „Profilpaketes“ mit der einzigen Alternative 
„alles oder nichts“) als auch die Wahlmöglichkeiten (Frei-
wahl versus eingeschränkte Wahlfreiheit) betreffen. 
Außerdem ist zu berücksichtigen, ob und inwieweit End-
gültigkeit einer Wahl ohne Korrekturmöglichkeiten bzw. 
Kontinuität der Wahl mit Veränderungschancen gege-
ben ist. 
Die Strategien und Entscheidungskalküle, vorhandene 
Arbeitskraftprofile auf einem oder mehreren Arbeits-
märkten anzubieten, ein ihm entsprechendes Arbeits-
platzprofil zu suchen und eine solche Kombination in ein 
Arbeitsverhältnis einzubringen, sind außerhalb der ge-
nannten Arbeitskraftprofilelemente, aber im Zusammen-
hang mit der jeweiligen Personen zu sehen. Sie lassen 
allerdings u. U. Rückschlüsse auf Arbeitskraftprofilele-
mente zu. 

[26] Bereitschaft zur Arbeitskraftprofilflexibilität 
Die im Problemfeld [25] gewählten mehr oder weniger 
flexiblen Arbeitskraftprofile können vollständig oder nur 
zum Teil ausgeschöpft werden. Die Art und Weise der 
Ausfüllung und der Ausschöpfungsgrad der Profile bzw. 
ihrer einzelnen Profilelemente hängen zunächst von der 
Bereitschaft der unmittelbar berührten Personen ab. 
Die Arbeitskraftprofilflexibilität ihrerseits betrifft die An-
zahl, die Höhe, die Anordnung und Gewichtung der 
Profilelemente sowie die dynamischen Veränderungen 
dieser Flexibilitätsaspekte. Arbeitskraftprofilflexibilität 
kann sich demnach auf nur einen, mehrere oder alle diese 
Flexibilitätsaspekte erstrecken. 
Zur näheren Beschreibung der Bereitschaft zur Arbeits-
kraftprofilflexibilität kann man über folgende Angaben 
gelangen: 
— zur Ausprägungsform: Man kann unterscheiden zwi-

schen einer latenten, manifesten, herstellbaren, reali-
sierten und nicht-realisierten Bereitschaft; 

— zur Autonomie: Man kann unterscheiden zwischen 
einer freiwilligen und einer erzwungenen Bereitschaft 
sowie die dazwischen liegenden graduellen Abstufun-
gen heranziehen; 

— zur Zumutbarkeit bzw. Unzumutbarkeit von Arbeits-
kraftprofilflexibilität; 

— zu den sie umschließenden Schwellenwerten, die eine 
Bereitschaft auslösen oder auslöschen können; 

— zu den Bedingungen, die unter Umständen erfüllt oder 
beseitigt werden müssen, z. B. in Form von finanziel-
len   Anreizen   zur   Beseitigung   von   Flexibilitäts-
barrieren; 
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— zu der jeweiligen Sinnhaftigkeit, die unter verschie-
denen Gesichtspunkten — z. B. ökonomischen,  so-
zialen, psychologischen — hinterfragt werden und so 
Aussagen zu einer „maximalen“ und einer „optimalen“ 
Bereitschaft zur Arbeitskraftflexibilität ergeben kann. 

Damit ist im wesentlichen der Rahmen der Problematik 
des Problemfeldes [26] abgesteckt. 

[27] Entschluß zur Erwerbstätigkeit 
Nachdem die genannten Grundentscheidungen und Vor-
aussetzungen für eine mögliche Erwerbstätigkeit getrof-
fen bzw. erfüllt sind, ist in diesem Problemfeld der kon-
krete Entschluß zu treffen, zu einer bestimmten Zeit und 
in einem bestimmten Raum das vorhandene Arbeitskraft-
profil auf dem Arbeitsmarkt anzubieten und in einem Ar-
beitsverhältnis möglichst viele der Profilelemente mit 
Wunsch oder Erwartungscharakter zu realisieren. 
Die Problematik umfaßt zunächst Bestimmungsgründe, 
Trägerschaft und Art dieses Entschlusses. 
Für die Erörterung der Bestimmungsgründe stehen unter-
schiedliche, mitunter kontroverse Erklärungsversuche zur 
Verfügung, z. B. 
— klassische und neoklassische Arbeitsangebotstheorien; 
— Wahl- und Entscheidungstheorien bezüglich erwerbs-

wirtschaftlicher Arbeit, Lernarbeit i. S. von Bildung 
und nicht-erwerbswirtschaftlicher bzw. lernorientierter 
Betätigung (jeweils mit und ohne Gratifikationen); 

— Ent- und Ermutigungstheorien; 
— Theorien, die den Entschluß aus psychologischer, sozio-

logischer, politökonomischer oder arbeitsmarktpoliti- 
scher Sicht erklären. 

Die in diesen Theorien herangezogenen Bestimmungs-
gründe umfassen u. a. Einkommensmotive und -chancen 
(Gratifikationen, Lebenseinkommen, kontinuierliche/spo-
radische Einkommen, Familieneinkommen, sonstige Ein-
kommensquellen); die Rentabilität der Ausbildungs-
kosten; Motive und Chancen für personale und soziale 
Entfaltungsmöglichkeiten; Faktoren, die Lebensbereiche 
außerhalb erwerbswirtschaftlicher Arbeit betreffen (Bil-
dung, Familie, Freizeit); Personale (Alter, Geschlecht, 
Familiengröße, Gesundheit, Qualifikation, Erfahrung, 
Wohn- und Arbeitsort), gruppenspezifische (Klassen- und 
Schichtzugehörigkeit, konkurrierende Personengruppen 
mit vergleichbaren Arbeitskraftprofilen) und allgemeine 
Faktoren (Löhne, Gehälter, Arbeitslosigkeit, Konjunktur-
lage und -entwicklung, Arbeitsplatzangebot, regionale 
und sektorale Strukturmerkmale, Informations- und Such-
kosten bzw. -hilfen). 
Die Trägerschaft des Entschlusses kann bei der betroffenen 
Person selbst, bei deren Rechtsvertreter oder bei sonstigen 
Personen oder Institutionen liegen. Die Trägerschaft hängt 
von verfassungsrechtlichen, arbeitsrechtlichen, bürgerlich-
rechtlichen Regelungen sowie den unkodifizierten Rah-
menbedingungen ab. 
Der Entschluß zu einer Erwerbstätigkeit erfolgt in dyna-
mischer Sicht u. U. nicht endgültig und nur einmal für ein 
ganzes Erwerbsleben, sondern im Ablauf erfolgen eine 
Reihe positiver und negativer Entschlüsse. 
Die Art des Entschlusses betrifft seine Beeinflußbarkeit, 
den Autonomiegrad (freiwillig, mehr oder weniger er-
zwungen) und seinen Vollzug (spontane Entschlossenheit, 
Risikobereitschaft). Eine weitere Frage ist, ob und in wel-
chem Maße die aufgrund der Zeitpunkt- oder perioden- 

bezogenen Entschlüsse zur Erwerbstätigkeit anbietbare 
Gesamtheit aller Arbeitskraftprofile mit einer irgendwie 
z. B. normativ festgelegten „Arbeitspotentialgröße“ über-
einstimmt bzw. in Übereinstimmung gebracht werden 
kann. Dabei ist zu bedenken, daß der bisher allenfalls 
dreidimensional gebrauchte Potentialbegriff (Personen, 
Zeit, Produktivität) nicht alle quantitativen Aspekte der 
hinter diesen Entschlüssen stehenden Arbeitskraftprofile 
und deren Flexibilitätspotentiale abdeckt. Hier bieten sich 
viele Möglichkeiten, umfassendere Angebotspotentiale zu 
konstruieren als es bislang gebräuchlich war. 
Zu beachten ist schließlich, daß das derart ermittelte 
Potential an insgesamt anbietbaren Arbeitskraftprofilen 
innerhalb der Problemfelder Zulässigkeit und Akzeptanz 
beeinträchtigt werden kann. 

[28] Fähigkeit zur erwerbswirtschaftlichen Arbeit 
Hier werden die Arbeitskraftprofile der zur Erwerbs-
tätigkeit entschlossenen Personen auf die Fähigkeiten hin 
überprüft, 
— überhaupt eine erwerbswirtschaftliche Arbeit ausüben 

zu können; 
— in einem konkreten Berufsfeld bestehen zu können; 
— in einem bestimmten Beruf arbeiten zu können; 
— einen gegebenen Arbeitsplatz einnehmen oder 
— eine konkrete Arbeitssituation meistern zu können. 

Die Fähigkeitsprüfung erstreckt sich dabei auf die An-
zahl, die Art und die Anordnung der Profilelemente, ihre 
Höhe und Gewichtung sowie die dynamischen Verände-
rungen, d. h. die dazu gehörenden Flexibilitäten. Als Prü-
fungskriterien kommen dafür Standards (Mindestanfor-
derungen, Obergrenzen) in Frage. 
Die Hauptproblematik besteht in der Festlegung, Aus-
legung und Entwicklung dieser Standards und in ihrer Ob-
jektivierbarkeit. Beispielsweise erhebt sich die Frage, bei 
welchen Graden gesundheitlicher Versehrtheit von Er-
werbsminderung bis hin zur Berufs- oder gar Erwerbs-
unfähigkeit gesprochen werden kann. Als Bestimmungs-
gründe für die Standards sind u. a. ökonomische, soziale, 
politische, medizinische Verhältnisse und Erkenntnisse zu 
nennen. Eine weitere Problematik besteht in den Zusam-
menhängen zwischen Fähigkeit, Zulässigkeit und Akzep-
tanz der Arbeitskräfte bzw. ihrer Profilelemente einer-
seits und in den relevanten Bezügen zu den Arbeitsplät-
zen und Arbeitsplatzprofilelementen andererseits. 

[29] Zulässigkeit von Arbeitskraftprofilelementen, Arbeits-
kraftprofilen und Personen 
Die Zulässigkeitsprüfung bezieht sich auf die zu einer 
Erwerbstätigkeit entschlossenen und fähigen Personen, 
insbesondere auf einzelne bzw. die Gesamtheit der Ar-
beitskraftprofilelemente dieser Personen. Sie erfolgt im 
Hinblick auf bestehende gesetzliche und andere kodifi-
zierte Vorschriften wie z. B. Arbeitsrecht, Tarifverträge, 
Unfallverhütungsvorschriften, Schutzvorschriften, Ein-
stellungsverordnungen, Approbationsordnungen, Ar-
beitserlaubnisse, Freizügigkeitsregelungen und Zuzugs-
sperren. Beispiele für nicht justitiable Zulässigkeitskri-
terien sind Ehrenkodizes bestimmter Standesorganisatio-
nen. 
Als Beispiele für unterschiedliche Arten von Zulässigkeit 
kommen in Betracht: 
— Die generelle Zulässigkeit/Unzulässigkeit der Person 

für eine erwerbswirtschaftliche Arbeit: Verbot von 
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Kinderarbeit; Vorschriften über die Erwerbstätigkeit 
von Frauen innerhalb der Mutterschutzfristen und 
für Jugendliche nach dem Jugendarbeitsschutz; Rege-
lungen im Rahmen von Schutzinteressen für die Per-
son selbst, ihre Kontaktpersonen oder Angehörige 
ihres sozialen Verbandes, z. B. von Personen, von de-
nen Seuchengefahr ausgeht; Selektionsvorgänge, nach 
denen bestimmte Personen oder Personengruppen als 
nicht zulässig für eine erwerbswirtschaftliche Arbeit 
erachtet werden. Zu erwähnen sind Diskriminierung, 
geschlossene Arbeitsmärkte und Abschottungen von 
Teilarbeitsmärkten gegenüber Nachwuchs und Auf-
steigern. 

— Die Unzulässigkeit für bestimmte Berufsfelder/Aus-
bildungsgänge: z. B. ein Anstellungsverbot von nach- 
gewiesenermaßen Radikalen im öffentlichen Dienst, 
die Verwehrung des Zugangs zu den Ausbildungen 
für bestimmte Berufsfelder, etwa durch den Nume-
rus clausus; das Konkurrenzverbot, das heißt die Ver-
pflichtung, für eine bestimmte Zeit nach Beendigung 
eines Arbeitsverhältnisses nicht im gleichen Berufs-
feld tätig zu werden. 

— Die Zulässigkeit/Unzulässigkeit für bestimmte „Be-
rufe“: z. B. das Verbot für Frauen, als katholische 
Priester tätig zu werden; Konzessionen (für Schank-
wirte), Befähigungsnachweise (für Richter), Ausbil-
dereignungsverordnungen,   Approbationsordnungen 
(für Ärzte), selektive Berufsverbote. 

— Die Zulässigkeit/Unzulässigkeit im Hinblick auf be-
stimmte Arbeitsplätze: Beschränkungen, in einem be-
stimmten Raum oder zu einer bestimmten Zeit (be-
stimmte) Arbeitsplätze einzunehmen; zu erwähnen 
sind in diesem Zusammenhang die Niederlassungsfrei-
heit, Zuzugssperren und Einschränkungen der Frei-
zügigkeit. 

— Die Zulässigkeit/Unzulässigkeit von Arbeitssituatio-
nen: z. B. das Nachtarbeitsverbot für Arbeiterinnen, 
Vorschriften über Monotonie,  Streß,  Unfallschutz 
und Gesundheitsgefährdung. 

Problematisch sind bei einer Zulässigkeitsprüfung die 
zugrunde gelegten Normen und die mit ihr beabsichtig-
ten expliziten und impliziten Zwecke (Schutz, Auswahl, 
Sicherheit, Abschottung, Sicherungen von Privilegien, 
politische Gründe). Beispielsweise gibt es Normen, die 
weitgehend eine Schutzfunktion erfüllen sollen, die aber 
gleichzeitig eine Selektionsfunktion einschließen wie z. B. 
das Nachtarbeitsverbot für Arbeiterinnen. 
Außerdem ist davon auszugehen, daß das Ergebnis der 
Zulässigkeitsprüfung auch abhängig ist von der prak-
tischen Anwendung und Auslegung der Zulässigkeitsvor-
schriften. 

[30] Akzeptanz der Arbeitskräfte und ihrer Profilelemente 
Nachdem über die „Zulässigkeit“ aufgrund fixierter, 
nachprüfbarer, meist auch transparenter Normen ent-
schieden wurde, geht es im Problemfeld [30] um die 
Frage, ob bestimmte Arbeitskräfte und/oder zugehörige 
Profilelemente (Anzahl, Art, Höhe, Anordnung, Ge-
wichtung und zugehörige Flexibilitäten) aufgrund spezi-
fischer Verfahrensweisen und Regelungen im Hinblick 
auf die Gewährung einer Erwerbschance von Indivi-
duen, Gruppen, Verbänden, Institutionen, Staat und Ge-
sellschaft akzeptiert werden oder nicht. Dieser Vorgang 
regelt den direkten Zugang zum „Komparator“ (vgl. 
Problemfeld [34]), in dem das Arbeitskräfteangebot auf 
das Arbeitsplatzangebot trifft. 

Grundsätzlich ist das Problemfeld „Akzeptanz“ als ein 
Unkenntnisbereich anzusehen. Die Hauptproblematik 
besteht in Art, Umfang und Intensität der Akzeptie-
rungsregelungen und -Verfahrensweisen, in deren Be-
stimmungsgründen, Urhebern und Anwendern sowie in 
den Auswirkungen auf das mögliche Arbeitskräfteange-
bot. 

Einen der möglichen Zugänge zum Aspekt „Art, Um-
fang und Intensität“ bieten die Unterscheidungen nach 
aktiver und passiver Akzeptierung bzw. Nicht-Akzep-
tierung. Beispielsweise werden im aktiven Fall Zugangs-
barrieren bewußt errichtet oder abgebaut, während im 
passiven Fall tradierte Akzeptierungskalküle unreflek-
tiert übernommen werden und fortwirken. Einen wei-
teren Zugang bietet die Unterscheidung nach latenter 
und manifester Akzeptierung. Beispielsweise hat die ge-
sellschaftliche Einstellung zu einer hohen Frauenerwerbs-
quote eher den Charakter einer latenten Akzeptierung 
bzw. Ablehnung, während die gesellschaftliche Haltung 
zu steigender Ausländerbeschäftigung sich z. B. in der 
Schweiz von latenter zu manifester Nicht-Akzeptierung 
entwickelte. 

Bestimmungsgründe liegen u. a. in den Interessen, Grup-
penegoismen, Präferenzen, Privilegien, Images, normati-
ven Bedarfs- und Angebotsvorstellungen sowie in gesell-
schaftlichen Zielen und Werten. Sie kommen u. a. in 
Übereinkünften, Gebräuchen und Traditionen, kartell-
artigen Absprachen, gewerkschaftlichen, parteipolitischen 
und offiziellen Äußerungen zur Gewährung einer Er-
werbschance zum Ausdruck. Urheber für und Anwender 
der Akzeptierung bzw. Nichtakzeptierung können alle 
vom Arbeitsmarktgeschehen berührten, betroffenen 
oder an ihm interessierten Personen und Personengrup-
pen sein. Dabei ist zu unterstreichen, daß die entscheiden-
den Akzeptierungskriterien und -kalküle nicht in erster 
Linie arbeitskraftbezogen, sondern hauptsächlich im Inter-
essenfeld der Urheber und Anwender zu suchen sind. In 
diesem Zusammenhang ist u. a. an alle Formen und Aus-
prägungen von Diskriminierungen von Arbeitskräften 
und/oder Arbeitskraftprofilen zu denken. Unter den 
möglichen Hauptauswirkungen auf das globale und das 
individuelle Angebot an Arbeitskräften und zugehörigen 
Profilelementen sind zu nennen: Die Verengung/Aus-
weitung des Zugangs zu Erwerbschancen sowie die Struk-
turveränderungen aufgrund dieser Regulierungen, also 
z. B. die Ausweitung der Frauenerwerbstätigkeit durch 
Akzeptanz von Teilzeitarbeit. 

Außerdem soll darauf hingewiesen werden, daß im Ak-
zeptierungsprozeß zwar einzelne Profilelemente und/ 
oder zugehörige Flexibilitäten nicht akzeptiert werden, 
aber im Ergebnis dennoch eine Akzeptanz der Arbeits-
kraft erfolgen kann. Bei der Teilakzeptierung kommt es 
also darauf an, ob es sich dabei nach den gesetzten Akzep-
tierungsregeln um unabdingbare (Gesetz des Minimum-
faktors, Schlüsselprofilelemente) oder abdingbare Profil-
elemente handelt. Als unabdingbares Profilelement bei 
fliegendem Personal gilt z. B. Flugtauglichkeit, als ab-
dingbar höhere Schulbildung. Das Verhältnis zwischen 
unabdingbaren und abdingbaren Profilelementen ist 
wandelbar und unterliegt gewissen Toleranzschwellen. 

Das Ergebnis des Akzeptierungsvorgangs besteht einerseits 
aus nichtakzeptierten Arbeitskräften, denen unter den 
gegebenen Bedingungen der Zugang zu Erwerbschancen 
verwehrt wird, und andererseits aus Arbeitskräften, die 
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sich mit dem Prädikat „akzeptiert“ im Komparator als 
Arbeitskräfte anbieten. 

[31] Normen, Wertungen und Zielsysteme, Gesellschafts- und 
Wirtschaftsordnung 
Erwerbswirtschaftliche Arbeit ist eingebettet in ein Gesell-
schaftssystem, das somit den gesellschaftlichen Stellenwert 
von Arbeit, ihre Allokation, Verteilung und Stabilisierung 
maßgeblich bestimmt. Im wesentlichen machen geographi-
sche, ethnologische, ökologische, technologische, institutio-
nelle und kulturelle Voraussetzungen, das politische, recht-
liche und sozioökonomische System, die gesellschaftlichen, 
sozialen, ethnischen, wirtschaftlichen und technischen Nor-
men, Werte und Ziele, die in der jeweiligen Gesellschafts-
und Wirtschaftsordnung zum Ausdruck kommen, sowie 
die Eigentums-, Verfügungs-, Macht- und Konfliktlösungs-
verhältnisse ein Gesellschaftssystem aus. Zustandekom-
men, Zusammenwirken und Veränderung dieser gesell-
schaftlichen Bedingungen werden nicht ausschließlich durch 
und für erwerbswirtschaftliche Arbeit geprägt. 
Dennoch besteht ein Wirkungszusammenhang zwischen 
dem Gesellschaftssystem und dem hier in den übrigen 
Problemfeldern beschriebenen System erwerbswirtschaft-
licher und kontrahierter Arbeit. Allerdings können hier 
die nötigen, möglichen und tatsächlichen Ein- und Aus-
wirkungen sowie Rückwirkungen nicht näher spezifiziert 
und identifiziert werden. Wenn deshalb keine Wirkungs-
ströme zwischen den Problemfeldern [31] bis [33] und 
den übrigen ausgewiesen werden, soll dies nicht bedeuten, 
daß es sich um exogene „Datenkränze“ handelt, sondern 
daß sie bei der theoretischen Auffüllung der einzelnen 
Problemfelder sachgerecht wieder aufzugreifen sind. 

Im Hinblick auf erwerbswirtschaftliche Arbeit können die 
kodifizierten und unkodifizierten Rahmenbedingungen als 
Konkretisierungen und Spezifizierungen der gesellschaft-
lichen Bedingungen gelten. 

[32] und [33] Kodifizierte und unkodifizierte Rahmenbedin-
gungen 
Erwerbswirtschaftliche Arbeit ist eingebunden in Rahmen-
bedingungen des jeweiligen Rechtssystems, die sich in 
kodifizierte, d. h. gesetzte, einklagbare Ge- und Verbote, 
Verordnungen, Schutzgesetze, und in unkodifizierte ein-
teilen lassen. 
Kodifizierte Rahmenbedingungen umfassen vor allem: 
— geltendes und gesetztes Recht wie die im Bezugssystem 

aufgezählten Beispiele; 
— Gerichtsbarkeiten, die insbesondere den Bereich der 

erwerbswirtschaftlichen Arbeit betreffen; 
— Institutionen wie Arbeitsministerien und -Verwaltun-

gen,  Verbände,  Gebietskörperschaften,  Schlichtungs-
stellen, Mitwirkungsgremien; 

— Tarifautonomie,    Tarifverträge    und    Tarifparteien 
(nicht in allen Ländern); 

— Betriebsvereinbarungen aller Art, Dienstvorschriften. 

Im Problemfeld [32] ist die rechtliche Nominierung des 
Arbeitslebens angesprochen, die von der Abgrenzung der 
erwerbswirtschaftlichen Arbeit über deren Gestaltungs-
formen bis hin zum Arbeitsvertragsgestaltungsrecht reicht. 
Unkodifizierte Rahmenbedingungen schließen ein: 
— Arbeitsvertraglich  nicht  festgelegte,  aber  wirkende, 

stillschweigend geduldete Regelungen, Gewohnheits-
rechte, Besitzstände; 

 

— das Verhältnis von Arbeitskräften bzw. Arbeitsplät-
zen zueinander charakterisierende Gesetzmäßigkeiten 
wie Berufsimages, Sozialprestiges, „Hackordnungen“; 

— intra- und intersektorale Absprachen, informelle Ab-
machungen, Empfehlungen, bestimmte Erwerbstätige 
(nicht) einzustellen bzw. Arbeitsplätze zu boykottie-
ren;   Kartelle   der  Arbeitsmarktparteien,   Organisa-
tionsgrade und -formen;  Initiativen,  Interessenver-
tretungen; 

— arbeitsmarktklimatische  und   „-atmosphärische“   Be-
dingungen, Tarifklima zwischen den Sozialparteien; 
„Spielregeln“; 

— klischeehafte und stereotype Vorstellungen über er-
werbswirtschaftliche  Arbeit,  Arbeitskräfte  und Ar-
beitsplätze; Standards und Vorurteile; ein Fundus, aus 
dem Akzeptanz, Zulässigkeit, Zumutbarkeit und Wer-
tigkeit der Arbeit abgeleitet werden; 

— im Vorfeld von Kodifizierungen diskutierte Reform-
bestrebungen; Haltungen von Verbänden, Organisa-
tionen,  Parteien in  arbeitsmarktrelevanten  Fragen; 
Verlagerung des Schwerpunkts der Tarifstrategien von 
monetären zu arbeitsbedingungsbezogenen Zielsetzun-
gen. 

Kodifizierte und unkodifizierte Rahmenbedingungen stel-
len gleichsam die konstitutive Grundlage und Begrenzung 
erwerbswirtschaftlicher Arbeit dar. Mit ihrer Wirkung ist 
grundsätzlich in allen Problemfeldern des Bezugssystems 
zu rechnen, in einigen markanten Fällen sind spezifische 
Einwirkungen herausgestellt. 

[34] Komparator 

Im Komparator werden zulässige und akzeptierte Ange-
bote von Arbeitskräften und Arbeitsplätzen (mit ihren 
zugehörigen Profilen und Flexibilitäten) in Offerten um-
gewandelt und als solche artikuliert, in einen Kombina-
tionskontext gestellt, im Hinblick auf die Bestimmung al-
ler Kombinationsmöglichkeiten zwischen den Offerten 
verglichen, innerhalb der und zwischen den Offerten bi-
lanziert und möglicherweise für eine tragfähige Kombi-
nation abgeglichen. An dieser Stelle kommt es also darauf 
an, aus allen Kombinationsmöglichkeiten zwischen den 
Offerten die kontrahierbaren abzuleiten, die zu einem 
(zumindest gedanklichen) Abschluß von Arbeitskontrak-
ten führen. 

Dabei wird unter Artikulation die Quantifizierung, Kon-
turierung und Strukturierung beider Offerten verstan-
den. Die Offerten können von den tatsächlichen Angebo-
ten abweichen. Beispielsweise kann sich eine Person um 
mehrere Arbeitsplätze gleichzeitig bewerben, oder hinter 
mehreren Stellenangeboten kann nur ein einziger Arbeits-
platz stehen. 

Der Vergleich dient der Bestimmung aller Kombinations-
möglichkeiten zwischen den Offerten. Als Voraussetzung 
für den Vergleich ist zunächst Kompatibilität erforderlich, 
d. h. die beiderseitigen Offerten müssen korrespondieren-
de, vereinbare und kombinierbare Profilelemente aufwei-
sen. Sind diese Bedingungen nicht erfüllt, dann sind die-
sen Offerten (zunächst) die folgenden Kontrahierungs-
chancen verwehrt. Unter der Vielzahl der gegebenen 
Kombinationsmöglichkeiten ist auszuwählen, wobei haupt-
sächlich drei Auswahlvorgänge zu unterscheiden sind: 
Erstens sind die Offerten auf ihren tatsächlichen Umfang 
und Inhalt zu reduzieren. 
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Zweitens sind Einschränkungen der Kombinationsmög-
lichkeiten z. B. aufgrund von Tarifverträgen sowie Rah-
menbedingungen zu berücksichtigen. 
Drittens stellt sich für die verbleibenden Möglichkeiten 
die Frage nach den Auswahlkriterien für die zur vertrag-
lichen Vereinbarung führenden Kombinationen. Für den 
Fall einer zu realisierenden Kombination, also bei 
Einigung über den Abschluß von Arbeitskontrakten, wer-
den die beiderseitigen Profilelemente im Hinblick auf 
Höhe, Anordnung und Gewichtung geprüft, ob und wie 
genau sie übereinstimmen oder ob und wie sie andern-
falls in Übereinstimmung gebracht werden können. Ein 
solcher Abgleich zwischen divergierenden Profilelementen 
erfolgt durch Ausnutzung vorhandener Flexibilitätsspiel-
räume, die alle fünf Dimensionen der Profile, insbeson-
dere aber die Höhe, die Gewichtung sowie den Verzicht 
auf Ausschöpfung bzw. das Hinzufügen von Profilele-
menten betreffen können. Bei fehlenden oder unzuläng-
lichen Flexibilitätsspielräumen kann — trotz Kompati-
bilität — ein Abgleich unmöglich sein, weil die gegebenen 
Rigiditäten der Profile einen Abgleich ausschließen. 
Das Ergebnis des Vergleichs- und Abgleichsvorgangs bil-
det die Grundlage für (mögliche) Arbeitskontrakte. 
Die Wahrnehmung von Teilaufgaben des Komparators 
(Artikulation der Offerten, Gegenüberstellung und Bilan-
zierung, Vergleich sowie Abgleich) kann folgenden Perso-
nen oder Instanzen zugeordnet werden: Direkt beteiligt 
sind: 
— Arbeitskraft- und Arbeitsplatzanbieter; 
— Instanzen zur Beratung der Arbeitskraft- und  der 

Arbeitsplatzseite, zur Vermittlung zwischen Arbeits-
kräften und Arbeitsplätzen wie z. B. die Bundesanstalt 
für Arbeit, Personalberatungsfirmen; 

— Leiharbeitsinstanzen zur Überlassung von Arbeitneh-
mern (mit und ohne Arbeitsplatz), Spezialagenturen 
z.B. für Künstler; 

— Einstellungsinstanzen    der    Unternehmer,    Betriebe, 
Arbeitsplatzorganisation, z. B. Personalbüros des Ar-
beitsplatzanbieters;    Personalakquisition    (Werbung, 
Information, Beratung, Förderung, Auswahl, Einstel-
lung, Karriereplanung); 

— „Agenturen“  für Selbständige,  die selbstgeschaffene 
Arbeitsplätze einnehmen. 

Indirekt beteiligt sind: 
— Organisierte Vertretungen beider Offerten, wie z. B. 

Arbeitgeberverbände, Gewerkschaften, Berufsverbän-
de, Standesorganisationen und sonstige Organisatio-
nen, die die Marktform eines Teilarbeitsmarktes und/ 
oder die dort vorherrschenden Verhaltensweisen mit-
prägen,  z.  B.  arbeitsmarktbeherrschende  Unterneh-
men, Monopsonisten auf Teilarbeitsmärkten; 

— Instanzen der Arbeitsmarktpolitik; 
— Planungs-, Prognose-,  Politikberatungsinstanzen so-

wie Institutionen der Arbeitsmarktforschung. 
Die Teilaufgaben werden in unterschiedlichen Akzentuie-
rungen wahrgenommen und umfassen u. a. Beratung, An-
bahnung von Arbeitsverhältnissen, Bilanzierung, Simula-
tion, Analyse und Vorausschau, arbeitsmarktpolitische 
Gestaltung und Steuerung sowie Forschung über die ange-
sprochenen Sachverhalte. 

Zur Problematik des Komparators: 
Als besonderes Problem des Vergleichs beider Angebote ist 
zu berücksichtigen, daß im Extremfall alle fünf Konstruk- 

tionsmerkmale (Anzahl, Art, Höhe, Anordnung und Ge-
wichtung der Profilelemente) der Profile auf beiden Sei-
ten einschließlich der zugehörigen Flexibilitäten sowie de-
ren gemeinsame Ausprägung als Offerten heranzuziehen 
sind. Angesichts dieser Komplexität bleibt zu prüfen, ob 
in jedem Falle alle Einzelheiten beider Angebote für eine 
modellmäßige Abbildung und für eine theoretische Erklä-
rung relevant sind. Ein denkbares Auswahlkriterium 
könnte ihre jeweilige Bedeutung für das Zustandekommen 
eines erwerbswirtschaftlichen Arbeitsverhältnisses sein. 
Allerdings können die unberücksichtigt gebliebenen Profil-
merkmale erst im Verlauf des kontrahierten Arbeitsver-
hältnisses zum Vergleich und Abgleich herangezogen wer-
den (z. B. in einer Probezeit). 
Bevor eine Einigung über neue Arbeitsverhältnisse 
erzielt werden kann, ist zu klären, welche Verhaltens-
weisen und Strategien auf beiden Seiten vorherrschen, wie 
Konkretisierung, Äußerung und Vertretung der beidersei-
tigen Offerten verlaufen und bestimmt sind sowie welche 
Realitätsnähe (z. B. Mehrfachbewerbungen, Scheinoffer-
ten) ihnen jeweils zukommt. Hier wird einmal die betrieb-
liche Arbeitskräftepolitik entscheidend sein, die inner-
und außerbetriebliche Personalbeschaffung, Auswahl, 
Einstellung, Zuweisung zu betrieblichen Anfangspositio-
nen, Einarbeitung und innerbetriebliche Arbeitskräfte-
bewegungen umfaßt. Die Charakterisierung der Arbeits-
platzangebote bzw. -offenen kann z. B. dadurch erfolgen, 
daß man „Zusatznachfrage“ zur Erhöhung der Zahl von 
Arbeitsverhältnissen, „Ersatznachfrage“ zum Ausgleich 
von (betrieblich gesehen) beendeten Arbeitsverhältnissen, 
„Hortungs-, Austausch- und Spekulationsnachfrage“ un-
terscheidet. 
Auf der Arbeitskraftseite zum anderen ist die Suche nach 
Arbeitsverhältnissen u. a. durch Wahlfreiheiten, Kompro-
mißzwänge, den Organisationsgrad, Hilfsinstanzen sowie 
Häufigkeit vergeblicher Bemühungen um Arbeitsplätze 
bestimmt. Für alle diese Entscheidungen sind auf beiden 
Seiten Such- und Informationsprozesse einschließlich ih-
rer Kosten zu berücksichtigen. Dabei bestehen bei den Par-
teien unterschiedliche Verpflichtungen, die jeweiligen Ar-
beitskraft- und Arbeitsplatzofferten vollständig und 
überschaubar darzulegen. So ist es mitunter schwer fest-
stellbar, welche der jeweiligen Profilelemente von welcher 
Seite tatsächlich benötigt, welche lediglich in Kauf genom-
men werden. Da die Arbeitskraftsuche, die Informations-
beschaffung, die Einstellung, Einarbeitung und Bildung 
von Arbeitsgruppen ebenso Kosten verursachen wie mög-
licherweise die Entstabilisierung betrieblicher Lohn-, Sta-
tus- und Hierarchiestrukturen durch Neueinstellungen, 
kann es u. U. billiger sein, bei gegebenem Arbeitskräfte-
angebot freie Arbeitsplätze durch innerbetriebliche Um-
setzungen zu besetzen. 
Weiterhin wäre zu berücksichtigen, auf welcher hierar-
chischen Ebene, von welchen Machtpositionen aus, mit 
welchem Rückhalt bei Großorganisationen und mit wel-
chen Verhandlungsspielräumen die Träger der Offerten 
operieren können. Im Zusammenhang mit den Strategien 
kommen einerseits Interessen ins Spiel, die über vollkom-
mene, oligopolistische oder monopolistische Marktformen 
mit entsprechenden Verhaltensweisen entscheiden, ande-
rerseits die rechtlichen und kollektiven Regelungen, die 
die Verfolgung von Strategien und die Einigungsmöglich-
keiten reglementieren (vgl. die Ausführungen zu Pro-
blemfeld [37]). 
Zur Frage der Strategien gehört auch, für welche Profil-
elemente, bei welcher Verhandlungslage, in welchem Aus- 

306 MittAB 4/75



maß und in welcher Form Übereinstimmung bzw. Mangel 
an Übereinstimmung der Offerten offenbar wird und wer 
dies zuerst feststellt. Sofern eine Einigung über die Zu-
ordnung der beiderseitigen Profile nicht ausgeschlossen 
wird, ist nach den Reaktionsfunktionen auf vorangehende 
Ungleichgewichts- und Konfliktsituationen zu fragen. 
Beim Abgleichsprozeß divergierender Profile ist von be-
sonderem Interesse, ob und welche Profilflexibilitäten 
(nur auf der Arbeitskraftseite, nur auf der Arbeitsplatz-
seite, auf beiden Seiten) in welchem Maße eingesetzt wer-
den und zum Tragen kommen, d. h. insbesondere wer 
hauptsächlich die Anpassungslasten auf sich zu nehmen 
hat. Dabei ist auch zu bedenken, daß durch die Einigung 
ursprünglich vorhandene Flexibilitäten soweit eingeengt 
werden können, daß u. U. spätere Abgleichsprozesse be-
einträchtigt werden. Hier stehen nicht Flexibilitäten als 
besondere Eigenschaften oder Ergebnisse, sondern ihre 
Beiträge zu Zuordnungs-, Anpassungs- und Abgleichspro-
zessen im Mittelpunkt. Vorgang und Ergebnis des Ab-
gleichs sind in Abhängigkeit zu sehen von Zielen, Reali-
sierungsmöglichkeiten und Verwirklichungskalkülen. 

Übergeordnete Handlungs- und Entscheidungsmaximen 
können sein: 
— Optimalität, z. B. unter der Nebenbedingung einer 

Frauenerwerbsquote von 50 °/o soll ein hoher Beschäf-
tigungsstand herrschen; 

— Maximalität, z. B. höchstmögliche Zahl an Arbeits-
plätzen oder Arbeitskräften, höchstmöglicher Ausla-
stungsgrad des Arbeitspotentials ohne Nebenbedin-
gungen, Wohlfahrtsmaximierung; 

— Minimierung der Friktionen, der Anpassungsvorgänge 
und -lasten; 

— Minimierung   der   Kosten   (individuell,   betrieblich, 
volkswirtschaftlich), z. B. der Such- und Informations-
kosten; 

— Optimierung,  Maximierung  oder  Minimierung  von 
Utility bzw. disutility auf beiden Seiten, z. B. Mini-
mierung des Arbeitsleids, Maximierung der Arbeits-
freude; 

— Optimierung der Sicherheit und der Dauer der verein-
barten Arbeitsverhältnisse; 

— Soziale Ziele, z. B. erwerbswirtschaftliche Mitbestim-
mung,   Lohngerechtigkeit,   Recht   auf   erwerbswirt- 
schafliche Arbeit an Arbeitsplätzen. 

Selbst wenn Profile und ihre Flexibilitäten den Abschluß 
eines Vertrages (im Problemfeld [37]) als Verhandlungs-
ergebnis zulassen, können beispielsweise die auf beiden 
Seiten verfolgten Ziele und Strategien, die arbeitskraft-
seitig u. a. in den Persönlichkeitsstrukturen, arbeitsplatz-
seitig u. a. in der Trennung zwischen Arbeitsplatzprofil 
und dem Träger/Eigentümer der zugehörigen Offerte be-
gründet sein können, das Zustandekommen von Arbeits-
verhältnissen verhindern. 
Das Ergebnis des Vergleichs und des Abgleichs kann 
hauptsächlich gewertet werden im Hinblick auf den Er-
füllungsgrad der Erwartungen der beteiligten Personen 
und Instanzen, auf seinen Gleichgewichts- und Stabili-
tätscharakter, auf seine Optimalität und auf die Trag-
fähigkeit der vereinbarten Arbeitsverhältnisse. 
Den Zustand der Übereinstimmung kann man als „Gleich-
gewicht“, „Konsens“, „Konfliktminimum“ definieren, 
wobei diese Bezeichnungen noch keine Wertungen bedeu-
ten sollen. Vielmehr können Wertungen des Vorgangs und 

des Ergebnisses vorgenommen werden, z. B. im Hinblick 
auf die genannten Entscheidungskriterien oder im Hin-
blick auf arbeitsmarktpolitische Ziele. Außerdem sei dar-
auf verwiesen, daß nicht Übereinstimmung aller Offer-
ten, sondern „Ungleichgewichte“ wünschenswert sein 
können, ganz abgesehen davon, daß in der Realität Kon-
fliktsituationen und Ungleichgewichte vorherrschen. 
Da Gleichgewicht bzw. Ungleichgewicht für eine bestimmte 
Aggregationsebene (Profilelemente, Profile, Profil-
aggregationen wie sektorale, regionale, volkswirtschaft-
liche Gesamtheiten) zu definieren sind, braucht z. B. bei 
gesamtwirtschaftlichem Gleichgewicht in den Teilaggrega-
ten nicht unbedingt auch ein solcher Zustand vorzuliegen. 
Die einzelnen Schritte und Mechanismen, die zu dem je-
weiligen Resultat führen, sowie der Abgleichvorgang als 
Ganzes können als bislang noch nicht befriedigend geklärt 
gelten, es liegen allenfalls Partial- und Spezialanalysen 
vor. Darunter sind einige Beispiele anzuführen: 
— ökonomische   Ansätze,   Marktmodelle,   Anpassungs-

prozesse wie das Spinnwebtheorem, das Say-Theorem, 
Absorptions- und Penetrations-Ansätze auf der Ar-
beitskraft- und auf der Arbeitsplatzseite, „Omnibus-
theorien“,    Tarifkonfliktlösungsmodelle,     collective 
bargaining; 

— statistische   Ansätze   wie   Markov-Prozesse;   Warte-
schlangentheorien ; 

— Macht-,   Konflikt-,   Interessenansätze,   die   Konzes-
sionsbereitschaft und Kompromißformeln ermitteln; 
Verhandlungstheorien, Freiwahlansätze; 

— Modelle, in denen Strategien, Verhaltensweisen, Ak-
tions- und Reaktionsmuster eingebaut sind, die den 
Grad der Verhandlungskompetenz und -autonomie 
berücksichtigen sowie Organisationsgrad und hierar-
chische Ebenen der Verhandlungsparteien einführen. 
Hierzu zählen auch Erklärungsansätze, die den Ver-
zicht auf das Angebot bestimmter Profilelemente be-
rücksichtigen,   weil   deren   Durchsetzung   für   wenig 
wahrscheinlich gehalten wird, sowie Ansätze, die Mo-
difikationsstufen und Schwellenwerte für bestimmte 
Profilelemente einführen, wenn bei längerer vergeb-
licher  Arbeitsplatzsuche ein Arbeitsverhältnis ange-
strebt werden muß bzw. wenn ein längere Zeit vakan-
ter Arbeitsplatz dringend zu besetzen ist. 

Im Komparator findet der Übergang von Prozessen, die 
zur Entstehung der Offerten von Arbeitskräften und Ar-
beitsplätzen und deren Zusammenführung zu bestimmten 
Arbeitskontrakten führen, zu Vorgängen statt, die die 
direkten Kombinationen von Arbeitskräften und Arbeits-
plätzen in volks- und/oder einzelwirtschaftlichen Produk-
tionsprozessen sowie die Unterbrechung bzw. die Beendi-
gung von Arbeitsverhältnissen betreffen. Damit ist zu-
gleich die Frage nach dem Stellenwert und Einfluß markt-
regulierter Vorgänge gestellt. 

Zusammenfassend besteht die Entscheidungsaufgabe des 
Komparators darin, zu klären, wie, welche und wie viele 
Arbeitsverhältnisse für wen zustande kommen könnten 
und tatsächlich eingegangen werden. Sie läßt sich in fünf 
Teilaufgaben untergliedern: 
1. Allokationsvorbereitung:   Bestimmung   der   Kombi-
nationsmöglichkeiten  zwischen den Offerten und Vor-
bereitung kontraktfähiger Arbeitsverhältnisse; 
2. Potentialnutzung: Bestimmung von Menge und Struk-
tur   des   einzusetzenden   Qualifikations-,   Arbeitskraft- 
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Potentials und des einzusetzenden Chancen- und Arbeits-
platzpotentials; 
3. Statusdistribution: Verteilung von Erwerbs- und Be-
schäftigungschancen zwischen Arbeitskräften und von Be- 
schäftigungs- und Ertragschancen zwischen Arbeitsplatz-
anbietern, -eignem; Statusdistribution aufgrund erwerbs-
wirtschaftlicher Prozesse; 
4. Gratifikationsfestlegung: Bestimmung  der künftigen 
Verteilung monetärer und sozialer Gratifikationen und 
der Erträge aus Arbeitsverhältnissen; 
5. Legitimierung: Begründung  und  Rechtfertigung der 
Unterschiede,  Ungleichheiten und Ungleichgewichte bei 
Allokation, Potentialnutzung, Chancen und Statusdistri-
bution und Gratifikation. 
Als Ausgänge des Komparators sind zu nennen: 
— Auf dem Hintergrund der gegebenen Aufgaben ver-

lassen ihn einerseits Arbeitskräfte, andererseits Ar-
beitsplätze, nachdem Einigung über die zu kontrahie-
rende Zuordnung der jeweiligen Profile erzielt wurde. 

— Einerseits  Arbeitskräfte,   andererseits  Arbeitsplätze, 
deren Offerten nicht in einigungsfähige Kombinatio-
nen umgesetzt werden konnten. 

[35] Unbesetzte Arbeitsplätze, unerledigte Aufgaben 
Hier sind drei unterschiedliche Sachverhalte angesprochen: 
Unbesetzte Arbeitsplätze und/oder unerledigte Arbeits-
aufgaben ergeben sich, weil 
a) im Problemfeld [34] einige Arbeitskraft- und Arbeits-
platzofferten, d. h. auch Nachfrage nach Arbeitskräften, 
nach Berücksichtigung der jeweiligen Profilflexibilitäten 
und Handlungsspielräume nicht in einigungsfähige Kom-
binationen umgesetzt werden konnten; 
b) im Problemfeld [37] kein rechtskräftiger Vertrag über 
mögliche Arbeitsverhältnisse zustande gekommen ist; 
c) im Allokationsprozeß der Profile im Problemfeld [39] 
noch nicht erledigte/nicht zu erledigende Arbeitsaufgaben 
aufgetreten sind, denen unbesetzte Arbeitsplätze entspre-
chen und die eine Änderung der Arbeitsplatzorganisation 
erforderlich machen,  also weder entfallen noch inner-
betrieblich mit vorhandenen Arbeitskraft-/Arbeitsplatz- 
kombinationen zu erledigen sind. 
Die drei Arten von unbesetzten Arbeitsplätzen bzw. un-
erledigten Aufgaben sollten zunächst nicht zusammenge-
faßt werden und dürfen zunächst nicht mit nichtgedeck-
ter, nicht zu deckender Nachfrage nach Arbeitskräften 
gleichgesetzt werden. Undeckbare Nachfrage bei gegebe-
nen Angebots- und Nachfrageprofilen liegt allenfalls 
dann vor, wenn Arbeitsplätze den Komparator wegen 
Profildiskrepanzen unbesetzt verlassen und dies nicht 
auf friktionellen, time-lag-bedingten Einflüssen beruht, 
die zwischen Nachfrageäußerung und Arbeitsplatzbeset-
zung wirken. Unfreiwillig unbesetzte Arbeitsplätze exi-
stieren, wenn bei gegebenen Profilen von Arbeitsplätzen 
und Arbeitskräften kontraktbereite Beschäftigter und 
Arbeitskräfte einen rechtswirksamen Arbeitsvertrag 
gleichwohl nicht zustande brachten. 
Die bei der Arbeitsverwaltung registrierten „offenen Stel-
len“ sind daraufhin zu überprüfen, ob und inwieweit sie 
unbesetzte Arbeitsplätze und ungedeckte Nachfrage nach 
Arbeitskräften darstellen. Erklärungsbedürftig ist auch 
der Zusammenhang, der zwischen Zahl und Art der unbe-
setzten Arbeitsplätze sowie den Komparatorvorgängen 
(z. B. Einigungsbereitschaft, Bedeutung von Ungleichge-
wichten und Konflikten) zu vermuten ist. 

Unbesetzte Arbeitsplätze und ihnen entsprechende nicht 
kombinierbare, nicht kombinierte und weiter zu erledigen-
de Aufgaben verlassen [35] in Richtung Problemfeld [10], 
in dem über den Fortbestand der Aufgabe und der 
Arbeitsplätze neu entschieden wird. 

[36] Nicht-Erwerbstätige, registrierte Arbeitslose 
Im Problemfeld [36] werden diejenigen Nicht-Erwerbs-
tätigen erfaßt, die im Komparator kein erwerbswirtschaft-
liches Arbeitsverhältnis realisiert haben, die in [37] kein 
rechtskräftiges Vertragsverhältnis eingegangen sind oder 
die im Zuge der Entscheidungen in [38], [39] und [41] 
ihr Arbeits- bzw. Ausbildungsverhältnis beendigt haben 
oder beendigen mußten. Je nach der Zuordnungsart dieser 
Nicht-Erwerbstätigkeit können unterschiedliche Perso-
nenkreise herausgestellt werden: 
— komparatorbedingte Nicht-Erwerbstätigkeit ist z. B. 

zurückzuführen   auf Profildiskrepanzen   (Zahl, Art, 
Anordnung, Höhe und Gewichtung einschließlich Fle-
xibilitätsspielräumen),   wobei   es   zahlenmäßige  Ar-
beitsplatzdefizite auf unterschiedlicher Aggregations-
ebene geben kann; auf die Strategien der Arbeitsplatz- 
und/oder der Arbeitskraftanbieter (z. B. unterschied-
liche Fähigkeiten, die jeweiligen Profile zu „vermark-
ten“) und/oder auf die beeinträchtigte Funktionsfähig-
keit der Komparatorinstanzen (z. B. unzureichende 
Leistungsfähigkeit der Vermittlung zwischen den Ar-
beitskräften und Arbeitsplätzen); 

— vertragsbedingte Nicht-Erwerbstätigkeit ist z. B. zu-
rückzuführen auf Einigungsmängel bei der Kodifizie-
rung des Vertragsverhältnisses und/oder der Vertrags-
inhalte (z. B. werden Werksverträge geboten, jedoch 
Arbeitsverträge gesucht, ohne daß trotz Profilüber-
einstimmung ein Kontrakt geschlossen wird). Nicht- 
Erwerbstätigkeit von Personen, die innerbetriebliche 
Qualifizierungsmaßnahmen  und   andere Änderungs-
prozesse ihrer Profile abbrechen, unterbrechen oder be-
enden und dann kein erwerbswirtschaftliches Arbeits-
verhältnis bekommen, eingehen oder fortsetzen, kann 
z. B. zurückzuführen sein auf Mangel an Arbeitsplät-
zen, fehlende Bereitschaft, solche Erwerbstätigen in 
Arbeitsverhältnisse zu übernehmen oder auf eigenen 
Entschluß der Arbeitskräfte. 

— Nicht-Erwerbstätigkeit von Personen, bei denen eine 
Kombination mit bestimmten Aufgabenerledigungen 
an   bestimmten Arbeitsplätzen   nicht   realisiert wird 
bzw.  bei  denen  eine  funktionsfähige  Kombination 
aufgelöst   und   das   Arbeitsverhältnis   abgebrochen 
wird, kann zwei mögliche Ursachen haben. Der Fall 
der faktischen Nicht-Kombinierbarkeit kann zurück-
gehen auf unzureichende Transparenz, Informations-
mängel und Irrtümer über die tatsächlichen Profile von 
Erwerbstätigen und/oder Arbeitsplätzen mit zugehöri-
gen Aufgaben (z. B. unzureichende Stellen- oder Auf-
gabenbeschreibung) oder auf profil-exogene Gründe 
auf beiden Seiten (z. B. Entziehung der Kontraktgrund-
lagen durch Katastrophen, Krieg, höhere Gewalt). Der 
Fall der Auflösung bestehender Kombinationen und 
zugehöriger Arbeitsverhältnisse kann sich ergeben aus 
Veränderungen der Profile der Erwerbstätigen und/ 
oder der Arbeitsplätze wie z. B. Änderung von Art, 
Menge und Zeitraum der Produktion, Änderung der 
Leistungsziele und -normen, der Arbeitsbedingungen, 
Arbeitskraftprofiländerungen wie Berufs-, Erwerbs-
unfähigkeit,   Krankheit.   Bestimmte   Kombinationen 
können durch andere Rahmenbedingungen nicht mehr 
möglich sein (Jugendarbeitsschutz). 
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Folgende Punkte sind zur Problematik zu rechnen: 
Der gesamte Personenkreis der Nicht-Erwerbstätigen, die 
sich zunächst im Komparator angeboten haben, setzt sich 
zusammen aus: 
— Personen, die endgültig und vollständig aus dem Er-

werbsleben ausscheiden (z. B. Rentner, Erwerbsunfä-
hige, Personen, denen die Arbeitserlaubnis entzogen 
worden ist, Personen, die ihre Rolle außerhalb er-
werbswirtschaftlicher Arbeit neu definieren); 

— Personen,  die grundsätzlich arbeiten wollen/müssen 
und bezogen auf ihre Arbeitskraft und/oder ein kor-
respondierendes Arbeitsplatzprofil bedingungslos (im 
Sinne  vollständiger  Flexibilität),  bedingt  oder mit 
starrem Profil, fixierten Erwartungen an Arbeitsplatz-
profile erneut Arbeitsverhältnisse suchen; 

— Personen, die die Suche unterbrechen, weil sie ent-
mutigt sind oder die Suche für aussichtslos oder nicht 
mehr opportun halten. 

— „arbeitslose“ Personen, die schon ein konkretes Ar-
beitsplatzangebot haben, aber noch kein Arbeitsver- 
hältnis eingegangen sind. 

Ein weiteres Problem besteht in der statistischen Erfas-
sung der Nicht-Erwerbstätigen. Dabei ist zu fragen, ob 
und in welchem Maß die in den amtlichen Statistiken 
ausgewiesene Arbeitslosigkeit Höhe, Art, Struktur und 
Entwicklung der Nicht-Erwerbstätigkeit widerspiegelt. 
Gemessene Nicht-Erwerbstätigkeit kann auch im Hin-
blick auf ihre Brauchbarkeit als Indikator des Beschäfti-
gungsgrades problematisiert werden. 
Weiterhin ist zu denken an die individuelle und gesell-
schaftliche Einschätzung der Nicht-Erwerbstätigkeit i. S. 
von Arbeitslosigkeit und ihre Bewältigung durch Indi-
viduen und Gesellschaft. Bei der arbeitsmarktpolitischen 
Bewältigung der Arbeitslosigkeit spielen Verfügbarkeit 
und Vermittelbarkeit von Arbeitslosen, die Zumutbar-
keit und Akzeptanz von Arbeitsplatzprofilen sowie die 
Dringlichkeit der Arbeitsuche in Abhängigkeit von Art, 
Höhe und Dauer der Lohnersatzleistungen, Arbeitslosen-
unterstützungen, Eigenmittel und der gegebenen Subsi-
stenzniveaus eine besondere Rolle. 
Der Ausgangsstrom von Nicht-Erwerbstätigen wird zur 
Bevölkerung im Inland zurückgeführt. Die Bedingungen 
für ihren Wiedereintritt in erwerbswirtschaftliche Arbeits-
verhältnisse in der nächsten Periode hängen von allen 
Schritten des Schemas ab. 

[37] Bestimmung des Vertragsverhältnisses, der Vertragstypen 
und der Vertragsinhalte 
Nachdem im Komparator Einigung über die Zuordnung 
von Arbeitskraft- und Arbeitsplatzprofilen hergestellt 
wurde, geht es nun um die vertragliche Fixierung dieses 
Verhältnisses, d. h. insbesondere um die rechtliche Absiche-
rung und Ausgestaltung der gefundenen Einigungsformel. 
Derartige Vertragsverhältnisse zielen hauptsächlich dar-
auf ab, die beabsichtigten Arbeitsverhältnisse effektiv 
werden zu lassen: 
— Erstens geht es darum, insbesondere den abhängig Be-

schäftigten bestimmte Ansprüche z. B. auf Gratifika-
tionen,  Arbeitsplätze und  Arbeitsbedingungen,  den 
Eigentümern/Anbietern der Arbeitsplätze bestimmte 
Ansprüche z. B. auf Anwesenheit, Aufgabenerledigung 
und Arbeitsproduktivität zu sichern; 

— zweitens ist die Kontinuität und ggf. Dauerhaftigkeit 
der zu kontrahierenden Kombinationsform zu gewähr-
leisten; 

 

— drittens   sind  möglicherweise   rechtsunkundige  Ver-
tragsparteien und mittel- wie unmittelbar betroffene 
Dritte zu schützen; 

— viertens sollen durch die Festlegung der Bedingungen 
für Ablauf und Beendigung der Arbeitsverhältnisse 
präzise, einklagbare Konfliktlösungsmechanismen und 
-ergebnisse ermöglicht werden. 

Wesentliche Typen für solche Verträge sind Standard-
arbeits-, Sonderarbeits-, Dienst-, Werk- und Zeitarbeits-
verträge, Ausbildungsverträge sowie die Selbstkontraktio-
nen von Personen mit eigenen Arbeitsplätzen, z. B. Selb-
ständige. Hinzu kommen Arbeitsverhältnisse, bei denen 
eine vertragliche Absicherung lückenhaft ist, nicht dem 
Standard entspricht, ihm teilweise widerspricht, überhaupt 
nicht möglich oder nicht vorgesehen ist. 
Als Vertragsinhalte sind die Bedingungen für Beginn, 
Ablauf und Beendigung von Arbeitsverhältnissen anzuse-
hen. Zu den herkömmlichen Inhalten zählen u. a. Fri-
stigkeiten, Arbeitsort(e), Arbeitszeit(en), Aufgabenerle-
digung, bestimmte Arbeitsbedingungen, Gratifikationen 
(Lohn/Gehalt, Sonderzuwendungen, Treueprämien, mo-
netäre Vor- und Fürsorgeleistungen), Sanktionen und 
Kündigungsvorschriften. 

Die Problematik liegt u. a. in folgenden Punkten: 
Das Ausmaß der Vertragsfreiheit (Abschluß-, Partner-, 
Inhalts-, Form-, Abänderungs- und Aufhebungsfreiheit) 
ist in einem Abhängigkeitsverhältnis von allen arbeits-, 
sicherungs- und versorgungsrechtlichen Regelungen, den 
staatlichen Zielen und Aufgaben, der Tarifautonomie der 
Tarifparteien sowie den Kontrahierungswünschen und -
zwängen der Arbeitskräfte und Arbeitsplatzanbieter 
bzw. -eigentümer zu sehen. Die jeweils vorhandenen Ver-
tragsfreiheiten spiegeln die unterschiedlichen Interessen-
standpunkte der genannten Beteiligten wider. 
Auf der einen Seite stehen Kollektivregelungen, z. B. Ta-
rifverträge, Betriebsvereinbarungen und Standardarbeits-
verträge für bestimmte Gruppen, durch die Arbeitsbedin-
gungen, Einkommen und das Verhältnis von Arbeitszeit 
zu Nichtarbeitszeit sowie globale Beschäftigungsrechte und 
-pflichten festgelegt und kontrahiert werden, auf der an-
deren Seite Individualverträge. Daraus ergibt sich ins-
besondere das Problem, daß von diesem Rahmen abwei-
chende individuelle Wünsche nicht oder allenfalls teilweise 
— z. B. in außer- und übertariflicher Regelung — berück-
sichtigt werden können. 
Die Einschränkungen der Vertragsfreiheit äußern sich fer-
ner darin, daß sehr enge Normierungen die Art der Ver-
tragstypen einschränken, so daß viele Kontraktformen 
nicht zum Tragen kommen können (z. B. Gesellschafts-
verträge zwischen abhängig Beschäftigten). Die Enge der 
herkömmlichen Vertragstypen ist durch zunehmende An-
wendung von Arbeitnehmerüberlassung, Werkverträgen 
und Zeitverträgen einerseits, durch den Drang nach Modi-
fikationen und Umgehungsversuchen andererseits in Frage 
gestellt. 
Weiterhin wird die Vertragsfreiheit durch bestimmte Kon-
trahierungszwänge oder -auflagen eingeschränkt. Auf der 
Arbeitskraftseite ist beispielsweise zu denken an Wettbe-
werbsverbote und Schweigepflichten nach Beendigung der 
Arbeitsverhältnisse, auf der Arbeitsplatzseite an Beschäf-
tigungsauflagen und Pflichtarbeitsplätze für Behinderte. 
Solche Kontrahierungszwänge können erhebliche Flexibili-
tätsbarrieren einerseits, Fluktuationshemmnisse anderer-
seits bedeuten. Zu den Inhaltsbeschränkungen zählen 
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Laufbahnordnungen, durch die die Arbeitsplatzbeset-
zungsmöglichkeiten eingeengt werden. 
Die Abänderungs- und die Aufhebungsfreiheit bei diesen 
Vertragsverhältnissen umfaßt u. a. das Problem, daß Ab-
änderungsmöglichkeiten die betriebliche Anpassungsfähig-
keit beeinflussen und daß über die Kündigungsregelungen 
arbeitsmarktferne Zielsetzungen ins Spiel kommen. Zu 
bedenken ist dabei, daß die mit Verschärfungen der Auf-
hebungsmöglichkeiten unter Umständen verbundenen In-
teressenkollisionen zu veränderten Reaktionen beim Zu-
standekommen neuer Arbeitsverhältnisse führen. 
Zur Problematik rechnen auch die Offenheit bzw. Ge-
schlossenheit der Vertragsinhalte und der Grad ihrer Ver-
bindlichkeit für die Vertragsparteien, insbesondere die 
Vertragstreue beider Seiten. 
Hierher gehört auch die Frage, inwieweit diese vertrag-
lichen Vereinbarungen zur Stabilisierung bzw. Destabili-
sierung von Arbeitsmarktstrukturen, Arbeitsprozeßstruk-
turen und Sozialstrukturen, z. B. im Hinblick auf Ein-
kommen, Status, Hierarchie beitragen. 
Schließlich sind Vereinbarungen über Arbeitsverhältnisse 
mit aufgeschobener Wirksamkeit zu berücksichtigen, bei 
denen im Komparator (Problemfeld [34]) noch keine 
vollständige Zuordnung der Arbeitskraft- und Arbeits-
platzprofile erfolgte. Zu denken ist an Auflagen, be-
stimmte Profilelemente hinzuzufügen oder ruhen zu las-
sen, damit der Vertrag wirksam werden kann. 
Kommt ein Vertragsverhältnis zwischen Arbeitskraft-
und Arbeitsplatzseite nicht zustande, sind die betroffenen 
Arbeitskräfte und Arbeitsplätze den Problemfeldern [35] 
und [36] zuzuordnen. 

[38] Konstituierung und/oder Modifizierung der Profile von 
Erwerbstätigen und/oder Arbeitsplätzen im Hinblick auf den 
Arbeits- und Produktionsprozeß 
Im Problemfeld [38] geht es sowohl um die Ausgestaltung 
bzw. Hinzufügung weiterer Profilelemente (Konstituie-
rung) als auch um Änderungen der gegebenen Profile (Mo-
difikation, Austausch, Hinzufügen) von Erwerbstätigen 
und/oder Arbeitsplätzen im Hinblick auf deren Kombi-
nation. Derartige Vorgänge können vertraglich festgelegt 
sein (z. B. in Ausbildungs-, Anlernverträgen; Prokura bei 
Bewährung; Spezialeinrichtungen an Arbeitsplätzen für 
Behinderte); sie können dem Produktionseinsatz vorge-
schaltet sein (z. B. Einarbeitung, Referendarzeit, Trainee-
Programme); sie können sich während des Kombinations-
prozesses von Erwerbstätigen mit der Aufgabenerledigung 
an Arbeitsplätzen als notwendig oder gewünscht heraus-
stellen (z. B. Freistellung von erwerbswirtschaftlicher Ar-
beit zu Bildungszwecken, Fortbildung und Umschulung in 
Unternehmenskompetenz; Arbeitsplatzgestalung im Hin-
blick auf den Lärmpegel, die Lohnart). 
In diesem Zusammenhang sind folgende Problematisie-
rungen angebracht: 
Gezielte Konstituierung und/oder Modifizierung von Pro-
filen umfassen nicht nur die herkömmlichen Qualifika-
tionsmaßnahmen für Erwerbstätige (Veränderung der 
Qualifikationsprofile nach [22]), sondern sowohl das Ar-
beitskraftprofil nach [25] als auch das Arbeitsplatzprofil 
nach [14]. Im Hinblick auf die in den Komparator ein-
gebrachten Profile und die kontrahierten Profilkombina-
tionen können durch solche Änderungen sowohl Ver-
besserungen (z. B. Höherqualifizierung der Person) 
als auch Verschlechterungen (z. B. De- und Entquali- 

fizierung der Person, Reduktion vollwertiger auf einfache 
Tätigkeit) für Arbeitskraft- bzw. Arbeitsplatzprofile her-
auskommen. Ebenso wie die Anpassung der genutzten Ar-
beitskraftprofile auf die spezifische Aufgabenerledigung 
zu problematisieren ist, kann dies bei der Arbeitsplatz-
zurichtung auf bestimmte Arbeitskräftegruppen gesche-
hen. Bei all diesen Vorgängen bedarf es griffiger Bewer-
tungskriterien für die Nettoveränderung der beiderseiti-
gen Profile von Arbeitskräften und Arbeitsplätzen. 
Die Kompetenz, Änderungen der Arbeitskraft- und/oder 
Arbeitsplatzprofile herbeizuführen, kann sich aus den 
Arbeitskontrakten, den kodifizierten wie unkodifizierten 
Rahmenbedingungen (z. B. Betriebsvereinbarungen, Ta-
rifverträge), aus den Verfügungsverhältnissen über Ar-
beitsplätze sowie den Arbeitsmarktbedingungen ergeben. 
Besondere Bedeutung kommt den Regelungsmechanismen 
zu, die über die Verteilung dieser Kompetenz — z. B. 
Gleichverteilung zwischen Erwerbstätigen und Arbeits-
platzeignern — entscheiden. Während konkrete Arbeits-
platzprofiländerungen in der Regel „vor Ort“ stattfin-
den, ist die Änderung von Arbeitskraftprofilen am Ar-
beitsplatz, im Betriebsbereich, in geteilter Kompetenz z. B. 
im dualen System oder überbetrieblich institutionalisier-
bar. 

Profiländerungsmaßnahmen können im Hinblick auf For-
malisierungen (Organisation, Wiederholungen, Zielbe-
stimmungen, Kosten) und Zertifizierung betrachtet wer-
den. Schließlich kommt dem Verhältnis formalisierter zu 
nicht formalisierten Lernprozessen (Ausbildungsplan, 
training on the Job, learning by doing) und der Beziehung 
innerbetrieblicher zu außerbetrieblichen Qualifizierungs-
maßnahmen (komplementär, additiv, baukastenförmig) 
Bedeutung zu. 
Die Ausgänge des Problemfeldes umfassen einerseits Er-
werbstätige und Arbeitsplätze, an denen mit bestimmten 
Produktions- und Leistungszielen Aufgabenerledigungen 
geplant sind, andererseits Erwerbstätige bzw. Arbeits-
aufgaben an Arbeitsplätzen, deren Kombination in der 
Produktion nicht mehr vorgesehen ist und über die in 
den Problemfeldern [40] und [41] weiter entschieden 
wird. 

[39] Allokation der Profile von Erwerbstätigen und Arbeits-
plätzen — Produktion von Gütern und Diensten 
In [39] werden die kontrahierten Profile von Erwerbs-
tätigen und Arbeitsplätzen vertragsgemäß zur Erstellung 
von Gütern und Diensten kombiniert. Die Durchdrin-
gung und Beschreibung dieses komplexen Problemfeldes 
bereitet besondere Schwierigkeiten. 

39.1 Herbeiführung der arbeitswirtschaftlichen Profil-
kombinationen 
Zunächst ist im Zuge der Allokation der gegebenen Pro-
file die Interaktion zwischen Erwerbstätigen, Arbeits-
plätzen und Aufgabenerledigung herbeizuführen. Damit 
besteht für die bisher nur markt- und vertragsmäßig an-
einandergebundenen Erwerbstätigen- und Arbeitsplatz-
profile ein Wirkungs- und Bedingungsgefüge, das die 
letzte Voraussetzung für erwerbswirtschaftliche und pro-
duktionsbezogene Arbeit darstellt. Entweder passen die 
beiderseitigen Profile von vornherein exakt zueinander 
oder die Profile werden durch Ausschöpfung vorhandener 
Flexibilitätsspielräume zur Deckung gebracht. Im letzte-
ren Fall ist danach zu unterscheiden, ob nur bei den jewei-
ligen Erwerbstätigen Flexibilität gefordert und eingesetzt 
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wird, ob dies nur bei den jeweiligen Arbeitsplätzen erfolgt 
oder ob sowohl Erwerbstätigen- als auch Arbeitsplatzpro-
fil-Flexibilität ausgenutzt werden. Von Interesse ist dabei 
das jeweilige Verhältnis von realisierter zu noch möglicher 
Gesamtflexibilität und der jeweilige Grad ihrer Ausschöp-
fung. Denkbar sind auch Profilkombinationen, die durch 
überstehende Profile auf der einen oder anderen Seite ge-
kennzeichnet sind oder bei denen sich ein Deckungsver-
hältnis erst im Zuge des Produktionsprozesses bildet. 
Problematisch ist bei dem Interaktionsverhältnis u. a., 
welche Bedingungen und Wirkungen auftreten, wer sie 
setzt bzw. auslöst und wer sie hinnehmen muß. Prinzipiell 
bestehen also auf der Erwerbstätigen- wie auf der Arbeits-
platzseite Einwirkungs- und Beeinflussungsmöglichkeiten 
auf die jeweils anderen Profile und auf die Profilkombi-
nation. Arbeitskraft- und arbeitsplatzseitig ist dabei zu 
klären, wer agiert bzw. reagiert (z. B. Erwerbstätige, ihre 
Interessenverbände in- und außerhalb der Organisations-
einheit, andere gleich-, über- oder untergeordnete Arbeits-
platzinhaber, Beschäftigter, Arbeitsplatzeigner, Vorge-
setzte, Management, Arbeitsplatzorganisateure, Unter-
nehmensverbände oder auch der Arbeitsplatz allein durch 
seine Technostruktur). 
Eine Eigentümlichkeit der Profilallokation liegt darin, daß 
bei dem Arbeitsplatzprofilelement Aufgabe bzw. Lei-
stungsziel bestehende Flexibilitäten (z. B. geringe Be-
stimmtheitsgrade der Leistungsziele, weitgehend offene 
Aufgabengebiete) in besonderem Maße zur Herstellung 
und zum Bestand des jeweiligen Kombinationsverhältnis-
ses beitragen. Sofern die Kombination nur unter Ausnut-
zung vorhandener Flexibilitätsspielräume herbeigeführt 
werden kann, stellt sich die Frage, welche Seite mit wel-
chen Kosten und Erträgen Flexibilitätsbeiträge leisten will 
oder muß und wie diese untereinander geteilt sowie ggf. 
auf Dritte verteilt werden. 

39.2 Produktion von Gütern und Diensten, Aufgaben-
erledigung, Arbeitsprozeß 
Nachdem die arbeitswirtschaftlichen Profilkombinationen 
etabliert worden sind, werden sie nun im Produktions-
prozeß eingesetzt. Als charakteristische Bestimmungs-
gründe des Produktionsprozesses kommen in Betracht: 
— Technische Einrichtungen, Kapitalausstattung, Investi-

tionen,   technisch-organisatorisches   Know-how,   Be-
triebs- und Arbeitsmittel, Bezugspunkte und Gegen-
stände der Arbeit wie Sachen, Symbole, Menschen; 

— Fertigungs-,    Produktionsverfahren,    Technisierungs-
und Mechanisierungsgrad; 

— Art der Tätigkeit, wie z. B. Planung, Vorbereitung, 
Fertigung,  Dienste  leisten,  Verteilen,  Nachbereiten, 
Kontrollieren, Reparieren, Warten; 

— Aufbau- und Ablauforganisation des Arbeitsprozesses, 
Kooperationsformen, Einzel-, Gruppenarbeit, Arbeits-
gestaltung, Arbeitsteilung, Arbeitszerlegung. 

In den Produktionsprozeß gehen sowohl die Ziele von 
Erwerbstätigen und Arbeitsplatzeignern bzw. -anbietern 
als auch bestimmte Prinzipien der Zielerreichung ein. Es 
bedarf spezifischer Kriterien, ob und inwieweit die jewei-
ligen Zielbündel und Verwirklichungsprinzipien im 
Produktionsprozeß zum Tragen kommen und erreicht 
werden. Für Erwerbstätige können solche Kriterien sein: 
Arbeitsplatzsicherheit, hohe, gleichmäßig steigende Löhne, 
vollwertige Arbeit, lernintensive Arbeitsprozesse, Arbeits-
zufriedenheit, Mitwirkungsrechte, Selbstbestätigung bis 
hin zur Selbstverwirklichung. Für Arbeitsplätze können 

solche Kriterien sein: Produktivität, technische Effizienz, 
Rentabilität, Wirtschaftlichkeit, Kapazitätsauslastung, 
Realisierungsgrad der Produktions- und Leistungsziele, Ab-
sentismus, inner- und außerbetriebliche Arbeitsplatzwech-
sel (Zahl der Personen, Häufigkeit des Wechsels), Gefähr-
lichkeitsgrad, Unfallhäufigkeit, Dauer und Häufigkeit 
von Arbeitskämpfen. 
Menschliches Arbeiten im erwerbswirtschaftlichen Sinne 
impliziert zumindest einen Erfüllungsprozeß für in den 
Arbeitsplatzprofilen festgelegte Postulate (z. B. Leistungs-
ziele, Anwesenheit am Arbeitsort, Arbeitsbereitschaft), 
wobei die Festlegung der Profilelemente mit Postulatscha-
rakter sich von völlig autonomer Setzung durch den Er-
werbstätigen über seine Mitwirkung daran, über kom-
parator- und/oder vertragsmäßige Einigung, über mehr 
oder weniger vollständige Akzeptanz bis hin zur bedin-
gungslosen und vollständigen Hinnahme bewegen kann. 
Konstitutiv für erwerbswirtschaftliehe Arbeit in diesem 
Sinne ist ein Interaktionsverhältnis zwischen Erwerbs-
tätigen, Arbeitsplätzen und Postulatserfüllung, z. B. durch 
Aufgabenerledigung. Erwerbswirtschaftliche Arbeit setzt 
also Arbeitsplätze und einen Beitrag zum Produktions-
prozeß voraus. Dabei ist menschliches Arbeiten nicht nur 
zu sehen als Mobilisierung von Leistungsvermögen und 
Produktivkraft für Produktionen/Einkommenserwerb, 
sondern auch als Daseinsform, als eine Möglichkeit zur 
Eigenidentifikation, Partizipation sowie zur personalen 
und sozialen Entfaltung. Arbeit umfaßt also auch den 
Erfüllungsprozeß für die in den Problemfeldern [19] ff. 
angelegten Bedarfe, Ziele und Erwartungen. 
Der Arbeitsprozeß bedarf der Organisation, die sich in 
räumlicher, zeitlicher, sachlicher, technischer und personel-
ler Hinsicht auf Arbeitsteilung, Arbeitszerlegung und Ar-
beitsverbindung erstrecken kann. Im Rahmen der Organi-
sation ist die Steuerung des Arbeitsprozesses von Bedeu-
tung, die sowohl im Hinblick auf Erwerbstätige als auch 
auf Arbeitsplätze von vollständiger Fremdsteuerung (z. B. 
durch Arbeitsplatzeigner, Unternehmer bzw. Unterneh-
mensleitungen, Tarifparteien, Aufsichtsbehörden) über 
partizipierende Steuerung bis hin zur Selbststeuerung 
reicht (z. B. Selbständige, Angehörige bestimmter freier 
Berufe; erwerbswirtschaftliche Arbeit im Rahmen von 
Werkverträgen; individuelle, kollektive und/oder koope-
rative Eigenregie der Arbeitenden; Arbeitsverhältnisse, 
die zum Teil selbständige, zum Teil abhängige Arbeit in 
einer Person umfassen). Wesentlicher Bestandteil der 
Steuerung ist die Kontrolle des Ablaufs, des Vollzuges und 
des Ergebnisses von Arbeitsprozessen. 
Aufgrund der sozioökonomischen und technologischen 
Entwicklung unterliegt der Arbeitsprozeß dynamischen 
Veränderungen und Innovationen, deren Wirkungs- und 
Bedingungsgefüge insbesondere im Hinblick auf Erwerbs-
tätige, Arbeitsplätze und deren Zusammenwirken weiter 
zu klären ist. 
Im Rahmen ihrer Qualifikations- und Arbeitskraftprofile 
stellen Erwerbstätige dem Arbeits- und Produktionspro-
zeß insbesondere geistiges und körperliches Leistungsver-
mögen, ihre Zeit, ihre Arbeitsbereitschaft und -motivation, 
ihre Anwesenheit an einem Arbeitsplatz, ihre Einsatzbe-
reitschaft im Bedarfsfall, einen bestimmten Grad der Iden-
tifikation mit der Aufgabe, Lernwillen und eine bestimmte 
Bereitschaft zur Änderung ihrer Arbeitskraftprofile zur 
Verfügung. Für den mengenmäßigen und qualitativen 
Einsatz der Profilvermögen von Erwerbstätigen ist zu 
klären, was und wieviel von ihrem potentiellen Arbeits-
handeln im Arbeitsprozeß eingesetzt und abgerufen wird, 
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wird, ob dies nur bei den jeweiligen Arbeitsplätzen erfolgt 
oder ob sowohl Erwerbstätigen- als auch Arbeitsplatzpro-
fil-Flexibilität ausgenutzt werden. Von Interesse ist dabei 
das jeweilige Verhältnis von realisierter zu noch möglicher 
Gesamtf lexibilität und der jeweilige Grad ihrer Ausschöp-
fung. Denkbar sind auch Profilkombinationen, die durch 
überstehende Profile auf der einen oder anderen Seite ge-
kennzeichnet sind oder bei denen sich ein Deckungsver-
hältnis erst im Zuge des Produktionsprozesses bildet. 
Problematisch ist bei dem Interaktionsverhältnis u. a., 
welche Bedingungen und Wirkungen auftreten, wer sie 
setzt bzw. auslöst und wer sie hinnehmen muß. Prinzipiell 
bestehen also auf der Erwerbstätigen- wie auf der Arbeits-
platzseite Einwirkungs- und Beeinflussungsmöglichkeiten 
auf die jeweils anderen Profile und auf die Profilkombi-
nation. Arbeitskraft- und arbeitsplatzseitig ist dabei zu 
klären, wer agiert bzw. reagiert (z. B. Erwerbstätige, ihre 
Interessenverbände in- und außerhalb der Organisations-
einheit, andere gleich-, über- oder untergeordnete Arbeits-
platzinhaber, Beschäftigter, Arbeitsplatzeigner, Vorge-
setzte, Management, Arbeitsplatzorganisateure, Unter-
nehmensverbände oder auch der Arbeitsplatz allein durch 
seine Technostruktur). 
Eine Eigentümlichkeit der Profilallokation liegt darin, daß 
bei dem Arbeitsplatzprofilelement Aufgabe bzw. Lei-
stungsziel bestehende Flexibilitäten (z. B. geringe Be-
stimmtheitsgrade der Leistungsziele, weitgehend offene 
Aufgabengebiete) in besonderem Maße zur Herstellung 
und zum Bestand des jeweiligen Kombinationsverhältnis-
ses beitragen. Sofern die Kombination nur unter Ausnut-
zung vorhandener Flexibilitätsspielräume herbeigeführt 
werden kann, stellt sich die Frage, welche Seite mit wel-
chen Kosten und Erträgen Flexibilitätsbeiträge leisten will 
oder muß und wie diese untereinander geteilt sowie ggf. 
auf Dritte verteilt werden. 

39.2 Produktion von Gütern und Diensten, Aufgaben-
erledigung, Arbeitsprozeß 
Nachdem die arbeitswirtschaftlichen Profilkombinationen 
etabliert worden sind, werden sie nun im Produktions-
prozeß eingesetzt. Als charakteristische Bestimmungs-
gründe des Produktionsprozesses kommen in Betracht: 
— Technische Einrichtungen, Kapitalausstattung, Investi-

tionen,   technisch-organisatorisches   Know-how,   Be-
triebs- und Arbeitsmittel, Bezugspunkte und Gegen-
stände der Arbeit wie Sachen, Symbole, Menschen; 

— Fertigungs-,    Produktionsverfahren,    Technisierungs-
und Mechanisierungsgrad; 

— Art der Tätigkeit, wie z. B. Planung, Vorbereitung, 
Fertigung,  Dienste  leisten,  Verteilen,  Nachbereiten, 
Kontrollieren, Reparieren, Warten; 

— Aufbau- und Ablauforganisation des Arbeitsprozesses, 
Kooperationsformen, Einzel-, Gruppenarbeit, Arbeits-
gestaltung, Arbeitsteilung, Arbeitszerlegung. 

In den Produktionsprozeß gehen sowohl die Ziele von 
Erwerbstätigen und Arbeitsplatzeignern bzw. -anbietern 
als auch bestimmte Prinzipien der Zielerreichung ein. Es 
bedarf spezifischer Kriterien, ob und inwieweit die jewei-
ligen Zielbündel und Verwirklichungsprinzipien im 
Produktionsprozeß zum Tragen kommen und erreicht 
werden. Für Erwerbstätige können solche Kriterien sein: 
Arbeitsplatzsicherheit, hohe, gleichmäßig steigende Löhne, 
vollwertige Arbeit, lernintensive Arbeitsprozesse, Arbeits-
zufriedenheit, Mitwirkungsrechte, Selbstbestätigung bis 
hin zur Selbstverwirklichung. Für Arbeitsplätze können 

solche Kriterien sein: Produktivität, technische Effizienz, 
Rentabilität, Wirtschaftlichkeit, Kapazitätsauslastung, 
Realisierungsgrad der Produktions- und Leistungsziele, Ab-
sentismus, inner- und außerbetriebliche Arbeitsplatzwech-
sel (Zahl der Personen, Häufigkeit des Wechsels), Gefähr-
lichkeitsgrad, Unfallhäufigkeit, Dauer und Häufigkeit 
von Arbeitskämpfen. 
Menschliches Arbeiten im erwerbswirtschaftlichen Sinne 
impliziert zumindest einen Erfüllungsprozeß für in den 
Arbeitsplatzprofilen festgelegte Postulate (z. B. Leistungs-
ziele, Anwesenheit am Arbeitsort, Arbeitsbereitschaft), 
wobei die Festlegung der Profilelemente mit Postulatscha-
rakter sich von völlig autonomer Setzung durch den Er-
werbstätigen über seine Mitwirkung daran, über kom-
parator- und/oder vertragsmäßige Einigung, über mehr 
oder weniger vollständige Akzeptanz bis hin zur bedin-
gungslosen und vollständigen Hinnahme bewegen kann. 
Konstitutiv für erwerbswirtschaftliche Arbeit in diesem 
Sinne ist ein Interaktionsverhältnis zwischen Erwerbs-
tätigen, Arbeitsplätzen und Postulatserfüllung, z. B. durch 
Aufgabenerledigung. Erwerbswirtschaftliche Arbeit setzt 
also Arbeitsplätze und einen Beitrag zum Produktions-
prozeß voraus. Dabei ist menschliches Arbeiten nicht nur 
zu sehen als Mobilisierung von Leistungsvermögen und 
Produktivkraft für Produktionen/Einkommenserwerb, 
sondern auch als Daseinsform, als eine Möglichkeit zur 
Eigenidentifikation, Partizipation sowie zur personalen 
und sozialen Entfaltung. Arbeit umfaßt also auch den 
Erfüllungsprozeß für die in den Problemfeldern [19] ff. 
angelegten Bedarfe, Ziele und Erwartungen. 
Der Arbeitsprozeß bedarf der Organisation, die sich in 
räumlicher, zeitlicher, sachlicher, technischer und personel-
ler Hinsicht auf Arbeitsteilung, Arbeitszerlegung und Ar-
beitsverbindung erstrecken kann. Im Rahmen der Organi-
sation ist die Steuerung des Arbeitsprozesses von Bedeu-
tung, die sowohl im Hinblick auf Erwerbstätige als auch 
auf Arbeitsplätze von vollständiger Fremdsteuerung (z. B. 
durch Arbeitsplatzeigner, Unternehmer bzw. Unterneh-
mensleitungen, Tarifparteien, Aufsichtsbehörden) über 
partizipierende Steuerung bis hin zur Selbststeuerung 
reicht (z. B. Selbständige, Angehörige bestimmter freier 
Berufe; erwerbswirtschaftliche Arbeit im Rahmen von 
Werkverträgen; individuelle, kollektive und/oder koope-
rative Eigenregie der Arbeitenden; Arbeitsverhältnisse, 
die zum Teil selbständige, zum Teil abhängige Arbeit in 
einer Person umfassen). Wesentlicher Bestandteil der 
Steuerung ist die Kontrolle des Ablaufs, des Vollzuges und 
des Ergebnisses von Arbeitsprozessen. 
Aufgrund der sozioökonomischen und technologischen 
Entwicklung unterliegt der Arbeitsprozeß dynamischen 
Veränderungen und Innovationen, deren Wirkungs- und 
Bedingungsgefüge insbesondere im Hinblick auf Erwerbs-
tätige, Arbeitsplätze und deren Zusammenwirken weiter 
zu klären ist. 
Im Rahmen ihrer Qualifikations- und Arbeitskraftprofile 
stellen Erwerbstätige dem Arbeits- und Produktionspro-
zeß insbesondere geistiges und körperliches Leistungsver-
mögen, ihre Zeit, ihre Arbeitsbereitschaft und -motivation, 
ihre Anwesenheit an einem Arbeitsplatz, ihre Einsatzbe-
reitschaft im Bedarfsfall, einen bestimmten Grad der Iden-
tifikation mit der Aufgabe, Lernwillen und eine bestimmte 
Bereitschaft zur Änderung ihrer Arbeitskraftprofile zur 
Verfügung. Für den mengenmäßigen und qualitativen 
Einsatz der Profilvermögen von Erwerbstätigen ist zu 
klären, was und wieviel von ihrem potentiellen Arbeits-
handeln im Arbeitsprozeß eingesetzt und abgerufen wird, 
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inwieweit von den genannten Einsatzbestandteilen Ge-
brauch gemacht wird (z. B. Intelligenz, Zeit, Motivation, 
Gesundheit) oder ob sie verbraucht werden (z. B. Energie, 
Nerven-, Körperkraft, bestimmte Fertigkeiten). Schließ-
lich ist das Zurechnungsproblem zu klären, nämlich was 
und wieviel für das Arbeitsergebnis verwertet worden und 
in dieses eingegangen ist (z. B. „geronnene Arbeit“, ver-
gegenständlichte Arbeit). 
Wie bereits bei den formalen Konstruktionsprinzipien 
dargelegt, ist es in diesem Problemfeld unerläßlich, dyna-
mische Prozesse und Rückkoppelungen zu berücksichtigen. 
Im Zuge des Produktionsprozesses ergeben sich in isolier-
ter Betrachtung vielfältige Wirkungen auf Erwerbstätige: 
— Globale Wirkungen auf Erwerbstätige als Personen, 

gleichsam auf ihre Persönlichkeitsprofile, können sein: 
Unter- oder Überforderung, adäquate Forderung, un-
regelmäßige   Forderung;   Arbeitsfreude,   Arbeitsleid; 
Erfolgs-,   Mißerfolgserlebnisse;   Zufriedenheit,   Ent-
fremdung,  Selbstbestätigung  bis  hin zur  Selbstver-
wirklichung, Profilierung durch die Arbeit, Frustra-
tion, Resignation, Zerstörung der Arbeitsbereitschaft 
und  -motivation;  Verschleißerscheinungen,  Arbeits-
unfälle, Gesundheitsschädigungen, Erwerbs- und Be-
rufsunfähigkeit, Invalidität; psychosomatische Störun-
gen, Lernstörungen, Adaptationsstörungen; Vereinsa-
mung, relative Verarmung, Betriebsblindheit, einseitige 
Betriebsbindungen und Abhängigkeiten bis hin zur to-
talen   Vereinnahmung;   Veränderungen   der   Werte-
hierarchien im Hinblick auf Bewertung und Wertig-
keit erwerbswirtschaftlicher Arbeit. 

— Wirkungen auf Profile und Profilelemente von Er-
werbstätigen umfassen quantitative und qualitative 
Veränderungen der Arbeitskraft- und Qualifikations-
profile sowie der zugehörigen Flexibilitäten, die in 
[22] und [25] beschrieben worden sind. Zusätzliche 
Profilelemente können prinzipiell dem vorhandenen 
Profil hinzugefügt werden (z. B. erstmalige Ansprüche 
an Arbeitsplatzsicherheit, zusätzlich bestimmte Kennt-
nisse, bestimmte Fertigkeiten). Dabei soll gelten, daß 
einmal vorhandene Profilelemente der Erwerbstäti-
gen nicht eliminiert werden können, selbst wenn ihre 
Höhe null wird. Derartige Profilelemente gelten als 
ruhend und sind u. U. reaktivierbar. Bei Verlust der 
Sehkraft durch Betriebsunfall soll z. B. durch die Bei-
behaltung des Arbeitskraftprofilelementes „Sehen“ mit 
der Höhe null dokumentiert werden, daß der/die Er-
werbstätige vorher sehen konnte und daß zuvor er-
worbene Erfahrungen durch Sehen noch vorhanden, 
einsetzbar und bei Arbeitsplatzprofilen zu berücksich-
tigen sind. 
Beispiele für veränderte Arbeitskraftprofile sind Weg-
fall der Bereitschaft zu Überstunden, Wunsch nach Teil-
zeitarbeit, veränderte Anspruchsniveaus an Gratifika-
tionen, an Arbeitsplatzsicherheit, der Wunsch nach 
Mitwirkungsmöglichkeiten in erwerbswirtschaftlicher 
Arbeit. Beispiele für veränderte Qualifikationsprofile 
sind Spezialisierungen, Höherqualifizierungen, Uber-
qualifizierungen, betriebsspezifische Ausrichtung des 
Qualifikationsprofils, De- und Entqualifizierungspro-
zesse. 

— Wirkungen auf den Bereich außerhalb erwerbswirt-
schaftlicher Arbeit können sein: Intergenerationsmobi- 
lität, Auf- und Abstieg in der sozialen Schichtzugehö-
rigkeit; Unvereinbarkeit der Anforderungen in den 
unterschiedlichen Lebensbereichen bei gegebenen Struk-
turen wie Erwerbstätigkeit lediger Mütter mit unver- 

sorgten Kleinkindern. Zunehmende Wahlfreiheiten 
außerhalb erwerbswirtschaftlicher Arbeit steigern die 
Ansprüche an den Arbeitsprozeß, die Priorität für 
erwerbswirtschaftliche Arbeit im Leben gewinnt oder 
verliert an Bedeutung. 

— Im Zuge des Produktionsprozesses ergeben sich grund-
sätzliche Wirkungen auf alle Arbeitsplatzprofile. Zu-
nächst werden nur Veränderungen der Arbeitsplätze 
betrachtet, ihr Untergang wird gesondert behandelt. 

— Wirkungen auf Arbeitsplatzprofile können sein: 
Verminderung der Höhe einzelner oder mehrerer ma-
teriell-technischer Profilelemente (z. B. Betriebsmittel) 
durch natürlichen Verschleiß und Abnutzung; Verän-
derung der Anordnung und/oder Gewichtung der Pro-
filelemente, z. B. neue Aufgabenschwerpunkte; Ver-
änderung der Anzahl der Profilelemente, z. B. der 
Arbeitsplatz wird mit Weisungsbefugnis ausgestattet, 
Veränderung der Entlohnungsform, z. B. durch Über-
gang vom Zeitlohn zum Akkordlohn; Veränderungen 
der Profilflexibilitäten, z. B. Übergang von gleitender 
zu starrer Betriebszeit und umgekehrt oder eine bisher 
starre Entlohnungsform wird zur Disposition gestellt. 
Durch die Bindung der Arbeitsplatzprofile an bestimmte 
Investitions- und/oder Technologiejahrgänge entsteht 
durch Investitionen in Arbeitsplätze ein qualitatives 
Gefalle zwischen den Arbeitsplätzen, so daß einzelne 
von ihnen im Verhältnis zu anderen veraltet sind. Für 
Fortbestehen oder Untergang solcher Arbeitsplätze 
sind u. a. Rentabilitätsgesichtspunkte maßgebend. Der 
Ausschluß möglicher, notwendiger oder wünschens-
werter Arbeitsplatzprofiländerungen z. B. durch Pa-
tent- und Lizenzrestriktionen, Marktbeherrschung 
oder Rationalisierungsverbote kann zu einer „Ver-
krustung“ der Arbeitsplatzprofile und der Arbeits-
platzstrukturen führen. Von großem Interesse in die-
sem Zusammenhang ist die Frage, von wem diese Ar-
beitsplatzänderungen ausgehen und welcher Arbeits-
platzgestaltungseffekt für die Erwerbstätigen besteht. 

— Die Veränderungen des  Kombinations-  und  Inter-
aktionsverhältnisses zwischen Erwerbstätigen und Ar-
beitsplätzen im Produktionsprozeß, die von den Pro-
filen der Erwerbstätigen und der Arbeitsplätze und/ 
oder von deren Einsatz ausgehen, umfassen folgende 
Vorgänge: 
O Die jeweils einseitige Anpassung an das jeweils an-
dere, vorgegebene Profil (z. B. lärmempfindliche Er-
werbstätige an ehemals ruhigen Arbeitsplätzen müs-
sen eine geräuschvollere Arbeit hinnehmen; eine einge-
schränkte Erwerbsfähigkeit zieht eine Senkung der 
Leistungsziele und damit eine Produktionsminderung 
nach sich). 
O Beidseitige Anpassung beider Profile aneinander 
(z. B. Auftragsmangel führt zu Kurzarbeit der Er-
werbstätigen und zur Einschränkung der Betriebszeit 
an Arbeitsplätzen, ein Auftragsstoß führt zu zeitwei-
ligen Sonderschichten an Arbeitsplätzen und zu Über-
stunden der Erwerbstätigen). 
O Ein- oder beidseitige Profiländerungen können 
auch zu Profilüberlappungen ohne weitere Anpas-
sungsprozesse führen (z. B. die Erwartungen der Er-
werbstätigen an Arbeitsplatzsicherheit können nicht 
eingelöst werden). 
Eine Frage ist, ob Kombinationen, die durch die ge-
nannten Profilanpassungen gekennzeichnet sind, Be-
stand haben. 
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Im Zuge des Produktionsprozesses können sich eine Reihe 
von Änderungen des Interaktionsverhältnisses zwischen 
Erwerbstätigen und Arbeitsplätzen ergeben. Veränderun-
gen in der Effizienz dieses Verhältnisses können durch 
höhere oder geringere Arbeitsintensitäten, d. h. mehr oder 
weniger erwerbswirtschaftliche Arbeit von Erwerbstätigen 
im Verhältnis zum Einsatz der Komplementärfaktoren 
(Leistungen von nicht-menschlichen Produktionsfaktoren, 
Güter und Dienste als Vorleistungen aus anderen Syste-
men) bedingt sein. So führt z. B. eine Arbeitszeitverkür-
zung nicht notwendig zu weniger effizienten Arbeits-
prozessen, wenn gleichzeitig die Arbeitsgeschwindigkeiten 
der Erwerbstätigen steigen. Nicht selten wird aus tech-
nischen, ökonomischen und sozialen Effizienzgründen in 
das Interaktionsverhältnis eingegriffen, was beispiels-
weise für Erwerbstätige zur Reduktion vielfältiger, ab-
wechslungsreicher, komplizierter, ausdifferenzierter, lern-
intensiver und kontaktreicher Arbeit auf einfache, mono-
tone, einsame, repetitive, zerteilte oder einseitige Arbeit, 
zu restriktiveren Arbeitsrollen und zu vorzeitigem Ver-
schleiß führen kann. 

Weiterhin wird im Laufe des Produktionsprozesses ein 
Gefalle von über-, unter- und gleichgeordneten Inter-
aktionsverhältnissen herbeigeführt und häufig immer wie-
der reproduziert, was sich im Fortbestehen von Hierar-
chien, Rangordnungen, Abhängigkeitsverhältnissen, Dis-
kriminierungen und unterschiedlichen Bewertungen mög-
licherweise identischer Arbeitsverhältnisse zeigt. Von Be-
deutung ist ferner, ob Interaktionsverhältnisse allein, iso-
liert oder miteinander verbunden z. B. in additiver, kom-
plementärer oder sequentieller Weise bestehen. Gleich-
zeitig können sich die Konkurrenzverhältnisse innerhalb 
dieses Gefälles ändern. Es laufen Privilegierungs- und 
Entprivilegierungsprozesse ab durch Zuweisung, Sicherung 
oder Entzug von Gewohnheits-, Sanktions- und Mitwir-
kungsrechten, Weisungsbefugnissen, durch rechtzeitigen, 
vollständigen und systematischen Zugang zu Informatio-
nen sowie durch nicht positionsbezogene Ansprüche usw. 
Die Interaktion zwischen Erwerbstätigen und Arbeits-
plätzen zur Aufgabenerledigung bringt u. U. eine Zuord-
nung zu, eine Anpassung an oder einen Abgleich auf die 
Normen-, Rollen- und Herrschaftsstrukturen der Produk-
tionsinstanzen mit sich. Von elementarer Bedeutung ist, 
ob und inwieweit die Bestimmungsgrößen des Produk-
tionsprozesses (Nachfrage nach Gütern und Diensten, 
Absatzstrategien, Investitionen, technischer Fortschritt, 
nationale und internationale Konkurrenzverhältnisse, 
terms of trade) auf die Interaktionsverhältnisse durch-
schlagen. Zu klären ist insbesondere, ob, inwieweit und auf 
welche Art und Weise ein Nachfrageeinbruch auf welche 
Interaktionsverhältnisse wirkt. 

Wenn eine Produktionsveränderung im Sinne von Aus-
weitung, Verminderung, Aussetzung und Vorverlagerung 
sowie Umschichtung zu bewältigen ist und wenn die da-
von betroffenen Interaktionsverhältnisse nicht entspre-
chend geändert werden, so ist nach den Entscheidungs-
prozessen und den ihnen zugrundeliegenden Strategien 
zu fragen. Wenn die Zahl der Arbeitsverhältnisse und ihr 
Ausschöpfungsgrad aufrechterhalten bleiben sollen, dann 
sind ggf. entweder höhere Lagerbildung oder zusätzlicher 
Eigenverbrauch geboten. Wenn zusätzlich der Ausschöp-
fungsgrad vermindert werden soll (z. B. mit Kurzarbeit 
im weitesten Sinne, geringeren Arbeitsintensitäten), 
kommt die Hinnahme von Produktivitätseinbußen hinzu. 
Schließlich können betriebliche Maßnahmen in die Menge 
der Interaktionsverhältnisse selbst eingreifen. 

Übergeordnete Kalküle für die jeweiligen Maßnahme-
bündel und Strategien könnten z. B. längerfristige Pro-
duktions- oder Investitionspläne, personalwirtschaftliche 
Überlegungen, sozialpolitische Zwänge, Prestigegesichts-
punkte, politische Rücksichten, Rahmenbedingungen usw. 
sein. Die Auswirkungen dieser Maßnahmen können sich 
u. a. in den Kosten, Preissetzungen, Erlösen, Erträgen, 
Einkommen (Kontrakt-, Residualeinkommen) und in den 
nachfolgenden Entscheidungen zeigen. Überbetriebliche 
Auswirkungen betreffen u. a. das sozialpolitische Klima, 
die Einigungsbereitschaft bei Tarifabschlüssen und -kon-
f likten und die allgemeine Arbeitsmarktlage. 
Während im Zuge des Industrialisierungsprozesses bei der 
ökonomischen Gestaltung der Interaktionsverhältnisse 
hauptsächlich technologische und produktionstechnische 
Kalküle maßgebend waren, wird nunmehr darüber hinaus 
in der Öffentlichkeit, in der politischen und wissenschaft-
lichen Diskussion gefordert, zunehmend den Persönlich-
keits-, Qualifikations- und Arbeitskraftprofilen Rechnung 
zu tragen (Humanisierung der Arbeitswelt, Anpassung 
der Arbeit an die Arbeitskräfte). 
Die Bedingungen, unter denen das Interaktionsverhältnis 
abläuft und die bisweilen als „Arbeitsbedingungen“ be-
zeichnet werden, stellen im Sinne dieses Bezugssystems 
Bestandteile der Arbeitsplatz- und Erwerbstätigenprofile 
dar und konkretisieren sich erst im Zusammenwirken 
zwischen bestimmten Profilkombinationen und den kodi-
fizierten wie nicht kodifizierten Rahmenbedingungen. 
Wenn beispielsweise die Betriebszeit Nachtarbeit ein-
schließt und wenn Erwerbstätige jeweils zwischen Tag-
oder Nachtarbeit wählen können, so liegt mit einer ge-
nauen zeitlichen Fixierung der Arbeitszeit eine Arbeits-
bedingung fest, es sei denn die kodifizierte Arbeitszeit-
ordnung schließt bestimmte Erwerbstätige von dieser Ar-
beitszeit aus, z. B. Nachtarbeitsverbot von Arbeiterinnen. 
Über die Rahmenbedingungen bestehen vielfältige Ge-
staltungsmöglichkeiten der Arbeitsprozesse. 
Eine Problematik, die hier trotz ihrer Bedeutung nicht 
weiter ausgelotet werden kann, ist ferner der Zusammen-
hang zwischen erwerbswirtschaftlicher Arbeit und den 
anderen Lebensbereichen eines Erwerbstätigen (am Bei-
spiel von Nachtarbeitern zeigt sich, daß das Familienleben 
durch unterschiedliche Arbeits-, Ruhe- und Schlafzeiten 
erheblich beeinträchtigt wird, daß deren Teilnahme an 
überwiegend auf den Tag beschränkten sozialen und ge-
sellschaftlichen Aktivitäten eingeschränkt ist oder unmög-
lich wird und daß ihr biologischer Lebensrhythmus gestört 
werden kann). 
Schließlich ist die Stabilität der Interaktionsverhältnisse 
zu prüfen und zu erklären, wie lange sie fortbestehen, 
wann und für welche Zeiträume sie unterbrochen werden 
und wann sowie für wen sie endgültig aufgelöst werden. 
Grundsätzlich gilt, daß nicht jede Störung der Inter-
aktionsverhältnisse wie z. B. 
— von Seiten der Erwerbstätigen durch Urlaub, Krank-

heit, Ausfall- und Fehlzeiten, Absentismus,  „Dienst 
nach Vorschrift“, Arbeitsverweigerung, Arbeitsnieder-
legung,   Streik,   Freistellung  von  erwerbswirtschaft-
licher Arbeit zu Bildungszwecken, sonstige Arbeits-
freistellungen wie Sonderurlaub; 

— von seiten der Arbeitsplätze durch technischen Ausfall 
der maschinellen Anlagen, Wartungszeiten, Repara-
turen, fehlende Zulieferungen an Vorleistungen, vor-
übergehende Aussetzung der Aufgabenerledigung, Be-
triebsferien, Aussperrung; 
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— von seiten der Produktion durch saisonale, kurzfristige 
Produktionseinschränkungen,    Kurzarbeit,    Schlecht-
erfüllungen der Leistungsziele, Ausschußproduktion 

unbedingt zu einer Beendigung der betroffenen Arbeits-
verhältnisse führen muß. Vertraglich fixierte und in Voll-
zug gesetzte Kombinationen zwischen Erwerbstätigen und 
Arbeitsplätzen können dann nicht fortbestehen, wenn die 
Vertrags- und Interaktionsbasis zerbricht. Dies kann be-
dingt sein durch: 
— Erwerbstätige, die sterben, aus dem Erwerbsleben aus-

scheiden,  aus den unterschiedlichsten Gründen kün-
digen oder entlassen werden, erwerbs- oder berufs-
unfähig werden, für ihr spezielles Interaktionsverhält-
nis ungeeignet werden oder als solche bezeichnet wer-
den; 

— Arbeitsplätze, die verschlissen sind, stillgelegt, ver-
lagert oder wegrationalisiert worden sind; 

— Änderung der kodifizierten Rahmenbedingungen, die 
bestimmte   Interaktionsverhältnisse   nicht   mehr   er-
lauben; 

— Wegfall  der  Produktionsgrundlage,  weil  z.  B.  die 
Produktionsinstanz sich in Konkurs oder Liquidation 
befindet, weil die Produktion eingestellt worden oder 
aufgrund der Rahmenbedingungen nicht mehr möglich 
ist, weil eine Betriebsverlagerung oder Betriebszusam-
menlegung stattgefunden hat. In diesen Fällen können 
die betroffenen Arbeitsplätze weiter bestehen, doch 
es bedarf zu ihrer Weiterexistenz und Wiederbesetzung 
neuer Entscheidungen. 

Über nicht erledigte Arbeitsaufgaben und disponible 
Arbeitsplätze wird in [40], über die Fortsetzung be-
stimmter Arbeitsverhältnisse, deren Basis zerbrochen ist, 
wird in [41] entschieden. 
An dieser Stelle des Schemas kommt ein mehrstufiger Ent-
scheidungsprozeß über Substitution und Mobilität zum 
Abschluß. Folgende Aspekte sind zu unterscheiden: 
— Die im Arbeitsplatz- bzw. Arbeitskraftprofil enthalte-

nen Möglichkeiten für Substitution bzw. Mobilität; 
— die Bereitschaften  der Arbeitsplatzeigner bzw.  der 

Arbeitskräfte,   diese   Substitutions-   und  Mobilitäts-
potentiale auszuschöpfen; 

— die im Komperator evtl. erforderlichen Abstriche an 
den Möglichkeiten und an den Ausschöpfungsbereit-
schaften; 

— die im Vertragsverhältnis vereinbarten Substitutions-
und Mobilitätsprozesse; 

— die bei der Herbeiführung der Interaktion zwischen 
Erwerbstätigen und Arbeitsplätzen erfolgende Substi-
tution auf der Arbeitsplatzseite und Mobilität auf der 
Seite der Erwerbstätigen; 

— die im Arbeitsvollzug vorgenommenen Substitutionen 
bei  den Arbeitsplätzen und Mobilitätsvorgänge bei 
den Erwerbstätigen. 

Zur Ermittlung und Erklärung realer Substitutions- und 
Mobilitätsvorgänge sollten möglichst alle geschilderten 
Aspekte miteinander verglichen werden. 
Das Problemfeld [39] weist sechs Ausgänge auf: 
— Die im Zuge der Interaktion von Erwerbstätigen und 

Arbeitsplätzen zusammen mit Vorleistungen produ-
zierten Güter und Dienste, die als erledigte Aufgaben 
zum   Produktionsprozeßergebnis   zusammenzufassen 
sind; 

— die Erwerbstätigkeit, die interner und externer Bewer-
tung zugeführt wird; 

 

— die bei den gegebenen Arbeitsplatz- und Arbeitskraft-
profilen,    Entscheidungsspielräumen    und    Kombi-
nationsformen nicht kombinierbaren Erwerbstätigen; 

— die zwar kombinierten, aber aus gelösten Interaktions-
verhältnissen kommenden Erwerbstätigen; 

— die unter den genannten Bedingungen nicht kombi-
nierbaren Aufgaben; 

— die bereits kombinierten, aber bei gegebenem Zeit-
horizont nicht erledigten Aufgaben. 

[40] Entscheidung über nicht erledigte Arbeitsaufgaben, dis-
ponible Arbeitsplätze 
Arbeitsplätze und ihnen entsprechende Arbeitsaufgaben 
gelangen in [40], weil sie in [38] nicht kombinations-
gerecht geändert werden konnten, weil sie in [39] nicht 
mit Erwerbstätigen kombiniert werden konnten/sollten 
oder weil bestehende Kombinationen auf Wunsch der 
Erwerbstätigen, gegen ihren Willen oder in beiderseitigem 
Einvernehmen materiell aufgelöst wurden. In allen drei 
Fällen kann die vertraglich fixierte Einigungsformel über 
die Kombination zwischen Erwerbstätigem und Arbeits-
platz mit zugehöriger Produktionsaufgabe nicht fort-
bestehen, sie ist endgültig aufgelöst. Die hinter diesen 
Kontrakten stehenden Profile von Erwerbstätigen und 
Arbeitsplätzen sowie das in ihnen repräsentierte, aber so 
nicht mehr realisierbare Produktionsvermögen stehen zur 
Disposition. 
Aus [39] steht fest, inwieweit die in den freigewordenen 
Arbeitsplatzprofilen festgelegten Leistungsziele erreicht 
und inwieweit zugehörige Produktion beeinträchtigt wor-
den sind. In Fällen, in denen die gesetzten Produktions-
und/oder Leistungsziele nicht erreicht wurden, ist zu ent-
scheiden, ob und ggf. inwieweit diese Ziele weiter verfolgt 
werden sollen, vorübergehend ruhen oder definitiv ent-
fallen müssen. 
Falls sie weiter bestehen, ist zu prüfen, ob ihre Erreichung 
durch einen erneuten Durchlauf durch [37] und [38] mög-
lich erscheint oder ob eine neue Erledigungsform in [10] 
bis [12] gefunden werden muß (vgl. die jeweiligen Aus-
gänge). 
Die Rückführung über [37] ff. bietet sich an, wenn im 
Rahmen der Flexibilitätsspielräume der vorhandenen Ar-
beitsplätze, im Rahmen der vertraglichen Möglichkeiten 
und der Änderbarkeiten von Arbeitsplatzprofilen in [38] 
sowie im Rahmen der möglichen Zuordnungsprozesse in 
[39] eine Aufgabenerledigung möglich erscheint. Dies 
kann durch innerbetriebliche Wiederbesetzung des Arbeits-
platzes oder durch Umverteilung der Aufgabe auf andere 
besetzte Arbeitsplätze erfolgen (z. B. durch Überstunden, 
Zusatzschichten, Vertretungen, Aushilfen, Arbeitnehmer-
überlassung). Die Rückführung über [10] ff. bietet sich an, 
wenn eine grundlegende Neuorganisation der Arbeits-
aufgaben bzw. Arbeitsplätze erforderlich geworden ist. 
Schließlich ist danach zu fragen, wie der betroffene Ar-
beitsplatz bzw. der „Rest“ des Arbeitsplatzprofils zu 
charakterisieren ist und was aus ihm werden soll. Der 
Arbeitsplatz bzw. der Rest kann entfallen und unter-
gehen, seine weitere Ausschöpfung kann vorübergehend 
nicht gewollt/nicht möglich sein oder er kann in [10] bis 
[12] zur Disposition gestellt werden. Eine Problematik 
besteht ferner darin, daß nicht ausgeschöpfte Arbeitsplätze 
im materiellen Sinne eine Zeitlang fortbestehen können, 
obwohl ihre Wiederbesetzung unter den gegebenen Um-
ständen (z. B. durch denselben Arbeitsplatzeigner) nicht 
in Frage kommt bzw. völlig offen ist (stille Arbeitsplatz- 
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reserve). So kommt es mitunter vor, daß trotz der Ent-
scheidung, freigewordene Arbeitsplätze nicht wieder zu 
besetzen, diese nicht aus dem Stellenplan gestrichen wer-
den. 
Festzuhalten bleibt noch, daß in [40] auch jene Arbeits-
plätze erfaßt werden, die während des Produktions-
prozesses „verschlissen“ werden und untergehen. 
Der Kompetenzverteilung bei der Entscheidung über den 
weiteren Fortgang der Aufgabenerledigung und das Fort-
bestehen nicht ausgeschöpfter Arbeitsplätze kommt be-
sondere Bedeutung zu. 

[41] Entscheidung über die Fortsetzung bestimmter Vertrags-
verhältnisse 
In [41] wird darüber entschieden, ob die Vertragsverhält-
nisse von Erwerbstätigen, deren Kombination für den 
Produktionsprozeß während oder nach der Vorbereitungs-
zeit in [38] nicht mehr gewollt ist (z. B. werden betrieb-
lich Ausgebildete nicht in ein Arbeitsverhältnis übernom-
men oder sie verzichten darauf), deren Kombination in 
[39.1] nicht herbeigeführt werden kann oder deren Inter-
aktionsverhältnis in [39.2] aufgelöst oder zur Modifika-
tion vorgesehen wurde, fortgesetzt werden. 
Die Problematik umfaßt zunächst die Frage nach dem 
Entscheidungsträger. Die Auflösung des Vertragsverhält-
nisses geht entweder vom Erwerbstätigen, von der anderen 
Vertragspartei (Arbeitsplatzeigner, -anbieter), von beiden 
zusammen oder aber von Dritten (z. B. Rechtsprechung) 
aus. Die Auflösungs- und Modifikationsgründe können in 
der Person, in den Profilen von Erwerbstätigen oder ihren 
Arbeitsplätzen, bei den Verfügungsberechtigten über Ar-
beitsplätze, in den Eigenschaften der Interaktionsverhält-
nisse, in den vertraglichen Vereinbarungen, in den Rah-
menbedingungen und in den äußeren Umständen liegen. 
Beispielsweise kommt Auflösung in Frage, wenn schwer-
wiegende Vertragsverletzungen vorliegen, Freisetzungen 
anstehen, Arbeitsbedingungen als nicht mehr zumutbar 
empfunden werden, Arbeitsplätze endgültig stillgelegt 
werden. Modifikationen kommen z. B. vor, wenn inner-
betrieblich Arbeitsplatzwechsel, Personalrotation, Um-
setzungen, Versetzungen, Abordnungen vorgenommen 
werden, wenn interne Personalrekrutierung für freie Ar-
beitsplätze vorherrscht, wenn Aufstieg, Abstieg, Status-
änderungen, Verbeamtung für die betroffenen Erwerbs-
tätigen anstehen. 
Für eine Fortsetzung von Arbeitsverhältnissen spricht vor 
allem, daß 
— erhebliche  Kosten  der  Auflösung  eintreten  können 

(z. B. Kündigungskosten, die mit der Institutionali-
sierung   des   Entlassungsvorgangs   verbunden   sind, 
eventuell notwendige Abfindungen, drohende Arbeits-
prozeßkosten), 

— Kosten der Wiederbeschaffung und -einstellung von 
Erwerbstätigen  wie  Such-  und  Informationskosten, 
Personalbeschaffungskosten, Einarbeitung und Kosten 
für die Prozesse in [38] und [39] anfallen, 

— Reserven von Erwerbstätigen zur kurzfristigen An-
passung an Produktionsschwankungen (z. B. Hortung 
von   Erwerbstätigen,   Leistungsreserven)   vorteilhaft 
sein können. 

Bei beiden Entscheidungen sind Regelungen, Vorschriften, 
Erschwernisse, Hemmnisse, Fristigkeiten und die Rahmen-
bedingungen zu beachten (z. B. Kündigungsschutz und -
fristen, Unkündbarkeiten, die Institutionalisierung des 

Entlassungsvorgangs wie Mitteilungspflichten, Mitwir-
kungsrechte, Berücksichtigung sozialer Entlassungskrite-
rien). Betriebliche Interessen an der Fortsetzung von Ar-
beitsverhältnissen zeigen sich in direkt an das Verhältnis 
gebundenen Leistungen wie Werkswohnungen, Zusatz-
gratifikationen, Betriebszugehörigkeitsprämien usw. 
Erwerbstätige, deren Verträge beendigt sind, sind auf 
außerbetrieblichen Arbeitsplatzwechsel, spätere Wieder-
einstellung, Arbeitslosigkeit oder Ausscheiden aus dem 
Erwerbsleben im Inland verwiesen (s. Problemfeld [37]). 
Über Erwerbstätige, deren Verträge fortbestehen sollen, 
wird in den Problemfeldern [37], [38] und [39] erneut 
befunden. 

[42] Produktionsergebnis, Güter und Dienste / interne Bewer-
tungen und Preisbildungen für die Produktion 
Das Produktionsergebnis stellt einerseits Güter und 
Dienste, andererseits Einkommen (s. Problemfeld [44]) 
dar. 
Eine wichtige Frage ist, ob und inwieweit die in [8] ge-
setzten Produktionsziele mengen- und/oder qualitäts-
mäßig erreicht oder verfehlt wurden, welche Gründe dafür 
maßgebend und welche Auswirkungen eingetreten oder 
infolge der Zielabweichung zu erwarten sind. Von zen-
traler Bedeutung ist außerdem, was diese Produktion 
gekostet hat und wie sie intern zu bewerten ist. Die interne 
Bewertung bildet zusammen mit den Erwartungen über 
die Nachfrage nach den Gütern und Diensten die Grund-
lage für die Preisangebote (Preissetzungen). Das Bewer-
tungsproblem umfaßt auch die Frage, ob und wie externe 
Kosten und Erträge der Produktion und ihrer Ergebnisse 
berücksichtigt werden. Schließlich lassen sich rechnerische 
Beziehungen zwischen dem Produktionsergebnis und dem 
Beitrag der Interaktionen von Erwerbstätigen und Arbeits-
plätzen (gesamter „Arbeitsinput“) sowie den partiellen 
Beiträgen der Erwerbstätigen und der Arbeitsplätze ab-
leiten: totale bzw. partielle Produktivitäten und Produk-
tionskoeffizienten als Kehrwerte. 
Diese Kennziffern sagen für sich allein genommen wenig 
aus. Sie können allerdings für Querschnittsvergleiche zwi-
schen Betrieben, Sektoren, Wirtschaftssystemen oder für 
zeitliche Entwicklungsvergleiche dienen. Mit der Erfassung 
statistischer Veränderungen ist noch keine Aussage über die 
zugrundeliegenden Ursachen gemacht. So kann die Er-
werbstätigenproduktivität u. a. beeinflußt sein durch: 
Konzentration, Übergang von Standard- zu Gleitzeit-
systemen, sektorale Struktureffekte, Aufrechterhaltung 
von Arbeitsverhältnissen bei Nachfrage- und Produktions-
rückgang (s. [39.2]). 

[43] Aufteilung des Produktionsergebnisses auf Investitionen, 
Eigenverbrauch, Lager und Absatz 
In [43] wird das Produktionsergebnis auf (Eigen-) 
Investitionen, z. B. selbsterstellte Anlagen, Eigenver-
brauch, z. B. entnommene Güter und Dienste, Lager, zum 
Absatz vorgesehene Güter und Dienste sowie Deputate 
aufgeteilt. 
Die arbeitswirtschaftliche Hauptproblematik wird in der 
Pufferfunktion der Lagerbildung gesehen. So können bei 
Absatzschwankungen geeignete Produktionsergebnisse 
auf/vom Lager genommen werden, um den Bestand von 
Arbeitsverhältnissen zu erhalten oder um nur einen Teil 
der Auswirkungen auf sie zu übertragen. 
Die für den Absatz vorgesehenen Güter und Dienste stel-
len das Angebot der Produktionseinheiten dar. 
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[44] Interne und externe Bewertung aller Beiträge zum Pro-
duktionsergebnis, insbesondere von Erwerbstätigen und von 
Arbeitsplätzen 
Mit der Produktion von Gütern und Diensten, die durch 
die Interaktion von Erwerbstätigen und Arbeitsplätzen 
sowie Vorleistungen entstanden sind, stellt sich die Frage 
nach den einzelnen und den entsprechenden Beiträgen der 
„Produktionsfaktoren“, ihrer internen und externen Be-
wertung sowie nach den möglicherweise daran zu orien-
tierenden Ansprüchen auf Einkommen und Gratifikatio-
nen. 
Zur Bewertung können alle oder nur bestimmte Profil-
elemente der Erwerbstätigen und/oder der Arbeitsplätze 
sowie ihre Beanspruchung in der Interaktion, im Arbeits-
prozeß herangezogen werden (z. B. Geschlecht, Ausbildung, 
Zertifikate, Verhaltensweisen, Orientierungen bei Erwerbs-
tätigen; Betriebszeiten der Arbeitsplätze, Kapitaleinsatz 
an Arbeitsplätzen, Standort; geleistete Arbeitsstunden, 
erbrachte Stückzahl pro Bewertungsperiode, intensitäts-
mäßige Abschreibungen). Einen Teil der Bewertungs-
problematik stellt die Zurechnung der Produktionsergeb-
nisse zu abhängigen und selbständigen Erwerbstätigen, 
Arbeitsplätzen, Vorleistungen und anderen Anspruch-
stellern dar, die ihren Anspruch mit den Eigentums- und 
Verfügungsverhältnissen, Gesetzen oder ethischen Ver-
pflichtungen anderer legitimieren. 
Bei der Bewertung können zusätzlich übergeordnete Kri-
terien wie Persönlichkeitsprofile, Bedürftigkeit, soziale 
Herkunft und Schichtzugehörigkeit sowie Subsistenzform 
und -niveau herangezogen werden. 
Die ausgehandelten und vertraglich vereinbarten Bewer-
tungskriterien und -verfahren sowie Bewertungsergebnisse 
weichen mitunter von den im Arbeitsprozeß erzielten und 
erzielbaren ab, was in gewandelter Vertrags- und Markt-
macht, in veränderten Marktwerten und in äußeren Ein-
griffen mit tarifvertraglichen, sozialpolitischen und 
arbeitsmarktpolitischen Mitteln begründet sein kann. 
Von besonderem Interesse sind Unterschiede zwischen den 
Bewertungen und Marktwerten einerseits und den internen 
Bewertungen von Erwerbstätigkeit andererseits, deren 
Ursachen u. a. in Marktunvollkommenheiten, Monopol-
stellungen, Informations- und Transparenzmängeln, Bar-
rieren für Arbeitskraft- und Arbeitsplatzbewegungen, 
Reaktionsschwellen, Anpassungs- und Investitionskosten 
liegen oder in neuen Tarifverträgen, Gratifikationsabkom-
men und Arbeitsmarktverhältnissen begründet sein kön-
nen. 
Namentlich in der Bewertungsfrage sind Interessengegen-
sätze und -auseinandersetzungen wirksam, die auch in 

gesellschaftlichen Konflikten und in der normativen For-
derung nach Einkommensgerechtigkeit ihre Ursache und 
Begründung haben. 
Aus den Bewertungen ergeben sich die Ansprüche auf 
Einkommen. 

[45] Ansprüche auf kontraktbestimmte Einkommen, Resi-
dualeinkommen, Gewinne 
Ansprüche auf Einkommen untergliedern sich in kontrakt-
bestimmte Einkommen (z. B. Löhne, Gehälter, Ertrags-
beteiligungen, „Renten“, nichtmonetäre Gratifikationen, 
die in Arbeitsverträgen kontrahiert sind; Zinseinkommen; 
Mieten; Ansprüche auf Naturaleinkommen) und Residual-
einkommen (Gewinne). 
Mit der Realisierung der Einkommensansprüche sind die 
Entstehungs- und Verwertungsprozesse erwerbswirtschaft-
licher und kontrahierter Arbeit abgeschlossen. 

3. Ausblick 
Das Bezugssystem eröffnet folgende Möglichkeiten der 
Be- und Verarbeitung, die nicht notwendigerweise in die-
ser Reihenfolge und nicht notwendigerweise nur im IAB 
geleistet werden können: 
— Aufarbeitung der vorfindbaren Literatur, Konfron-

tation der empirischen Befunde, Hypothesen, Modelle 
und Theoriebausteine mit dem Bezugssystem und Ein-
arbeitung brauchbarer Teile; 

— Fortentwicklung des Ansatzes zu einer umfassenden 
Theorie der erwerbswirtschaftlichen Arbeit, in der die 
theoretisch durchdrungenen Problemfehler problem-
gerecht miteinander verknüpft werden; 

— Entwicklung  von  Partialtheorien  wie  Theorie  der 
Arbeitsplätze,  der Akzeptanz,  der Flexibilität von 
Arbeitskraft- und Arbeitsplatzprofilen; 

— Einbeziehung von Ergebnissen  der Disziplinen der 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, auch der benach-
barten  und  benachteiligten,  in  diesen  theoretischen 
Rahmen; 

— Erstellung eines Bezugsrahmens für Forschungsplanung 
und -programme, Feststellung von Forschungslücken 
und -Schwerpunkten; 

— Ableitung und Entwicklung von quantitativ-formalen, 
insbesondere kybernetischen, ökonometrischen Model-
len einerseits, qualitativ-beschreibenden Ansätzen wie 
Szenarien,   Interessentableaus,   dogmen-geschichtliche 
Betrachtungen und programmatischen Leitlinien an-
dererseits; 

— Ausbau zu einer Theorie der Arbeitsmarktpolitik. 
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